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LeopoldHappisch- Bürgerder StadtWien.

DerGemeinderatderStadtWienhatgesternbeschlossen,denOb¬
mannderOrtsgruppeWiendesTouristenvereines„ DieNaturfreunde"undVize¬
präsidenten des Gesamtvereines„ DieNaturfreunde ",LeepoldHappisch ,anläss -¬
lich seines siebzigsten Geburtstages in Anerkennung seiner grossen Verdien¬
ste umdie österreichische Alpinistik und seiner hervorragendenjournali¬
stischen Tätigkeit zur Verbreitungdes alpinistischen Gedankensin derBe¬
völkerung zumBürger der Stadt Wienzuernennen .

Der neue Bürger wurde am . April1863 als Sohn eines kleinen
Postbeamtenin Wien ,Neulerchenfeld,geboren .Dortbesuchteer dievierklassi¬
ge Volksschule und absovierte zwei Jahre lang das Gymnasium .Da die schlech¬
ten finanziellenVerhältnissedesVaterhausesdasWeiterstudierenunmöglich
machten,tratHappischimJahre1877als Lehrlingin eineBuchdruckereiein .
Nach fünfjähriger Lehrzeit wurde er im Frühjahr 1882 freigesprochen und
arbeitete ven da an ununterbrochen als Buchdrucker ,bis er im Jahre 1900
Redakteurder Zeitschrift „ DerNaturfreund"wurde.

ImJahre1895gründeteHappischmitdemversterbenenLehrer
SchmiedlunddemMetallarbeiterRehrauerdenTouristenverein„DieNatur¬
freunde " .Die Bewegunghat heute in allen Kulturstaaten Europas undAmerikas
ihre Gruppen ;120Schutzhäuserin aller Weltzeugenvonder Wirksamkeitdie -¬
ser Arbeit .Verallem aber hat Happischals Schriftleiter des"Naturfreund"

eine alpinistische Zeitung geschaffen ,die als die grösste in deutscher
SpracheerscheinendeFachzeitunggilt .DerneueBürgerwarvom . Mai1919
bis 24 .April 1932Mitglied der BezirksvertretungFünfhaus .

- — . . - . - ¬
Dreitausend Führungen im WienerUhrenmuseum.

Seit der am . Mai1917erfolgten Gründungdes Uhren- Museumsder
StadtWienAmSchulhofhält dessenDirektorKaftananjedemBesuchstagun-¬
entgeltlicheFührungsvorträge.AmletztenDonnerstagfandnundiedreitau-¬
sendste Führungstatt,an der BürgermeisterSeitz,amtsführenderStadtrat
HonayundeineReihevenGemeindefunktienärenteilnahmen.NachBeendigung
der Führung dankte der Bürgermeister Direktor Kaftan für eeine so erfolg - ¬
reiche Arbeit ,durch die das Uhren - Museumder Stadt Wien zu einer auch im
Ausland überaus geschätzten Einrichtung wurde .Die dreitausend Führungsvor¬
träge wurde insgesamt von 35 . 752Persenen besucht .

Pensionierung eines leitenden Magistratsbeamten .
DerWienerStadtsenathatin seinerletztenSitzungdenOber¬

magistratsrat Franz Reutterer auf eigenes Ansuchenin den dauerndenRuhe¬
standversetzt .AnlässlichderPensionierunghat derWienerGemeinderatOber
magistratsratReuttererseine Anerkennungausgesprechen .Obermagistratsrat
Reutterer ist im Jahre 1900 in der Dienst der GemeindeWiengetreten und
nachDienstleistungin verschiedenenAbteilungenderMagistrats-Abteilung,
diemitadministrativenGrundangelegenheiten,derVerwaltungsvonAmts-und
Schulhäusern und Konzessionender GemeindeWienbetraut ist,zugeteilt wer- ¬
den .ImJahre1927ist ObermagistratsratReutter ,der wiederholtausgezeich¬
net wordenist,zum Vorstand dieser Abteilung bestellt worden .
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WIENERLANDTAG
Sitzungvom1 .April1933.

Präsident Dr .Naubauereröffnet nach 5 Uhrdie Sitzung undteilt
mit ,dasseinSchreibendesAbg .Kunschakeingelangtist ,worindiesermit¬
teilt ,dassdieMitgliederderchristlichsozialenParteidesWienerLand¬
tageszumProtestgegendieplötzlicheEimberufungdesLandtagesder
heutigenSitzungfernbleiben .( Rufeb . . Soz .dem. )Siekneifenaus! )
DerPräsident teilt ferner mit ,dass vondenAbg .Thaller ,Nachtnebelund
LeopoldineGlöckeleinedringlicheAnfrageandenHerrnLandeshauptmann
eingebrachtwordenist .

Schriftführer Abg .Pokornyverliest nundie dringlicheAnfrage .Sielautet :
DringlicheAnfrageder AbgeordnetenThaller ,Nachtnebelund

Leopoldine Glöckel an den HerrnLandeshauptmann .
EineReihevonMassnahmender Bundesregierunghat in denletzten

Tagenhöchste Beunruhigungin unseremLandegeschaffen .DieAuflösung
des Republikanischen Schutzbundes und die Stellung aller proletarischen
Zeitungenunter Vorzensurzeigen die jetzt herrschendekrasseRechtsungleic
heit auf .Währenddie Heimwehrpresse ,die taglichderVerfassunghohnsprechen
de Forderungenerhebt ,in keiner Weisean ihrer ständige UnruheundEr¬
bitterung schaffenden Schreibweise gehindert wird ,werden prolatarische

ZeitungenunterVorzensurgestellt .WährendhochverräterischeOrganisatio¬
nen ,wie die Heimwehren ,die sich offen als Fascisten bekennen ,die in
erpresserischer Weise den Sturz verfassungsmässiger Einrichtungen ver¬
langen und offenkundig von ausländischen Geldgebebn unterstützt werden ,
nicht nur geduldet ,sondern geradezu gehätschelt werden ,werdenOrganisa¬
tionen ,die zumSchutzerepublikanischerEinrichtungengebildetwurden,
wieder RepublikanischeSchutzbund ,aufgelöst .

DieGefertigtenstellen daherandenHerrnLandeshauptmann
die dringliche Anfrage:

Ist der Herr Landeshauptmannbereit ,alle in seinenamtlichen
Wirkungskreisfallenden Massnahmenzu ergreifen,um dieverfassungs¬
mässige Ordnungund den Bürgerfrieden in Wiengegen diehochverräterischen
Umtriebeder in italienischem Solde stehendenfascistischen undlogiti¬
mistischen Heimwehrzuschützen ?
Wien ,am1 .April1933.
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Zur Begründung der Dringlichkeit führt Ahgoerdneter Thallor
aus ,dass in unserem Landes politische Hochspannung herrsche .Massnahmen
der Regierung sollten Beruhigungschaffen .Sie haben in Wirklichkeit das
Gegenteil davonerreicht .Die Regierungverlässt mit jederNetverordnung
immermehrden Bodendes Rechtsstaates ,sie schafftRechtsungleichheit
in diesemPande . In einer Zeit ,in der esin
unserer Republik nicht weniger als 500 . 000Arbeitslose gibt ,inder
HandelundGewerbedamiederligen ,in der der Bauerauf seinerScholle
darbt ,weissdieRegierungnichtsanderes ,als mitWillkürundRechts¬
ungleichheitzu regierar .Die13Jahre bürgerlicherantimarxistischer
Regierungsollen durch die Diktatur der Notverordnungenweggewischtwerden .
) ( Zustimmungbei denSez .dem . )Manwill die Verhältnissenicht

unter Mithilfe der Vertreter des Volkesbessern ,sondern
manwill es diktaterischmachen .DieGeschichtelehrt unsaber ,dassman
mit Diktatur der Wirtschaft nicht helfen kann .Die Regierungschafft
tagtäglich neue ftechtsungleichheiten .Die sozialdemokratische Pressewird
kenfisziert undunter Vorzensurgestellt .DieZensurist aber immerdas
dümmsteAuskunftsmittel gewesen .( Beifall bei den Soz .dem . )Glaubtdenn
jemand ,dassmanmitdenMittelderZensurdie sezialdemokratischeArbeiter
presse dieses Landesmundtotmachenkann ? ( Rufebei den Soz .dem .:
Niemahs !) .

GesterngingdieRegierungnocheinenSchrittweiter ,siehat
denRepublikanischenSchutzbundaufgelöst( LebhaftePfuirufebei denSoz. d.
die WehrerganisationdersezialdemokratischenArbeiterschaft ,dienur
gegründetwordenwarzumSchutzederrepubliknischenVerfassungundder
RechtederArbeiterklassein diesemStaate .DieAuflösungorfolgteauf
DrängenderHeimwehr.WasdieHeimwehrwill ,dashatihr FührerStarhem¬
berg in einer VersammlungamvergangenenSonntagin Innsbrucksehrdeut-¬
lichgesagt.EineseinerForderungenhatgelautet: diesesFarlamentkommt
nichtmehrzurück ,dafürhabenwirzusorgen .Dassagt derFührereiner
Regierungspartei,währenddie Regierungtäglichversichert ,es seiihr
Bestreben,möglichstbaldwiederzuverfassungsmässigenZuständenzugelange
WassagtdieBundesregierung,wassagtderBundespräsidentzueinersolchen
Regierungspartei( LebhafterBeifallbei denSoz .dem. ) ,die geradedasGegentoil vondemtut ,wasder Willedes Bundespräsidenten ,wasan¬
geblichderWillederBundesregierung,wasaberbestimmtderWilledesganze
Bundesvelkesist ?EinederHauptforderungen,diefferrStarhemberggestellt
hat ,wardierestloseAuflösungdesrepublikaniechanSchutzbundesinganz
Besterreich.TiesemerstenSchrittsoll folgeneineSäuberungderGendar-¬
merieundPelizeivonallenElementen ,dieangeblichdemjetzigenRegie-¬
rungskursnichtuntertansind,folgensolldieEinstellungderHeimwehrals
Hilfspolizei( Pfuirufebeiden» . dem. )undalsKrönungdesGanzensoll
vorläufigfolgendieBestellungStarhembergsalsReichsverweserinunserer
Republik.DieseHeimwehrhatam15 .Märzfast2000Manninchemaligen
Jandwirtschaftsministerienzusammengezogen,undzwarauchausderProvinz.
s musstediePolizeieingreifen,umdiesemMissbraucheinEndezumachen.
AllerdingswardieKraftderHeimwehrstarkgenug,dendamaligenPolizei-¬
räsidentendeshalbdavonzjagen.DieHeimwehrverschiebtaberimmernichhreMammenimganzenLande,siekonzentriertsieheutedaundmorgendort,
ahltihnenTaggelderundwirdsozueinemständigenHerdderBeunruhigungunerer Republik .
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Wien ,am
DieHeimwehrsammeltaberauch ,wiewirausNachrichtenderletzten

Wochezuverlässigwissen ,ihreMannenimGebietederWienerHochquellen¬
leitung .( HörtHört- RufebeidenSoz .dem. )undkeinandereralsHerr
MandlausHirtenberghatdiedortzusammengezogenenHeimwehrmännervergan¬
genenSonntagherzlichstbegrüsst .WennmansichüberdenZweckdieserKonzentrierungerkundigt ,kannmanvondenHerrenmitdemHahnenschwanz
ganzoffenhören ,sie seienhingeschicktworden,umdenWienerndenHerrn

vielleizuzeigen ;wenndieWienersichdasDiktatdesHerrnFeyundStarhemberg¬nichtgefallenlassen ,werdemanihnendasWasserabsperren.(StürmischePfuirufebei denSoz .dem. )
IstdasnichtnacktesterHochverrat,derdagetriebenwird?ei neUnddieseLeutesitzeninderRegierungundmachendortPolitik,dienieht

unseremLandedienensoll ,sondernsie macheneine infamefascistische
Politik imAuftrageItaliens undUngarns ,sie besorgendieGeschäf-¬teausländischerfascistischerRegierungen.IndenletztenTagenhaben,

ookaih ,soni . : nbürgerlicheZeitungenDingeveröffent-¬licht ,dieinsczaildemokratischenZeitungenrundwegkenfisziertwerden.
SohatzumBeispieleineZeitung,diedenHeimwehrenunddemKursdesHerrnDollfusssehrnahesteht , gesternmitteilenkönnen,dassderHerrFey,
derStaatssekretärfürdasSicherheitswesen,nichtmehrundnichtweniger
geplanthat ,alsdenBundeskanzlerunddenVizekanzlerverhaftenzulassen
(StürmischeHörtHört-RufebeidenSoz.dem.) ,damiterseineunddesHerrnStarhembergdunklePläneverwirklichenkönne .Undgesternhatder
christlichsczialeLandeshauptmannvonOberösterreicheinweiteresHochver¬
ratsbeginnendesHerrnFeyzuSchandengemacht.Die„WienerNeuestenNach¬
richtenkonntengesternveröffentlichen ,dassHerrFeyohneWissenseines
Chefs,desBundeskanzlers,undohneWissenrveinesanderenRegierungs-¬
mitgliedesandieLandesgendarmeriekommandantenGeheimbefehleüberdie
BildungverschiedenerneuerFormationenhinausgegebenhat ,undzwarmitder
ausdrücklichenWeisung,denLandeshauptleutendavonkeineMitteilungzumachen .( HörtHörtbei denSozz .dem. )

TrotzdemgeniessendieHerrenderHeimwehrdasunbeschränkte
VertrauenderchristlichsozialenMinister,vondenensietagtäglichetwas

Neueserpressen.DieRegierunghatgesterndenRepublikanischenSchutz¬bundaufgelöst.SiehatdamiteineneueRechtsungleichheitgeschaffen,denn
siehatgleichzeitigdieHeimwehrbestehenlassen .DerWienerLandeshaupt¬mannwolltedasgleicheRechtwiederherstellen ,wenigstennsoweitdasin

cegieseinemMachtbereichgelegenwar “ ,under hat . gesterndenWienerHeimat¬
schutzaufgelöst.WährenddieRegierungsonstinvielenDingenübermässigvielZeithat ,hierhatsiesehrschnellgearbeitetunddemRekurs,den
ler WienerHeimatschutzverbandnochgesterndurchseinenRechtsvertreter
inbringenliess ,ist heuteschenstattgegegebenworden .( HörtHörtbei
en Soz .dem . )DasBundeskanzleramt( Generaldirektionfür dieöffent -¬
icheSicherheit )hatheutedemLandeshauptmannvonWienunddemWiener
simatschutzverbandeinenBescheidzu-gestellt,worinesdieAufhebungdes
enerHeimatschutzesrückgängigmacht.DieGeneraldirektipnfüröffentliche
cherheitschämtsichdabeinichtzusagen,wasderWienerLandeshaupt¬nnin seinemAuflösungsbescheidgesagthat ,seienunwähreBehauptungen
RufebeidenSoz .dem. :Unerhört! )=dieHeimwehrhabeihrenstatuten¬
ssigenWirkungskreiskoineswegsüberschritten ,undwennderLandeshauptmann
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vonWiendiesin seinemAuflösungsbescheidbehauptet ,sosei diesvoll¬
kommenausderLuftgegriffen ,Esergibtsich hier dermerkwürdigeTat¬atg Cebestand ,dassder Herr ,del überdie Sicherheitin unseremLandewacht
undgleichzeitigObmanndesWienerHeimatschutzesist ,einemRekurs
gegen die Auflösung des WienerHeimatschutzesstattgibt .

Die Auflösung des Republikanischen Schutzbundes wird derRe¬
gierung und der Heimwehrgarnichts helfen ,an den bisherigen Zuständen
wird sich garnichtsändern .So lange es in Oesterreich eine soziademékratische
Arbeiterbewegunggibt ,hat es auch Ordnerschaften gegeben .Siswurden
im Jahre 1923 in die Form eines Vereines gebracht .Wennmanunsdiese
Formunmöglich macht ,dann kehren wir eben zu den alten Formenzurück .
( Beifallbei denSoz .dem . )Manwaxkunsauchdiese Ordnerschaftenver¬

Bieten .Einen Gesetzesparagrapt ,dafür wird manwohl nicht finden .
Mankann zwar Vereine auflösen ,mankann aber nicht Menschenauflösen .
Wirwerdenungeachtetaller VerordnungenderRegierungunsereOrdnerschaf¬
ten aufstellenundwirwerdensie nachdenBeschlüssenunseresPartei¬
verstandesdurchführen.DieRegierungwilldenbisherigenSchutzbündlern
durcheineeigeneVerordnungdie Waffenpässeentziehen .WineneueRechts¬
ungleichheit ,dennin demselbenAugenblick,in demdies geplantwird ,
stolzierendieHeimwehrenoffenmitihrenWaffendurchdasLand .Die
RegierunghatheuteAufrufezumBeitritt zudiesenOrdnerschaften,siehat
dieBeitrittserklärungenkonfisziert .WennaberdieHerrenglauben ,dass
sie mit solchen Mätzchen den Abwehrwillen der Arbeiterklasse Oestereichs
hemmenwerden ,sa sagenwirihnenvonderEribüneeineröffentlichenKörper¬
schaft : Nunerst recht ! ( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )Wenn
HerrFeywissenwill ,wiesichseineVerordnungenauswirken,dannsoller
mergenschonin unsercErteisekretariategehenunddortfeststellen,wieviel
neueOrdnerwir o r mxgestern undheute schongewonnehaben .( Beifall
beidenSoz .dem. )Wennmanunsverbietet ,in VyFlugblätternundZeit¬
schriftenu fürunsereOrdnerschaftenzuwerben,dannbenützenwirdie
TribüneeineröffentlichenKörperschaftundrufenjedemSchutzbündler
undjedemJugendgenossenundjedemunsererSportgenossen ,wir rufendema
Arbeitslosen unddemArbeiter im Betrieb zu :Hineinin dieOrdnerschaften !
( LebhafterBeifall bei denSoz .dem. )

aller -Die Regierungsparteien ,die uns all das verbieten wollen ,haben
die/grösste Scheu vor den Neuwahlen ,denn eine Volkswahl in diesemLande
würdezeigen ,werhintardiesenRegierungsparteiennochstehtzdiewürde
zeigen ,dass die Partei ,die heute in so feiger Art aus diesemSaßlge¬
flüchtet ist , . . . "dezimiert würde ,dass sie wederin
derStädtennochaufdemLand: .irgendwtwas/zubedeutenhat ,undsie
würdeweiterzeigen,dassindieserRegierungeineParteidasgrosseWert
führt ,dieüberhauptinkeineröffentlichenKörperschaftmehraufscheinenwürde .

InderletztenZeithabendieHeimwehreneineneueEpresserische
ForderunganihreKoaliationsgenossengestellt .Siewollennichtmehrund
nicht wenigerals die Absetzungdes sozialdemokratischenBürgermeisters
venWienunddie EinsetzungeinesverlässlichenrechtsstehendenStaats¬
kommissär.(LachenbeidenSoz .dem. )Solange( dieseForderungdieHeim-¬
vahrenalleingestellthaben ,konntemanübersie miteinemAchselzucken
linweggehen.HeuteschreibtaberauchdieReichspostüberdieseSache
undda mussmanallen Ernstesfragen :Ist das aucheine Forderungderchrist -¬
lichsozialen Partei?
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Manmussdie Frageaufwerfen ,mit welchemRechteine selcheForderung
gestellt wird .Hat denndie Mehrheitin diesemHausekeineMehrheit
in der Bevölkerunghindersich ?AlleWahlenin dieser Stadt ,dienach
demUmsturzstattgefundenhaben ,habengezeigt ,dasseinimmergrösserer
TeilderWienerBevölkerungzurSozialdemokratiestehtundsichzurTätig-¬
keit der seziddomokratischenEemeinderatsmehrheitbekennt .(Zustimmung
beidenSoz .dem. ,ZwischenrufebeidenNat .soz . )Diesezialdemekratischen
WählerWienswerdensichnichtvergewältigenlawsen.DieWienerArbeiter
sindsehrruhgiundsehrdiszipliniert .AberandemTage ,andemein
selcherVersuchgemachtwerdensollte ,werdendieWienerArbeiterkeine
Paroleabwarten( StürmischerBeifallbeidenSoz .dem.) ,andemTage
wirdeine Volkserhebungin WienundOesterreichgeben ,die denHerren
zeigenwird ,wosieHaltzumachenhaben.BesondersdenHerrenvonderchristlichsozialenParteimussmanrechtzeitigsagen,dasssiediesen
Versuchbleibenlassensollen ,wennsie nocheinenFunkenvonVaterlands-¬
liebehaben.WenndieserVersuchunternommenwerdensollte ,dannwürden
sichdieWienerArbeitererhebenunddieanmassendenDiktatoren,die
unsheuteregieren ,zumTeufeljagen ,dannwürdemanin Wienundin
OesterreichdieTagevon1848wiedererleben. 2

beidenSoz .dem.) (LebhafterBeifallundHändeklatschen
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BürgermeisterSeitz :DieFragederAntragsteller ,obichbe¬
reitbin ,dieverfassungsmässigeOrdnungunddenBürgerfriedeninWien
zuschützen ,kannich nurmiteinemlautenJa beantwerten .Solangeich
auf diesem Posten gestanden bin und stehe ,ist es meine Pflicht als
Landeshauptmann,vorallemdie VerfassungderRepublikundderenGesetze
strengeeinzuhaltenundsiegegenalle Angriffe ,vonwelcherSeiteimmer
sie kommen,mitallenzuGebotestehendenMittelnzuschützen .(Leb¬
hafterBeifallbeidenSoz .dem. )Ichübeaberdabeinichtnur
meineAmtspflicht ,ich felge meinervolkswirtschaftlichenundpolitischen
Ueberzeugung,dasswirdasfurchtbareElenddieserStadtunddiesesLan¬
des ,dieWirtschaftskrisein allenihrenAuswirkungenfür denArbeiter,
Angestellten ,Bauern ,Gewerbetreibenden ,Industriellen nur bannenkönnen,
wennwirunsin - mitteneinestobendenEuropafesthaltenals einneutraler
Staat ,derseineKräftebewahrt ,umsich ,wenndieWirtschaftskriseein¬
malüberwundensein wird ,als ein modernerKulturstaat ,als einIndustrie-¬
staat in daswirtschaftlicheGetriebeEuropaswiedereinbauenzukönnen.
DieWeltstadtWien,dienichtnurdieHauptstadteineskleinenLandesist ,
senderneingrossesZentrumeuropäischerWirtschaft ,als solcheszuerhalte
ist einePflicht ,diewirnichtnurgegenuns ,sondernauchEuropagegen¬
überzuerfüllenhaben,sowiewirhoffen ,dassEuropadiesesHerzeiner
Wirtschaft ,dieses Zentrumder Kulturnicht zerstören lassen wird .Wir
habenaufdiesemheissenBodeneinegrossehistorischeAufgabe,derwir
nargerechtwerdenkönnen ,wennjedersichbemüht ,VerfassungundRecht
unddamitdieRuhein derStadtmitallenMittelnaufrechtzuerhalten.

Dasist keinpelitischesGebot,sonderneinGebotderWirtschaft,ein
GebotderSorgefürallearbeitendenMenschen.WerderBürgerfrieden
durchirgendwelcheMassnahmenstört ,werprovoziert,werdieVerfassung
bricht ,werdenBürgerkriegentfacht,werzulässt ,dasssichhierbewaff-¬
neteBandenzusammentun,umKämpfezuführen,ist einVerbrecherander
StadtundanderRepublik.( LebhafterBeifallundHändeklatschenbei
denSoz .dem.- Zwischen-rufebeidenNat .soz. )

Wasbedroht nun die Neutratlität Oesterreichs und damitdas
WirtschaftslebenWiens ?Es sind zweiBewegungen ,über die ich nichtpar¬
teipolitisch ,sondernnachrein sachlicherBetrachtungein Wortsagenmuss
Dieerste diese Bewegungenist die natuonalsozialistische .Sie strebteine
Diktatur mit den Mitteln der Gewaltan ( Rufebei den Nat .soz . :Mitden
MittelnderLegalitätwiein Deutschland) .DerWeg ,denSieinDeutsch¬
land gegangensind ,ist in Oesterreichnicht möglich .Denndieösterreich :
sche Arbeiterklasse ist nicht wie in Deutschland in zwei fast gleiche
Teilegespalten ,die gegen- einanderKriegführen .Esgib auchinOesterreic
keinepolitischeSchichte ,wiein Deutschlanddie Rechtsstehenden ,die
mit finanziellen undanderenMitteln die nationalistische Bewegungstärken
könnte .Sie könnenalso nur mit Gewalt siegen oder durch dieFehler
grosser bürgerlicher Schichten .DerWeg ,den das HakenkreuzinDeutschland
egangen ist ,ist aber deshalb in Oesterreich nicht möglich ,weil unsere
erfassungeine BestimmungnachArtdesArtikels18der deutschenReichs-¬
erfassung nicht kennt ,der Verfügungenohne und gegen das Parlamenter - ¬
öglicht ,derdaherdieeinzelnenParteienihrerVerantwortlichkeitgegen¬
ber den Bürger enthebt und der es möglich macht ,dass Verfügungen ge - ¬

roffenwerden,dienichtvoneinerMehrheitdesParlamentsverantwortet
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werden müssen ,sondern von irgendeinem einzelnen ,sodass die Parlements¬

parteien der Pfäicht enthobenwerdenauchunpopuläreMassnahmen ,dieaber
notwendigwären ,nach aussen hin zu vertreten .Mankönntehiereinwenden,
dass der faktische Vorgangder VergängungvonNotverordnungenaufGrund
doskriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzes ,wieer heutein
Sesterreich geübt wird ,eine ganzähnliche Sachlageschafft .Dashatsehr
viel für sich .Richtig ist ,dass man ,wennmandie nationalsozialistische
Bewegungin Oesterreichbewusstundzielsicherstärkenwill ,nuraufdom
WegverfassungswidnigerVerordnungenweitergehenmüsste ,umjodepoliti¬
sche Partei in Oesterreich unverantwortlich zu machen ,um
jedeanderepolitischeParteivorderPflichtzubewahren,auchunpezu¬
läre MassnahmenvordenMassenzuvortretenundso diejenigen ,die
unter solchen Massnahmenleiden ,und nicht das Verständnis für ihre
Netwengigkeit haben ,einer wüsten Demagogie auszuliefern ,die nu /imHaken¬

kreuzendenkann(DemonstrativerBeifall . d .Nat . )Mankannnichtzweierlei .
Mankannnicht zugleichGottdienenunddemMammon.Mankannnicht der Ver- ¬
fassungdienenundzugleichder Diktatur ,mankannnur der einenoderder
anderendienen .Werin Oesterreic h mit der Ditatur spielt ,der musswissen ,
dassdieDiktaturnurendenkannin einerdeutschenHitler -Diktaturoder
in einerUnterstellunguntereineitalienischeMussolini-Diktatur.Jedes
StrebennachDiktaturin Oesterreichkannnurendenin einerpolitischen
Abhängigkeit .Die jelbstständigkeit Oesterreichs st nur möglichbei
Aufrechterhaltung seiner demokratischen Verfassung .Es ist sehr interessant
dass diese Festetellung ,wie Diktatur in Oesterreich könne nur mit einer
hakenkreuzlerischenDiktaturenden ,sogarbeidenVertreterndieserPartei
Bestätigungfinden .AberSie vergesseneines : Esit,rein theoretischge¬
sprochen ,natürlich auch eine andere Diktatur möglich .( Zwischrmufe. d .
Nat .soz . ) undein grosserTeil der AusführungendesAbg .Thallerverweist
ja dar auf .Manbraucht sich nicht von Hitler kaufen zu lassen .Mankann
sich auchvonanderenMächtenbezahlenlassen ,Mankannin OesterreichBan¬
denbilden ,dienichtdemGeistdesHakenkreuzesdienen ,sonderndem
GedankendesLegitimismus.MankannalsoentwederOesterreichin dieeine
oder in die andere Gefahr bringen .Aber jede dieser Gefahren - darüberdarf
sichniemandtäuschen, -birgtin sichzugleichdie Kriegsgefahr ,weileine

faktische UnterstellungOesterreichunter Hitler ebensodieschwersten
Verwicklungenheraufbeschwörenkönntewie eine faktischeUnterstellung
Oesterreich ,unterirgendeineFormvonLegitim- ismus.WerdenFriedenwall
werdenKriegver,meddenwill ,werdenunsäglichenLeidenderWirtschafts¬
krise nicht nochdas Leid des Krieges hinzufügenwill unddieWiederkehr
des grossen Elends ,das heute nochwie ein Fluch auf unsererGeneration
lastet ,wer den Frieden Oesterreichs will ,der mussfür die freie unabhän¬
gige RepublikOesterreichundfür die Sicherungseiner Verfassungwirken
( Lebh.Beifallb .d .Soz . ) ,derhatdiePflicht ,jedenGedankenderDDiktatur
mit allen Mittelnseiner Kraftabzuwehren.
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Ichhabenichtin meinerantlichenEigenschaft ,ichhabeauch
in meiner politischen Stellung im Parlament vor mehreren Jahren den

Vorschlaggemacht,manmögealle diese Wehr- undSchutzformationenauflösen ,
es mögeeine Parlamentskommission ,die ausallen Parteienbesteht ,gebildet
werdenzur Bekundungdes übereinstimmendenWillens ,alle Schutzformatio¬
nenaufzulassen ,undzur Kontrolle ,dassdie Waffenabgeliefert
worden, weil die legale Gewaltstark genugist,um
VerfassungundRuhezusichernundmanmögese demBürgerfriedenin
Oesterreichdie Wegebahnen .Einlautes Nein,begleidetvonhähmischen
Bemerkungenwar die Antwort .Ich habe in den . 1o Jahrenmeiner
polifischen Arbeit selten so tief empfunden ,

. dass ein schwererpolitischer Fehlergeschehensei ,diesumsomehr,
als ich mir in meineneigenenReihensagen lassen musste ,dass mandieses
Angebotetwanochfür eineSchwächehaltenkönnte,vährendichmir
dochbewusstwarund/ ,dassdasösterr .Proletariatzward u .om

Staldsa Friedenwill , (
dass es aber5 in Bein und Mark und Soele :
starkgenugist ,auchimKampfezubestehen( Lebh.Beifa . .. d .Soz. -¬

Zwiszhenrufe ) .
einseitig blossNunmehr ist etwas ganz anderes geschehen .Die Regierung hat/den

Republikanischen Schutzbund aufgelöst .In diesem Augenblick warnatürlich
für das LandWiendie Frage aktuell ,welcheanderen sogenanntenSchutz¬
formationen aufzulösen seien . Eskamhier zunächst in Frage der beider
LandesregierungangemeldeteundvonihrnichtuntersagteVerein"Wiener
Heimatschutz2oder wie manvolkstümlich gewähnlichsagt die"Heimwehr. ".
EineAuflösungnationalsozialistischerFormationenist nachdemVereinsge¬
setz gar nicht möglich ,weil diese Formatienennicht in der FormvonVere¬

42gebildet wind .Ich habe aber dic " Heimwehr"aufgolöst .
Ich verwahre' michecdagegen ,dassich auchnureinenAugenblickgedacht
habo, ,dassdiese :fommelleVerfügungder Auflösungeines Vereinssac
lich - Getwasbedeutet .Dasbedeutet beimSchutzbundnichts undauchbeiderin WienHeimwehrnichts . Soweites/eine Heimwehrgibt ,ist sie “überhauptklein undunbedeutend ; aber soweit sie/etwas bedeutet,bewirkt eine
solcheAuflösung nichts ,weil ja die Menschen ,
die demGedænkendienen ,weiterbestehen ,weil whreGehirnenachderAuf¬
lösung auch nicht anderes funktionieren und weil der innere Zusanmehhalt

Vereins
der Mens chen durch eino/Auflösung nicht zerstört werden kann .Ich habeauch
nicht einen Augenblick daran gewzeifelt ,dass gegen diese Verfügungsofor
ein Rekurs eingebracht werden wird und ich habe gestern schonvormus¬
gesehen ,washeute erfolgt ist ,dass nähmlichder Obmanndes VereinsWWien

gegendieHeimatschutz ",HerrMajorFey Auflösung
rekurieren und dass dieser Rekurs vonder

Generaldirektion für öffentliche Sicherheit ,deren Chef Herr Major Feyis
amtlichzu behandelnsein wird .Ich warmiralso keinenAugenblickdarüber
imUnklaren ,washier geschehenwird .Mankönntenundie Frageerheben,
warumich es trotzdemgetanhabe ?WeilrsoweitmeinWirkungskreinundetr
e Nachtbefugnissereichen ,als erster Grundsatz-geltenmuss, “dorGrundsat

O . r w .151



RATHAUSKORRESPONDENZ

IK . Blatt
Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

der Rechtsgleichheit aller ( Lebh .Beifall . d .Soz . )ObmeineVerfügung
durchdringt oder nicht,ist nicht wichtig .Ich musste bekunden ,dass
ich alles getan habe ,was ich als Funktionär ,der auf die Verfass :

ein Gelöbnisgeleistet hat ,tun konnte ,umzu verhindern ,dass indersel¬
benStadt die eine bewaffneteFormationweiterbesteht ,währenddieandere
aufgelöst wird . DiesesBekanntnis war der Sinn meiner Verfügung ,: hat
gesagt ,die Begründung des Bescheids sei unklar ;man hat behauptet ,die
Angabenseien " vollkommenaus der Luft gegriffen "und derglechhan .Ich
werde niemandem auf diesem Wegeder Polemik zwischen Behördenfolgen .
Abereines sage ich : Essoll jemanddie Berechtigungder Vorhalte ,dieder
Heimwehrgemacht werden ,bestreiten ; essoll jemand bestreiten ,dass der
Verein " Heimatschutz "unbekümmert um seine vereinsrechtliche Organisation
demKommandoStarhembergsuntersteht ;es soll jemandbestreiten ,dassdie
Formationen ,die demKommandoStarhembergsunterstehen ,am13 .September
1931 einen Putschversuch gemachthaben ;es soll jemand bestreiten ,dassdies
Formationen ,ob sie diese oder jene vereinsrechtliche Gestaltung haben ,
eine einzige unter dem KommandoStarhembergs stehende Formation gilden ;
es soll jemand bestreiten ,dass diese an einen bestimmten Abend imalten
Ackerbauministeriumin WienversammeltenHeimwehrmänermit Waffenaus¬
gerüstetwaren ;es soll jemanddie RichtigkeitdesamtlichenBerichtes
des damaligen Polizeipräsidenten bestreiten ,dass diese bewaffneten Massen
von 1200 oder 2000 Mann -die Zahl ist ganz nebensächlich -gedrohthaben ,
auszubrechen und in WienUnruhe zu stiften . Essoll jemand mit einemWort
bestreiten ,dass diese Heri :Starhemberg unterstehende Heimwehr unddamit
implicite der Verein „ WienerHeimatschutz "an allen diesenverfassungs¬
widrigenund die Republik gefährdenden Aktionen beteiligt waren .Wennder
Obmanndes Vereines ,Herr Major ,Staatssekretär Fey das öffentlich erklärt
wenner öffentlicht erklärt ,dass der Verein „ WienerHeimabschutzein
selbst ,tätiger ,von der Starhembergischen Heimwehr vollkommen unabhängig

Verein ist ,der im Rahmender österreichischen Verfassung mitverfassungs¬
mässigen Mitteln seine Vereinsziele verfolgt,bin ich bereit ,öffentlich

zu erklären ,dass der Verein nicht aufzulösen war .Aber solange dieser
Verein der militärisch formierten Organisation und der Befehlsgewalt des
Herrn Starhemberg un der Heimwehruntersteht und solange die Tatsachen
die sich hier wirklich vor den Augen jedes Bürgers der Stadt vollzogen

haben ,bestehen ,solange istes sonnenklar ,dass die HeimwehrnachRecht
und Gesetz aufzulösen ist . DieVerfügung ist heute im Rekurswegevom
Bundeskanzleramtwiederbehobenworden .Ich gesteheganzoffen ,dassweder
die Verfügung ,nochderenBehebungfür die eigentlichenrealenTatsachen
irgendeine Rollespielen .

Die reale Tatsache ist ,dass das Wirtschaftsleben dieser armen
Stadt den jetzigen Zustand nicht erträgt ,dass das furchtbare Elenddurch
diese Unruheverschäfft wird und dass jeder ,der es mit demVolkeWiens
ehrlich meint ,alle Kraft aufbieten muss ,um jede Reizung zuvermeiden ,
umjeden Zusammenstossmit Waffengewalt ,aber auchnur mit derFaust
zu verhindern ,dass diese Stadt der absolutenRuheundderverfassungs¬
mässigen Entwicklung bedarf und dass jeder ein Feind dieser Stadt ,seine
Volksundder Zukunftdes Volkesist ,der die VerfassungunddamitdieRu
dieser Stamtin irgendeiner Weisebedroht .
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MeineBitte an denLandtag ,an die Vertreter des VolkesvonWienund
damitan das gesamteVolkvonWienist :Haltenwir in dieserschweren
Zeit zusammen ,wehren wir jeden Angriff auf die Verfassungder

Republik,jedenAngriffaufdasRechtab ,festentschlossen,dieRechte
dieserStadtundderRepublikgegenjedermannzuverteidigen ,seies
wenner aus Unkenntnisder realen wirtschaftlichen undpolitischen Tatsache
handelt,seieswennerbewusstundmitschlechtemWillendieVerfassung
der Republik ,ihre Ruheundihren Frieden bedroht .Aberich warnedavor ,
dassmandenFriedenswillendieserStadtundihrer MehrheitalsSchwäche
missdeute.WirkennendieGeschichtederStadtundunseresVolkes .Einmal
kommteinAugenblick,daesernstist ,unddadiesesVolkdersogenannten
GemütlichkeitunddesFrohsinnsauchhartwerdenkann .Darinliegtdie
Gefahr .Wienist entschlossen ,seine Rechtegegenjedermannzuvertei¬
digenmallenMitteln ,die dazunotwendigsind .DieStadt wünschtRuhe
undFrieden ,Aufwærtsentwicklungundwünscht ,sich wiedereinzureihen
in ein Europader Kultur ,der Freiheit ,der Demokratie .Wirwerdenuns
dagegenwehren ,dass dieses LandimBalkanuntersinkt ,dass esuntergeht
in derBarbareiderDiktatur ,dasses ein SptelballgrosserMächtewird,
dieaufdiesemBodenihreKriegeaustragen .Wirwollenundwirwerden
mitallenMittelnkämpfenfür ein neutralesOcsterreich ,einefried¬
liebendeRezuklik,in derenRaumeinfreesVolkdeutscherMännerund
Frauendemokratischbestehenkann ,wirwollenaufdemheiligenBoden
unsererVäter ,wir wollenfür unsereKinderhier erhalten einenStaat
und eine Stadt deutscher Kultur ,deutscher Zivilisation ,deutscherDemo¬
kratie im HerzenEuropas .( StürmischerBeifall . d .Soz .dem) .
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Abg .Frauenfeldführt aus ,dasssichseit der letztenLand¬tagsitzung hier einiges geänderthat .Derfrüher vollständig ruhigeZu¬
standin StadtundLandist künstlichgestörtworden,weildurchMass-¬
nahmenderRegierungindenletztenWochenkünstlichBeunruhigungindie
Bevölkerunghineingetragenwordenist ,dietraurigzunonnenwäre,wenn
sie nicht immerun d wederholtvongeradezugroteskenZwischenfällen
unterbrochenwordenwäre.Daist zumBeiwpieldiegestrigeAuf fahtt
underesBundesheeres ,dieüberdenRingstattgefundenhat .HerrTrain-¬
rittmeisterVuagoinhatwiedereinmaldasBedürfnisgefühlt ,sichinder
FülleseinerMachtzuzeigen.DasGanzehatotwasRevucartigesansich
gehabtunddieSelenophon-AktiengesellschaftscheintbeidieserAngele-¬
genheitdasWichtigstegewesenzusein ,dieBundesheersoldaten
scheinennuralsStatistenbeigetragenzuhaben.Eshatgaradenurnöch
gefehlt,dasszumSchlussderVeranstaltungnochberichtetwordenwäre,
dassdieKostümedieUnifermierungsanstaltTiller . G.geliefertunddasBenzindieSenenophon. G.bezahlthat .HerrVaugeinbenütztdieparlament-¬
loseZeit ,umsichalsLandesbeamter,dererjaist ,trotzderStellen-¬
sperreindenStaatsdienstüberführenzulassen,umalsSekticnscheffrüher
oderspätermit1400SchillinginPensiongehenzukönnen.UnserLiliputanediktatorDollfusshatsichin dieserparlementlesenZeiteinenGräf-und
Stiftwagenumetwas100. 000Schillingangeschafft.WozubrauchtHerrDollfusseinensolchenWagen,erkommtjaauchmiteinemKinderwagerl
aus .UndwennermiteinemHanchaagfahrenwollte ,schautderauchnoch
leeraus .Dasistüberaussehrtraurig,dasmananderseitsdesBundes¬
chauffeuren20bis3eSchillingmonatlichvonihrenEinkünftengestrichenhat .

DassderLandbundbeieinerderartigenGeschäftemacherei
hierselbstverständlichauchnichtfehlt,dürftedenHerrenvonderLinken,diehieraufderverkehrtenSeitedesHausessitzen,bekanntsein.Herr
SchumyausKärntenmorunterhälthierHolzgeschäfte,diesichüber
HerrnLaibPollitzerabspielen;manerwägtauchPläneeinerErweiterungdesKabinettsdurcheinenweiterenLandbundminister,umeinemöglichstSonlaenlssebreiteFlattformfürverdiente tari zu schaffen .Aberalle diese
Ereignissetretenzurückgegendas ,waswirin denletztenTagenvonder
Heimwehrerlebthaben.DieEreignissederjüngstenZeitweisendarauf
hin ,dassdieAbteurerpolitikundjenebalkanmässigeBehandlungderAnge-¬
legenheitendiesesStaates ,diedurchdieHeimwehrherbeigeführtwordensind,
nuneineFermangenommenhaben,diedenHerrentrotzderAusnahmezustände,diegeschaffenwordensind ,nichtbesondersvielFreudebereitendürften.
BisaufdieBeunruhigungderOeffentlichkeitmitdemMaschinengewehrauf
demTurmderStiftskirche ,mitdenAutormndfahrtendesBundesheeresundmit
denFrühlingspazierfahrtenderPolizeiüberfallswagenist eigentliehherze
lichweniggeschehen,wasirgendjamandernstlichbeunruhigenkönnte,
AufderanderenSeitoist derrepublikanischeSchutzbundsozusagenaufge¬
löstworden.DasseskeineAufkösungwar ,sondernblosseineUmbenennung,
werdendieHerrendersczialdemokratischenParteibesserbestätigenkönnen
als wir .DieAuflösungdes republikanischenSchutzbundeswarschonso
gutbekannt,dassdieOrganedesSchutzbundesbereitsgesternvormittags
aufdiePolizeiorganegewartethaben .DassselcheMassnahmenalsgrotesk
empfundenwerdenmüssen,ist klarundgehtauchhervorausdenmildenund
sanftenTönen,dievondersozialdemokratischenParteihierangeschlagen
wordensind .
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Die Katastrephenpolitik der Heimwehren ,von Vaugoinsekun¬
diert ,hatdiePläneeinesPutschesgehegt .DieSacheist danndenanderen
Beutenzuriskantgewerden,es sindfauloKempromissegemachtwörden
undals sölche habendie Dingegeendet .Für dentraditionell angesagten
PutschhatmandenLeutendieAuflösungdesSchutzbundespräsentiert.
DieAuflösungdesVereines" WienerHeimatschutz"hätteaufden. April
verlegt werdensellen .BürgermeisterSeitz hat etwasaufgelöst ,wasgar¬
nichtmehrdagewesenist ,denndieganzeWienerHeimwehrbestehtwirklich
nurmehrnochaufdemPapier .Sieist repräsentiertdurchHerrnFey
undseineSchnallendrucker,in Rom ,desHerrnHauptmannReichelvon
Erlenhorstundanderen.DassweiterhininderlotztenZeitverschdddene ,
immertrübeQuellenaufgesuchtwerdensind ,gehtausdemregenPendel¬

verkehrzwischenWienundRom,aberauchzwischenWienundBerlinher-¬
vor ,dennmergenfährtschenwiederDr .HuebernachBerlin ,umetwaszu
erreichen ,waser sichin Romnichtholenkonnte .DiederZensuranheim¬
gefallenenbeidenExtraausgabendes" Kampfrufes" habenklarunddeut¬
licherwiesen,dassdieAbenteurerpolitikdieserLeuteinphantastischen
PläneneinerStatthalterschaftStarhembergsgipfeln ,dasshiernichtvon
einerösterreichischenFarteibewegungPolitikgemachtwird,sonderndass
wirfremdeLegimmäre,solcheItaliens vorunshaben ,die dieGeschäfte
einer auswärtigenmachtbesorgen .Ich stelle fest ,dassdie gestrigeVer¬
öffentlichungbezüglichjenesBriefes ,dender italienischeKorrespon¬
dentDr .MerealedemBankhausTopolanskygeschriebenhat ,keineswegs
eineFälschungist ,sonderndasssichdieDokumenteinunsererHandbe¬
findenundechtsind .Wirmüssenfesthalten,dassdiesegenannteSelbst¬losigkeitdieserLeuteentlarvtist ,dennausdiesemSchreibengehtklar
unddeutlichhervor ,dasssie nichtfürihrediktatorischeBewegungGeld
genommenhaben,wasauchansichverwerflichgenugwäre,sonderndasssie
diesesGeldzuPrivatzweckenmissbrauchten.EsheisstindemBpief"dasswirinderletztenZeitsehrvielgetanhabenundnechsehrvieltun
werden,aberwirkönnennichtauchnechdieFreundedesHerrnStarmhmberg
finanzierenundsanieren . "MitdieserFeststellunghabensichdieseLeute
endgültiggerichtet .IchkannnurderVerachtungAusdruckgebengegenüber
einerBewegung,die grossmäulerischveneinemVerratderNatienalsezialisten
sprichtumdsichdabeihergibt ,für italienischesGeldeineAntianschluss¬
propagandazubetreiben .( LebhafteZustimmungbeidenNat .soz . )Umangeb¬
lich einerbolschiwistischenGefahrvorzubeugen,hat mansogarmitdem
Gedankenkekettiert ,Gebäudein WienoderanderenStädtenanzuzündenoder
Van-der-Lübbezuspielen ,wiesichderHerrausgedrückthat ,dergerademit
demgleichen Anfangsbuchstabenanfängt ,wie dieser Lübbeund hier diese
unglaublichenfeststellungengemachthat .Ich möchtenochdaraufver¬
weisen ,dass besendersjene versiegelten Kuverts ,die in die Provinzhinaus-¬
geschickt werden ,zeigen ,wie innerlich zerfallen dieses System .bereits
ist .Einer intrigiert hinter demRückendes anderen .Aber auch die Sezial¬
demekratenwerdanmitder Politik ,die BürgermeisterSeitz heutehier
aufgezeigt hat ,zusammenmit den Heimwehrenunter die Räderkommen .Die
gresseAktivitätderHeimwehrenwurdedeshalbentfaltet ,weilderjahre¬
lange Geldgeber der Heimwehr endlich auf seine Rechnung kommenwall .

DieSozialdemokratenlassensichallesgefallen,wiraberwarnen
die Regierungundihre Hintermänner ,das Spiel weiter se zu treiben .Unser
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Weg führt uns in die grosse deutsche Volksgemeinschaft .DieSozialdemo¬
kratenempfindenheutedenAnschlussals eine Unterstellung ,weilim
Reichdraussennichtmehrdie HerrenBraunundSeveringdiktieren .Hinter
uns steht nicht nur ein Drittel der österreichischen Bevölkerung ;hinter
uns stehen 64 Millionendes deutschenVolkes .WirgehenunserenWeg
auf legalemBodenbis zur Vernichtungjenes Systems ,das voneiner
kleinenAbenteurereliqueausgeübtwird .Wirhabender Regierungden
Kampfangesagt ,weilwirdie BelangedesdeutschenVolkeshierin
Oesterreichzuvertretenhaben .DerSiegwirdunsersein! DasVesterreich
dasnachDollfusskommenwird ,wirddasnationalsozialistischeOesterreichsein! (StürmischerBeifallbeidenNat .soz. )

AbgeordneterDr .Hankebeschäftigt sich ausführlich mitder
Notverordnungüberdie Bankenreform.Ererklärt ,dasssie zurStützung
derEskomptebankerlassenwordenist .DieErlassungderNotverordnung
habegezeigt ,dassdieSituationbeiderEskompteeineverzweifeltege¬
wesensei .ManhabeaufderBörsedieAktienmit1o0nochgehalten,
als sie imSchleichhandelschonmit 20gehandeltwordenseien .DieRe¬
gierungverhandlejetztwiedermitdenAuslandsgläubigernderKreditan¬
stalt .Diese Verhandlungensind für uns ganz gegenstandslos ,dawir
keinerleiAbmachungendesgegerwärtigenRegierungssystemsmitdenAus-¬
landsgläubigernanerkennenwerden.( BeifallbeidenNat .soz .)

EsgelangennunmehrdieeingebrachtenAnfragendurchdie
SchriftführerdesHauseszurVerlesung.
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Schriftführer Pokorny liest :

Anfrage
der AbgeordnetenLeopoldThaller ,NachtnebelundLeopoldineGlöckel
an den HerrnLandeshauptmann :

DasLandesgerichtfürStrafsachenWienI hataufAntrag
desStaatsanwaltesdieBeschlagnahmedesfolgenden"Mitteilungsblattes
der SozialdemokratischenArbeiterpartei Deutschösterreichs "vom
31 .März1933verfügt .

VenderParteigratis verteilt! 5 Groschenfür denKolperteur!
Mitteiluhgsblatt.

derSezialdemokratischenArbeiterparteiDeutschösterreichs.
Wien ,Freitag ,den31. März1933.DerSchutzbundaufgelöst!

Es leben die Ordnerschaften!
Arbeiter !Republikaner !

DieRegierunghat denRepublikanischenSchutzbundaufgelöst.
DiefaszistischenundmonarchistischenWehrverbände,dieerst indeg
letztenZeitwiedereinenPutschvorbereitethaben ,werdennichtauf-¬
gelöst .AberderRepublikänischeSchutzbund,desseneinzigeAufgabees
war ,die republikanischeVerfassungzuschützen ,wirdaufgelöst.

DieHeimwehren ,dieam13 .September1931einenhochverräteri-¬
schenPutschgegendieVerfassungderRepublikunternammenhaben ,sind
nichtaufgelöstwerden.AberderRepublikanischeSchutzbundistaufge-¬löst werden .

" VordemGesetzsindalle Staatsbürgergleich "sagtdie
VerfassungderRepublik.DiesesGrundprinzipderrepublikanischenVerfassungilt nichtmehr .
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Wien ,am

Ihr ,Arbeiter und Republikaner ,werdet die Absichtender
Reaktion durchkreuzen .

DenVereinRepublikanischenSchutzbundkannmanauflöseniber
dieMänner,dieentschlossensind ,dieRepublikzuschutzen,diekannman

nicht auflösen und deren Willen kann man nicht zerbrechen .
Die Vereinsformkannfallen ,aber der Wille zumSchutzederRe¬

publikbleibt .
DerParteivorstandhatfolgendeBeschlüssegffasst ,dieihrun¬

verzüßlich durchführenwerdet :
. Zudenbei ParteiveranstaltungennotwendigenOrdner -Bewachungs¬

dienst usw . hatjede Organi sation sofort eine Ordnerschaftaufzustellen .
. DieseOrdnerschaften sind keine Vereine ,sondern bilden einen Bestand¬

teil derParteiorganisationundsinddenzuständigenInstanzenderOrganisa¬
tion unterstellt .. Esist Parteipflicht aller bisherigenMitgliederdes
RepublikanischenSchutzbundes,diesenOrherschaftenanzugehören.. Darüber
hinausist die Organisationverpflichtet ,dafürzusorgen ,dassdieZahl
der Ordnerbinnenkürzester Zeit auf das Doppelteder Zahlderbisherigen
MitgliederdesRepublikanischenSchutzbundesgebrachtwerde .ZudiesemZweck
ist sofortin denSektionen(Lokalorganisationen ),Jungfront - ,Jugend-und
Sportorganisationenfür die Ordnerschaftenzuwerben .DieVerdoppelungder
Zahl der Ordnersoll binnenacht Tagenerreicht werden .UeberdasErgebnis
der Werbungist in einer Wochean den Parteivorstand Bericht zuerstatten !

. MitderLeitungallerOrdnerschaftenhatderParteiborstanddenParter¬
sekretär Julius Deutsch betraut .. DieOrdner versehen denOrdnerdienst
in Zivilkleidung mit einer roten Armbinde .Arbeiter !Republikaner !Eure
Antwortwirdsein !JederbisherigeSchutzbündlerein OrdnerderParteilZu
jedemSchutzbündlereinen zweitenOrdnerdazu ! KaltesBlut ,Genossen !Unser
Kampfist nicht zu Ende !UnserKampfentwickeltsich erst !EisernenWille
zäheAusdauer,planmässigesHandelnwerdendieAnschlägederReaktion
zunichtemachen.

DerParteivorstand.
Arbeiter !Genossen !Die Regierung hat den Schutzbundaufgeköst .Siekann
NamenundKleidverbieten - nicht die Solidarität unddie Disziplinder
Menschen,die denSchutzbundbilden .DieKämpferbleiben !DieReaktionwill
die Arbeiterklasse treffen .Sie kann Organisationen auflösen - nicht den
Geist ,der dieseOrganisationenbeseelt .DerKanpfgeistlebt !UnsereParo¬
le :Ordnerwerden !Ordnerwerben !UnsereAntwort :MehrKämpferfürdie

Freiheit !
Eigentümer,VerlögerHerausgeberundverantwortlicher Redakteur ,Dr .Otto
LefentanenienveRechteWiengeile97. -Druok-undVerlagsanstaltWorwärteAktiengesellschaft ,Wien ,. RechteWienzeile97

Konfisziert wurden wegen Vergehen nach § 297 ,Strafgesetz Auffor¬
derungundWerbungzu einemVereinnacherfolgter AuflösungdieStellen
" DerSchutzbund . . . .bis Ordnerschaften" "Ihr ,Arbeiter undRepublikaner
. . . .bis Feaktion zunichte machen" "UnsereParole . . . .bis fürdie

Freiheit . "
J DieGefertigtenrichtenanHerrnLandeshauptmanndieFrage:

Iat derHörrLendeshauptmannbereit ,dieBundesregierungdaraufaufmerk¬
samzu machen ,dass eine Komfiskationspraxis ,die selbat den Satz" Mehr
Kümpfer für Freiheit "beschlagnahmt ,eine Gefahr für Rochtssicherheit der

1Republikbedautet ?
17 .34 . i )Wion .am2 .April .1933.
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Heraungeberundverantw .Redakteur :
PRAIIZ XAVERFRIELNCHWien ,am

ONDENZ

Schriftführer Pokornyliest :
Anfrageder Abg .Thaller ,NachhehelundLeopoldineGlöckel

an denHerrnLandeshauptmann :
In der Nummerder Arbeiter - Zeitungvom1 .Spril 1933konnten

infolge der Vorzensureine Reihe von Stellen in wichtigen Artikelnnicht
erscheinen .Das aufreizendste ist die Tatsache ,dass auseiner
ernsten politischen Kundgebungdes Verbandesdersozialdemokratischen
AbgeordnetenundBundesräte ,also der freigewähltenVertreter von12:
Prozentde s österreichischen Volkes ,der Schlussabsatzgestrichenwurde .
DieserAbsatzlautet :

DerVerbandbleibt zur Mitwirkungan einer friedlichenundver¬
fassungsmässigenEntwirrungbereit .Aberangesichts der Haltung derRegie¬
rung sieht sich der Verband gezwungen ,das ganze arbeitende Volkzu
höchster Wachsamkeit und Bereitschaft aufzufordern ,damit es ,wenn kein fried

licherAuswegmehrübrigbleibensollte ,seineFreheit ,seinSelbstbestimmur
recht ,seine sozialen Errungenschäftenselbst verteidige .

DieseganzeStelle wurdemit Ausnahmedes ersten Satzeskonfis¬
ziert ,so dass das österreichische Volk den wahren Sinn der Kundgebungder
Vertreter von 12 Prozent der Bevölkerungnicht erfahren kann .Die seaufrei¬
zende Komfiskationeines Beschlusses immunerAbgeordneterist derbeste23 .

BeweisfürdieRichtigkeitin derKundgebungdersozialdemokratischenAbge
ordneten enthaltenen Aufforderung ,dass das ganze arbeitende Volkbereit
sein muss ,seine Rechte selbst zu verteidigen .DennwenndieStaatsgewalt

sogar Kundgebungen immuner Abgeordneter zu unterdrücken versucht ,dann

ist das der aufrüttenndsteBeweisdafür ,dassdie Regierungsichnicht
mehr um Recht und Gesetz und um die Meinung der freigewählten Vertreter
des Volkeskümmernwill .

In der Arbeiter - Zeitungvom1 .April wurde auch eine Stelle in
demBericht über de „ GrosseErregungin denBundesländern ,spontane
Kundgebungenin Niederösterreich "konfisziert .Die gestrichene Stelle lau¬

tet : Mit Genugtuungwurde ,lie Mitteilung der Vertrauensmänner auf- ¬
genommen ,dass gemässden Weisungendes Parteivorstandes die Zahl derOrd¬
ner innerhalb von acht Tagenwomöglichverdpppelt werdensoll .

Schliesslich wurde auch die Wiedergabeeines angeblichenSchrei¬
bens des Pressechefsder italienischen GesandtschaftDr .Morealeandas
Bankhaus. Topolansky ,Wien , . ,Graber ,13 ,ebensowiedie darangeknüpften
Bemerkungenkonfisziert .In diesemSchreibenwird vondenGeldbeziehungende

Heimwehrführer ,insbesonderedes HerrnStarhembergzuritalienischen
Regierunggesprochen.AuchdieserBriefunddie redaktienellenBemerkungen
dazu ,in denen auf die bekannten sonstigen finanziellen Beziehungender
Heimwehrbewegungzu italienischen Geldgebern aus den Kreisen deritalieni¬
schen Regierungverwiesen wird ,wurdengestrichen .Offenbarerstreckt
sich der gesetzwidrige Konfiskationsschutz nicht nur auf die staatlichen
Einrichtungen ,sondern auch auf den HeimwehrführerStarhemberg .

Die Gefertigten richten an den Herrn BandeshauptmannfolgendeFrage :
. Ist der Herr Landeshauptmann bereit ,bei der BundesregierungenergischestenProtest dagegeneinzulegen ,dass politischeKundgebungen

der freigewählten immunenVertreter von 12 Prozent der österreichischen Be
völkerung ,Kundgebungendes grössten Abgeordnetenverbandes desNational¬
rates und des Bundesrates unterdrückt werden ?

2 .Ist der Herr Landeshauptmann bereit ,die Bundesregierung darü¬
ber aufzuklären ,dass die willkür liche Konfiskationspraxis eineständüge
dreiste Verletzung der durch die Verfassung gewährleisteten Freiheitder Presserbedeutet ?

Wien ,am1 .April1933 .
20l
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Wien ,am

Schriftführer Maiselliest :
AnfragederAbg.Thaller,NachtnebelundLeopoldineGlöckel

a den HerrnLandeshauptmann .
AufAntragdesStaatsanwaltschafthatdasLandesgerichtfürStrafsachenWienI die BeschlagnahmederNummer1oderZeitschrift

„ DerSprecher "verfügt .BeschlagnahmtwurdefolgenderArtikel :
Der Republikanische Schutzbundaufgelöst .
DieRegierungDollfusshatdieWehrorganisationdesösterrei¬

chischenProletariats ,den RepublikanischenSchutzbund ,dersatzungs¬
gemässfür denSchutzder Republikder republikanischenVerfassungund
der Freiheitsrechte der Arbeiterschaft zu sorgen hat ,"aufgeköst ".
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DieRegierungDollfusshataberdieHeimshrschutzorganisatio¬
nen ,die am13 .Sptember1931einenPutschgegendie Verfassungunddie
Regierung der Republik unternommenhaben und gegen die derchristlichso¬
ziale HeeresministerVaugoinBundesheermarschierenlassenmusste,bestehen

lassen .
DieRegierungDollfusshat weiterdie nationalsozialistischenSA¬

undSSFormationenbestehenlassen ,Owehlihr durchdas deutscheBeispielbekanntist ,welchenZweckdiese Formationenzu erfüllenhaben .
Bie Republikanische Regierung Dollfuss hat also zumSchlaggegen

die treuestenRepublikanerausgeholt . Nun,sie hat es sich langeüberlegt .
Es warein offenesGeheimnis ,dass in denletzten Tagensich dieGegensätze
zwischendenRegierungsparteienzueinemschwerenKonfliktzugespitzthatten

Die Heimatblöckler auf der einen Seite traten immerwiedermit
neuenreaktionärenForderungenheran ,die Landbündlerauf der anderehSeite
sollen die UnterstellungdesSicherheitswesensuntereinender ihrenge¬
fordert haben . Nun,die Herrenhabensich geeinigt ,die Gegensätzewurden,wiesichdasOrgandesLandbundes,dieMorgenausgabedesNeuenWienerExtra¬
blattes vom31 .März ausdrückt ,"gekleistert ".

Undals Kleistermitteldient die AuflösungdesSchutzbundes.
Nun ,wirglauben ,dieseAuflösungist ein Schlagins Wasser .UnserGenosse ,
General Körner ,hat im Bundesrat gesagt :

"EinenVereinkannmanauflösen ,aberdieMänner,dieihnbilden,
bleibenaufihremFleckundwerdenihrePflichttun. "

DassindgoldeneWortein diesenTagenundunsereGegnermögensisich hingerdie Ohrenschreiben. /
Als wir imOktober1930währendder RegierungVaugoinStarhemberg

in einerähnlichenSituationwieheutewaren ,dafasste derParteivorstanddiesen Beschluss :
" Wirdder Schutzbundaufgelöst ,so brauchen wir wieder wiebis

zumJahre 1923 unsere Parteiordner .Daher verfügt der Parteivorstand ,dass
jede Parteiorganisationsofort Ordnerabteilungenaufzustellenhat ,under¬
klärt es als Parteipflicht aller Parteigenossen ,die demSchutzbundalsak¬
tive Mitgliederangehören ,dannin dieseOrdnerabteilungeneinzutreten. "

In diesemSinnehat nunmehrnachderAuflösungdesSchutzbundes
der Parteivorstandbeschlossen!

. JedeParteiorganisation hat sofort Ordnerschaftenaufzustellen .
2 .Jede Organisation ist verpflichtet ,die Zahl derOrdner

hinnenkürzester Zeit auf das Doppelteder Zahlder bicherigenMitglieder
des RepublikanischenSchutzbundeszu bringen .DieVerdoppelungderZahl
der Ordner soll binnen acht Tagenerreicht werden .Ueberdas Ergebnisist
in einer Wochean den Parteivorstand Bericht zuerstatten .

Wir rufen Euch zu:
Ihr JungarbeiterundWehrsportler,ihr ArbeitersportlerundQarten

genossen !Hinein in die Ordnerschaften der sozialdemokratischen Partei !
Hinein in die neue Kampffront des Sozialismus !
Nieder mit demFascismus ! Eslebe die Internationale SozialdemokreFreiheit !
Vondiesem Artykel wurde mehr als die Hälfte ,und zwar vomAbsatz

" AlswirimOktober1930. . . "bis"Hineinin dieneueKampffrontdesSozia¬
lismis ! "wegen Vergehens nach § 297 des Stnafgesetzes hosltagnaf

Die Gefertigten richten an den Herrn Landeshapemenn die Anfrage

Ist der Herr Landeshauptmannbereit ,bei derBundesregierung
darauf hinzuwirken ,dass die willkürliche Beschlagnahmepraxisschleunigst
eingestellt wird ?
Wien ,am1 .April - 1933.
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SchriftführerMaiselliset :
Anfrago

der Abgeordneten Thaller ,Nachtnebel und Loepoldine
Glöckel an den HerrnLandeshauptmann.

Auf Antrag der Staatsarwaltschaft hat das Landesgericht für
Strafsachen Wien I am 31 .März die Beschlagnahme felgenden Flugblattes

angeerdnet :

zialdemckratischeArbeiterparteiDeutschösterreich
Icherkläremichhiemitbereit ,derOrdnerschaftderSozial¬

demckratischenParteibeizutreten.
Name . . . . . . .. . . . . *

Adresse . . . . .
Boruf . . . . . . . . . . . . . .. . .. . . . . . . . .

Geburtsdatum
Verlagundfür denInhalt verantwortlich :JosefPleyl ,Beamter.

Druck :Vorwärts . . ,sämtliche Wien . ,RechteWienzeile97- 8858. 33

DieGefertigtenrichten an denHerrnLandeshauptmanndie
Anfrage :

Ist der HerrLandeshauptmannbereit ,bei derBundesregierung
daraufhinzuwirken ,dassdie willkürlicheBeschlagnahmepraxisschleunigst
eingestellt wird?

3Wien,am1 .April1939
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SchriftführerMaislliest:
AnfragederAbg .Thaller ,NachtnebelundLeopoldineGlöckelandenHerrnLandeshauptmann .
AufAntragder Staatsanwaltschafthat dasLandesgerichtfür

StrafsachenWienI am30 .März1933dieBeschlagnahmefolgendenFlug¬
blattes angeordnet :

WohingehtderWeg?
Notzeit geht durchsLand !
500 . 000Menschensindarbeitslos :
Der Bauerdarbt auf seinerScholle !
Das Gewerbeliegt darnieder !JuteeDas ist die desfluchwürdigenkapitalistischenSys¬

temsunddes 13jährigenbürgerlichenRegierensinOesterreich !
Mit Notverordnungen und Diktatur kann man die Wirtschaft nicht

retten !
SiehabenkeineMehrheitmehr ,darumwollensie gegendenWil¬

len der Mehrheit des Volkes herrschen !

DiehabenwieWirtschaftvertan ,darumwollensie ohneBefragen
derVolksmehrheitwirtschaften!

Die Heimwehrputschistendie abgetakeltenFürsten ,GrafenundMo¬
narchisten ,die alten Feindeder Arbeiter undBauernwollendasParlament ,
die Volksvertretung der Arbeiter und Bauernbeseitigen .

MitausländischemGeldewirdUnruhein dasfriedliebendeVolkOesterreichsgetragen .
Die Sozialdemokratenwollendie strengste Neutralität unseres

Landes .
Soll diese Neutralität nach den Plänen der Heimwehrputschistenpreisge¬
geben und österreichischer Boden drohenden Kriegsgefahren ausgesetzt

werden ?
Dasist wahreVolks-undLandesverrat!
Waswirbrauchen?
Friede ,Arbeit undBmot !
Nurdie Demokratiesichert die Vorkmrochteder Arbeiterund

Bauern,denFriedenunddenWiederaufstiegdesVolkes!
aurlnDarumSchlusamit 7 .n ConHaehrputschisten

und Bürgarkriegshetzonn

vondenendie Regierungselbst nachdemHeimwehrputacham13 ,Soptamber¬— — .—. 731schr .richtigsagte :
" IneinertandederschwerstenNotunseresVaterlandeshatein

kleinerBruchteilvonBundesbürgern,jederVerantwortungbarundgewissenlos
unsere österreichische Heimat in verbrecherischem Leichtsinn in eine Lage
gebracht ,aus der im Innern und in den auswärtigen Beziehungen unabsehbare
Gefahrenentstehenkönnen. "

Wasam13 .September1931richtigwar ,dasgilt heute ,indiesen
ernstenTagen ,in erhöhtenMassegegenüberdiesenHeimwehrputschisten,die
in ausländischem Soldestehen !

Es gibt nur einenWeg!
Arbeiter ,Bauern undGewerbetreibende !
Nichtgegeneinander ,
somdernmiteinander ,
für Frieden .ArbeitundBrot !
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DieGefertigtenrichtenandenHerrnLandeshauptmanndieAnfrage
Ist derHerrLandhshauptmannbereit ,bei derBundesregierung

daraufhinzuweisen,dassdie willkürlicheBeschlagnahmepraxisschleunigst
eingestellt wird ?
Wien ,am1 .April1933.
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Schriftführer Stubianekliest :

Anfrage
der AbgeordnetenThaller ,NachtnebelundLeopoldineGlöckel

an den Herrn Landeshauptmann!
In der Nummerdes Kleinen Blattes vom1 .April 1933konnten

infolgederVorzensureineReihevonStellenin wichtigenArtikeln
nicht erscheinen .Das aufreizendste ist die Tatsache ,dass auseiner
ernsten politischen Kundgebungdes Verbandesdersozialdemokratischen
AbgeordnetenundBundesräte,alsoderfreigewähltenVertretervon
12 Prozent des österreichischen Volkes ,der Schlussabsatzgestrichen
wurde .DieserAbsatzlautet :

DerVerbandbleibtzurMitwirkunganeinerfriedlichenund
verfassungsmässigenEntwirrungbereit .Aberangesichts der Haltungder
Regierungsieht sich der Verbandgezwungen ,das ganzearbeitendeVolk
zu höchster WachsamkeitundBereitschaft aufzufordern ,damit es ,wenn
keinfriedlicher Auswegmehrübrigbleibensollte ,seine Freiheit ,sein
Selbstbestimmungsrecht,seine sozialen Eærungenschaftenselbstvertei¬

dige .
DieseganzeStelle wurdemitAusnnahmedeserstenSatzesken-¬

fisziert ,sodassdasösterreichischeVolkdenwahrenSinnderKundgebung,
der Vertreterwon42Prozentder Bevölkerungnicht erfahrenkann.

FernerverfielenfolgendeStellenderVorzensur:
Die sozialdemokratische Partei hat ihre Mitglieder zuOrdner¬

schaften innerhalb der Partei aufgerufen .
AusdemLeitartikel wurdenfolgendeStellengestrichen :
DiesozialdemckratischeParteihatihreMitgliederaufgeforder

unverzüglich Ordnerschaftenaufzustelle ,und sie binnen einerWochedoppoltsostarkzugestalken ,als der utzbundwar.
Sowird ,wennder RepublikanischeSchutzbundauchverbotenist

einedoppeltsostarkeOrdnerschaftdasein ,umdieArbeiterklasse
vordenFaschistenzu schützen ,umdie Verfassunggegendiehochver¬
räterischen Pläneder Faschistenzuverteidigen .

DieösterreichischeArbeiterschaftwirdmitZähnenundKlauenihre in derVerfassungwerbürgtenFreiheitenundRechteverteidigen.
AuseinemBerichtüber" DieErregungin denBundesländern"wurdefolgendeStellegestrichen:
MitGenugtuungwurdedie Mitteilungaufgenommen,dassinnerhal

derFarteisofortOrdnerschaftenaufgestelltunddie ZahlderOrdnerinnerhalb von acht Tagenwomöglichverdoppelt werdensoll .
DieGefertigtenrichten an denHerrnLandeshauptmannfolgende

Frages
Ist derHerrLandeshauptmannbereit ,vonderBundesregierungzuverlangen,dassdiegesetzwidrigeunddieRechtssicherheitunter¬

grabendewillkürlicheKonfiskationspraxissoforteingestelltwerde?
Vien ,am 1 .April 1933 .

Die Verhandlung wird hierauf abgebrochen .
e1 Die nächste Sitzung wird im schriftlichen Wegeeinberufen .

Schluss - der - Sitzung19 Uhr15 .
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GemüseeinlagerunginWien.
DieösterreichischenMärktewerdendas ganzeJahr hindurchmit

ausländischemGemuseüberschwemmt .DieEinfuhrsteigert sich auchdann,wenn
heimisches Gemüsein genugendenHengenund in bester Qualität auf denMarkt
kommt ,in einem solchen Mass ,dass der österreichische Gemüseanbaugefährdet
ist . AlsGegenmassnahmegegendiese UebereinfuhrkommtdieKühl-,beziehungs-¬
weisePauerlagerungder verschiedenenGemüsesortenin Betracht ,diedas
FrischhaltenvenGemüsebis zurneuenErntebezweckt.DieLagerhäuserder
Stadt Wienhabennungemeinsammit der Gartenbauschuledes WienerFertbil -¬
dungsschulrateszahlreicheKühl - undDauerlagerungsversuchemitGemüseange-¬
stellt ,die überaus erfolgversorechend ausgefallen sind .Zur Stutzungdieser
VersuchehabenFachmännerdes Bundesundder GemeindeWieneineStudien¬
reise nach DeutschlandundHellandunternemmen,umdie dortigenLagerein¬
richtungen kennenzulernen .Es hat sich bereits ein kleiner Breis venPradu - ¬
zentengebildet ,derdieKühl- undDauerlagerungsversuchevonGemuseingrös-¬
serem Umfangfertsetzen und später auf Grund der gesammeltenErfahrungen
dieGemuselagerungaufbreitesterBasisausbauenwill . Esist keinZweifel,
dass der Gemüseeinlagerungin Wiengresse velkswatschaftlicheBedeutungzu- ¬

kommt .
. . . - ¬

SitzungdesWienerGemeinderates .
Der Gemeinderatder Stadt Wientritt amkemmendenFreitag um17

Uhrzu einer Sitzungzusammen.

AblenkungdesBahnhofrundverksehrs.
Die Strassenbahndircktien teilt mit :In der Nacht von Bienstagauf

Mittwech ,in der Nachtven Mittwechauf Donnerstagundin der Nachtvon
Donnerstagauf Freitag wirddie BahnhefrumliniewegenGleisarbeitenaufdem
Währinger Gürtel und auf demMargaretner Gürtel ven der Alserbachstrasse an
über die Strassenbahnlinien 5 und 6 zum Matzleinsdorferplatz geführt .Die

Ablenkunggilt fürbeideFahrtrichtungen.
- . - . - . - . - - ¬

Spenden .
DieElternvereinigunganderstädtischenKnaben-undMädchenhaupt-¬

schule Konstanziagasse50 hat dieser Schuleein KlavierimWerteven500
Schilling gesprendet ; hernerhat Kemmerzialrat Martin Bunzl demStadtschul - ¬
rat für Wien . 000PaarSchuhezurVerteilunganbedürftigeSchulkinderzur
Verfügunggestellt .DerGemeinderathat in seiner letzten SitzungdenSpen-¬
derndenDankausgesprechen.
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Vien ,amApp. . . . J.

Mietzinszuschüsseder GemeindeWienfürWohnhausreparaturen.
Der vomGemeinderatder Stadt Wieneingesetzte Beirat ,demdie

Entscheidungüber die GewährungvonZuschüssenzu Hauptmietzinsenzu¬
steht ,die das Viertausendfache des Friedenszinses übersteigen,hielt
kürzlich seine 79 .Sitzungab .In dieser Sitzungwurdendie Ansuchenvon
614Parteienin 92HäusernbehandeltundMietzinszuschüsseimBetrage
vonmonatlich . 111Schilling bewilligt .Insgesamthat der Beiratbis¬
her den Ansuchenvon17 . 885Parteien in . 472Häusernstattgegebenund
zusammen Monatsbeiträge in der Höhe von 261 . 928Schilling genehmigt .

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbe-¬
leuchtung .

In der nächsten Zeit werdenin der Leopoldstadt dieDarwin¬
gasse ,Springergasse ,Vereinsgasse,Am Tabor und teilweise die Rueppgasse
mitelektrischerBeleuchtungversehen .DerMagistrathat dieAufträge
zur Durchführung der notwendigen Installationsarbeiten bereits verge¬

ben .

KinderaufsLand.
Die Geschäftsstelle des WienerJugendhilfswerkes ersuchtum

nochmalige Verlautbarung ,dass Eltern ,die ihr Kind durch das WienerJu¬
gendhilfswerkeinemErholungsaufenthaltin einemFerienheimoderin
einer Tageserholungsstätte zuführen wollen,bis 1h .April beimzuständi¬
gen Bezirksjugendamt( Parteienverkehr täglich von 9 Uhr bis 14Uhr )
darumansuchenmüssen .Ansuchen ,die später eingebracht werden ,können
nicht mehrberücksichtigt werden .Aussicht auf Entsendungin einFerien¬
heimoder in eine Tageserholungsstättehabenin erster LinieKinder
im Alter von sieben bis vierzehn Jahren ,die den schulärztlichen Befund
3 und 3a haben und deren Eltern lange arbeitslos oder sonst ohneEin¬
kommensind .Kinder ,die im Vorjahr in einem Farienheim oder ineiner
Tageserholungsstätte waren,könnenheuer nicht berücksichtigt werden .
KrankenversicherteEltern habenbei ihrer Krankenkasseanzusuchen ;El¬
tern ,die annehmen ,ihr KindeinemErholungsaufenthaltdurcheinenVer¬
ein zuführen zu können,mögensich an diesen Vereinwenden .

GemeindevermittlungsamtMeidling .
DienächstenSühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungs-¬

amtNeubaufindenam7 .und21 .Aprilstatt .DieVerhandlungenbeginnen
immerum9 Uhrundwerdenim kleinen Sitzungssaal derBezirksvertretung

abgehalten .
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Ausder Wohlfahrtspflege der GemeindeWien .
ImJänner1933für die offeneFürsorgederGemeindeWiennahezuzwei

Millionen Schilling ausgegeben .
NacheinemBericht der Magistrats - AbteilungfürStatistik

wurdenimvergangenenJännerin der offenenFürsorgeder GemeindeWien
für Erhaltungsbeiträge 1,210 . 600Schilling ,für Pflegebeiträge 353 . 400
Schilling ,für Pflegegelder181 . 200Schillingundfür Aushilfen164. 600
Schillingaufgewendet .InsgesamtwurdenfürdieseZweigederFürsorge
im Berichtsmonate1,909 . 800Schillingausgegeben .

Mutterberatung,Kindergärten ,Kinderhorte ,
Kinderausspeisung .

Die städtischen Mutterberatungsstellen führten imJänner
insgesamt23 . 288Beratungendurch ;die städtischen Kindergärtenwurden
imBerichtsmonatevontäglich durchschnittlich . 384Kindern ,diestädti¬
schen Kinderhorte von täglich durchschnittlich . 134Kindernbesucht .
Bei den Kinderausspeisungen der GemeindeWienwurden im Jänner insge¬
samt 310 . 250Speiseportionen ausgegeben .

DiestädtischenKranken-undWohlfahrtsan¬
stalten .

Die städtischen Kranken - undWohlfahrtsanstalten nahmenim
Berichtsmonate . 651Personen auf .Die Zahl der in den städtischen Kran¬
ken - undWohlfahrtsanstalten geleisteten Verpflegstage betrug imJänner
541 . 076 ;davonentfallen 251 . 874Verpflegstageauf dieVersorgungshäuser ,
157 . 908Verpflegstageauf die Anstaltenfür Geisteskrankeund65. 140
Verpflegstageauf dieKrankenanstalten.

Derstädtische Sanitätsbetrieb führte imBerichtsmonate
. 560Krankentransportedurch.

Bezirksvertretung Landstrasse .
DieBezirksvertretungLandstrassetritt morgen,Donnerstag,

um17UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
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DieAuswanderungnimmtab.
Im Vorjahr . 050Wienerausgewandert .

Nacheinemauf Grundvon Mitteilungen desWanderungsamtes
von der .Magistrats - Abteilungfür Statistik erstatteten Bericht wanderten

imJahre1932insgesamt. 050nachWienheimatberechtigtePersonenaus .
Daim Jahre 1929 bloss 979,im Jahre 1930 bereits . 063und im Jahre1931
insgeaamt . 378Wienerausgewandertwaren,ist die Zahlder imBerichts¬
jahr ausgewandertennachWienzuständigenPersonengegenüber1929um71
gestiegen,hingegengegenuber1930um13undgegenüber1931um328zurück¬

gegangen .
Die Länder ,nach denen die Auswanderungenin denletzten

Jahren erfolgten ,sind hauptsächlichdie Unionderrussi¬
achensozialistischenSowjetrepubliken,die französischenKolonien ,die
VereinigtenStaatenvonAmerika ,Palästina ,Argentinien ,die TürkeiundBra¬
silien .NachSowjetrussland wanderten im Berichtsjahr 165 Wiener ausgegen¬
über 788 im Jahre 1931 und 75 im Jahre 1930 . Anzweiter Stelle stehen die
französischen Kolonien ,nach denen im Vorjahr 112 Wienerauswanderten ,
währendimJahre 1931die Zahlder Auswanderungen138undimJahre1930
135betragenhatte .Dannfolgendie VereinigtenStaatenvonAmerika ;nach
diesen warenim Jahre 1930noch127Wienerausgewandert ,im Jahre1931
nur mehr 89 und im Berichtsjahre bloss 86 . DieAuswanderungnachPalästina
nimmtzu ;die Zahlder nachPalästinaausgewandertenWienerist von21
im Jahre 1931 auf 72 im Jahre 1932 gestiegen .Nach der Türkei nimmtdie
Auswanderungebenfalls zu ;dorthin waren im Jahre 1929 39,im Jahre 1930
37 undimJahre 1931LhWienerausgewandert ,währendimBerichtsjahr
56 WienerAuswandererdie Türkei aufsuchten .Währendim Jahre 1930Ar¬
gentinien als Auswanderungslandnoch an erster Stelle geatandenwar ,
nimmt es jetzt den fünften Platz ein ,da die Zahl der WienerAuswanderer
gegenüber 196 im Jahre 1929,263 im Jahre 1930 und 93 im Jahre 1931im
Berichtsjahr bloss 68 betrug .Gänzlich zurückgedrängt als Auswanderungs¬
ziel wurde Brasilien ;während im Jahre 1929 noch 242 Wiener nachBrasi¬
lien ausgewandertwaren ,warenes imJahre1930nurmehr165undinden
Jahren1931und1932nur mehrje15 .

BezirksvertretungMariahilf .
DieBezirksvertretungMariahilftritt amDonnerstag ,den27 .

April,um18 Uhrzu einer Plenarsitzungzusammen.
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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom. April1933.

BürgermeisterSeitzeröffnetdie Sitzungum13Uhr.
Eswirdin die Tagesordnungeingegangen.Dasist zunächstdieFortsetzung
der Beratungüberdie erste BauratedesBauprogramms1933.

St . . Kunschakbemerkt ,eine oberglächliche Betrachtungder
Vorlagezeige schon ,dass das vorliegendeBauprogrammnicht nurgegen
seine Vorgänger weit zurückbleibe ,sondern dass es auch imVergleiche
dazu ,was noch für das Jahr 1933 in Aussicht gestellt worden ist ,sehr be¬

werdenscheidenist .Nicht14Millionen , wie der Referent bemerkthat ,für
die Belebung des Arbeitsmarktes aufgewendet werden ,sondern es sollen nur

1015MillionenimJahr1933zurVerausgabunggelangen.Undnachdenbishe¬
rigen Erfahrungenwirdauchdavonnochein bedeutenderRest für1934
zurückbleiben .Die grossprecherische Art des St . . Webermuss also auf
das wirklicheMasszuruckgeführtwerden . Esist eine Leistungmmitderdie
Gemeindenichtzuprünkenbraucht ;es ist dasWenigste ,wasaufdiesemGe¬
biet überhaupt noch geleistet werden kann .En diesem Zusammenhangeverweist
St . . Kunschakdarauf ,dass die Kontrolle der Bautätigkeit niemalseine
leichte Aufgabewar ,da die Unterlage ,für eine solche Kontrolle inganz
unzureichendemMassund in einer ganz unzulänglichen Ausstattunggegeben
werde .Die Kontrolle ist in der letzten Zeit aber nochwesentlicherschwer
worden ,da im Rechnungsabschluss für das Jahr 1931 nicht mehrausgewiesen
ist ,welcheBeträgezur Verausgabunggelangtsind ,sodasses aneiner
Vergleichsmöglichkeitzwischenen tatsächlich erfolgtenVerausgabungen
und den beschlossenen Erfordernissen fehlt .St . R .Kunschak protestiert in
der schärfsten Weise gegen diesen Vorgangund fragt den Referenten ,warum
imRechnungsabschluss1931dieseAusweienichtenthaltensind .Aufdie
Beistellung dieser Ausweise müssen wir umsomehr bestehen ,als mangege¬

gentlich der Verhandlungen im Ausschuss h erfahren hat ,welcheKosten
überschreitungen bei den Wohnhausbautenvorkommen .So wurdefür denBau
XI . ,Landwehrstrasse II - Teilein Kostenerfordernis von S 1105 . 000genehmig
im Wohnungsausschusswurdeaber berichtet ,dass das BauerfordernisS
Ll8 . 200betrage ,dass also die Kosten für diesen immerhin kleinen Bauum
nicht wenigerals 11 Prozentgestiegensind .St . . KuhschakfragtSt . R.
Weber ,woraussich diese Ueberschreitung erklärt . Erweist sodanndarauf
hin ,dass ,wie aus dem Referat zu ersehen ist ,die Gemeinde ihre Bautä¬
tigkeit in jeder Beziehung einschränkt .Sie tut dies zunächst ,indemsie
denfur eine Wohnungzur Verfügunggestellten Wohnraumbedeutendredu- ¬
ziert .Währenddie durchschnittliche Grösse einer Wohnungim Jahre1922
über50NuadratmeterundimJhre 1923spgar53m2betrug,ist manjetzt
auf eine Durchschnittsfläche von 36 m2 hinuntergegangen .Aus dieser Er¬

sparnia am Wohnraumerklärt sich auch die Senkung der Baukosten für die
einzelne Wohnung .Geapart wird auch mit der für Bauzwecke zur Verfugung

stehendenSumme .ImBudgetist ein BetragvonHoMillionenenthalten .Für
den heute zur Beratung stehenden Teil des Bauprogramms sind über IlMillic
nen veranschlagt ,aber mit der Ennschränkung ,dass nut 1015 zur Neraus¬
gabunggelangen .Bei diesenEinschränkkungenkommtmandereigentlichen
Frageder Bekämpfungder Wohnungsnotnicht näher .DasSchüussergebn
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aller Spar ,assnahmenkannnurdassein ,dassnunin einemBaujchreeine
geringereZahlvonWohnungenhergestellt wird ,obwohldie ZahlderWoh¬
nungsbedurftigenundWohnungssuchendennochimmerimmensgrossist . Bei
dieeerSachlagemussteeifersüchtigdarübergewachtwerden ,dassdervor¬
handeneWohnraumnichtanderenals Wohnzweckenzugeführtwird .Voneiner
OekonomieinderVerwendungdesvorhandenenWohnraumsist aberkeineRede.Nochheutesindin denstädtischenWohnhausanlagensehrvießeRäumeanderen
als Wohnzweckenzugedacht.EssinddortOrganisationen,Sekretariate,
KonsumvereineundähhlichegenossenschaftlicheUnternehmungenunterge¬
bracht .WirhabeninderBudgetdebatteeineAnffatgestellt ,dasszuächst
allein städtischenWohnhäuseri demRepublikanischenSchutzbundzurVer¬
fügunggestelltenRäumeaufzukündigenundWohnzweckenzuzuführenseien .
Seitherhat sidhdie Situationinsoferneverandert ,als dieserMieter
in denstädtischenWohnhäusernnichtmehrvorhandenist .DerRepublikanisch
Schutzbundist aufgelöst . Essinddamitalsoauch ,wieich wenigstensan¬
nehmenwill ,die vonihmin AnspruchgenommenenRäumlichkeitenfreigeworden
Dasgilt allerdingszunächstnurin derPraxis .TheoretischbestehtdasMietverhältnisweiterundes müssteimWegederAufkändigungdaeMietver-¬
hältnismitdemRepublikanischenSchutzbundgelöstwerden. Esistmöglich,
dasses demSt. . Weberi DrangederGeschäfteentgangenist ,dieseAn- ¬
ordnungzutreffen ( Heiterkeit . . Chr. )Ich will daherumserenAntragwie¬
derholen ,derlautet :„ DiestädtischeWohnhausverwaltungwirdaufgefordert,
unverzüglichdemRepublikanischenSchutzbundalle vonihmin Mietegenomme
nenRäumein städtischenHäusern ,WohnhausanlagenundBarackenmitkürzeste
Fristaufzukündigen.SoweitsolcheRäumeinUntermietebenutztwerden,sinddie HauptmieterzugleichemVorgangezuverhalten .„Diesem
AntragkommtheutenurformaleBedeutungzuundwirglaubendaher ,dass
dieMitgliederdesGemeinderatesnichtanstehenwerden,ihmihreZustim¬
mungzuerteilen( Lebh .Beifall. . Chr. )

St . . Kunschakermnnertsodannan seinen im Nationalratge¬
stellten Antrag ,dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Untertei¬
lungvonGrosswohnungenin Kleine -undMittelwohnungengeschaffenwerden.
Wer heute durch die Strassen der inneren Bezirke geht ,wird finden ,dass

insehrvielenHäuserndieFenstermitPapierstreifen" zuvermieben"
überklebtsind . Eshandeltsich hier umgrosseWohnungen„ dienamentlich
auch infolge der letzten Wohnbausteuererhöhungfreigewordensind .Die
Folgeist nun ,dassdie Gemeindenicht nurnicht höhereEinnahmenausder
WohnbausteuerfürdieseWohnungenbezieht ,sondernüberhauptgarkeine.
DieserbedauerlicheZustand,dersichherausgebildethat,kanndochnicht
verewigtwerden . Wennes schonkeine Mieterfür diese grossenWohnungen
gibt,ist es unerträglich ,dassdie Wohnräumeüberhauptunbenütztbleiben .
DahermeinAntragimNationalrat ,es mögendiegesetzlichenVoraussetzungen
für eineUnterteilungsolcherWohnungengeschaffenwerden .DerAntragist
leiderübereinJahrimNationalratgelegen,erhatdortseineErledigung
nicht gefundenundkaumeine ernste BghandlungimUnterausschussdes
Justizausschusses .Unddie Eingehabenso ausgesehen ,als obderAntrag
amSt. NimmerleinstagseineAuferstehungfemernsoll . Jetzt liegendieSinge
anders und manwird förmlich systematisch dazu erzogen ,einen Kurs ,der
das Parlament ausschaftet ,als begrüssenswert zu betrachten ,selbst wenn
manein Anhängerdes parlamentarischenSystemsist ( Lebh. Beifall. . Chr. )
Der Antrag,denich gestellt habe,ist fernab von jeder Politik . Erist
nur wohnungspelitisch ,mur volkswirtschaftlich und vomStandpunkt derAr¬
beitsbeschaffungauszubeurteilenundtrotzdemwares nichtmöglich ,ihn217



RATHAUSKORRESPONDENZ

TII . babb

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFREDRICH

Wien ,am

durchzubringen.SeineBehandlnggist imParlamentsoverpolitisiert
worden ,dasamannichtumeinenZollweitvorwärtsgekommenist .Jetzt
wird dieser Antrag- das kannichIhnen verraten - ohneZutundesParlamenns
im Wegeeiner Verordnungauf Grunddes kriegswirtschaftlichenErmächtigungs
gesetzes durchgeführtwerdenundes werdennundie Voraussetzungenge¬
schaffen sein für die Unterteilung vonWohnungen ,womitdemWohnungs¬

wadurchsuchenden ,derVolkswirtschaftgediehtistund auc h eine Be¬
lebungdesArbeitsmarkteseintretenwird( Rufe. . Soz. :WiewirddieMiet¬
zisnsbildung sein ? )Nunwird zur praktischen Verwirklichungnoch einbe¬
deutender Wegzurückzulegen sein .Das Gesetz schafft nur dieVoraus¬
setzungen .Die Möglichkeitzder Durchführungsind vielfach vonanderen
UmständenundanderenFaktorenabhängig .Ein solcger Faktor ist vorallem
die GemeindeWien .Die Gemeindehat es mit ihrer Bauordnungnatürlich in
der Hand,bei schikanöser Anwendungder Bauordnungdie Unterteilungzu
verhindern .Wirsind neugierig ,ob die GemeindevondieserMöglichkeit
Gebrauchmachenund der ohnehin gegen alle parlamentarischen Verwal¬
tungskörpermissgestiAtenEevölkerungeinenneuenAnschauungsunterricht
geben wird für die Verderblichkeit des parlamentarischen Systems bei der
Bewältigung der grossen wirtschafspolitischen Aufgabenunserer Zeit .Ich

7
von der ihrbin so naiv zu hoffen ,dass die GemeindeWien gegebeneMöglich¬

keit einen schikanösen Anwendungder Bauødnungnicht Gebrauchmachen ,son¬
derndenvol wirtschaftlichenundwohnungspolitischenBedürfnissenun¬
sererZeitRechnungtragenwird .DieGemeindehätteaberaucheinUebri¬
ges zu tun und eine solche Aktion auch hinsichtlich ihrer finanfiellen
Durchführungsmöglichkeit zu unterstützen .Es wird gewiss biele Hausbe¬
sitzer geben ,die finanziell gar nicht in der Lage sind ,solche Adaptie¬

rungsarbeiten vorzunehmen ,weil ihnen einerseits die Barmitteln nicht zurSuses
Verfugung stehen und sie infolge der Ueberbelastung ihrer auch nicht einen
Hypothekarkredit in Anspruch nehmenkönmn . Eswurde früher in einemZwiwcher
ruf gefragt ,wie die Mietzinsbildung für solche Wohnungensein werde .
Diese Antwortkannnicht generell gegebenwerden ,sie kannnurgegeben
werden in Beziehung auf ein ganz bestimmtes Objekt .Aber die Beatwortung
dieser Frgge wird auch wesentlich dabonabhängen ,wie hoch dieAdaptierung
kostem sind .MüssenPrivatkredtte , die bekanntlich sehr teuer sind ,in
Anspruchgenommenwerden ,so wurdensich die Adaptierungskostensehrhoch
stellen unddaher auchder Mietzinseine entsprechendeErhöhungerfahren .
Dieser Tatsachehat ja übrigensauchdie GemeindeRechnunggetragen .Es
gibt eine Einrichtung ,aus welcher Reparaturs - Adaptierungs -undHerstellung
kosten vonder Gemeinde getragen werden ,wenn die Mietzinse des Hauses

dasVierfahedesFriedenszinsesüberschreiten .DiesenEffektwollenwir
auch mit unserem Antrag erzielen .Die Abgabe von verbautem Grund ist nach
den gesetzlichen Bestimmungeneine reine Zwecksteuer zur Unterstützung der
Mieter in allen Fallen ,in welchender Mietzins über dasViertausend¬
fache hinausgeht .Heite verwendetdie GemeindevondemErtragnisdieser
Aggabe ' 4Millionenfür laufendeGemeindezwecke.Dasist gegendenGeist
und Wørtlaut des Gesetzes .Dieser Zustand könnte saniert werden ,wennunser
Antrag angenommenwird ,der lautet :„ Ausden Ueberschüssen desErtrages
der BodenwertabgabevonverbautemGrundwird ein Fondsgebildet ,auswel¬
chemdenHausbesitzernfür dieUmgestaltungvonGross- inKleinwohnungen ,
( Mittelwohnungen )für die Vornahmevon Auf - undZubauten sowie für die

Assanierung von Klein - undMittelwohnungen Darlehen zu mässigen Zinsen

gewährtwerden. "
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Dasist keinGeschenkandieHausbesitzer,sondernnureine
kktion zur Breditverbilligung ,wiesie die Gemeindeauchaufanderen
Gebieten gemachthat .

Bezüglichder Bewirtschaftungder WohnungenmöchteRedner
nicht auf die zahllosen Klagenüber die Vergebungvon Wohnungenzurück¬
kömmen,sondernnureineKlarstellungdarüberherbeiführen,obder
amtsführendeStadtratauchwirklichderFührerin diesemAmteist .
Mankönntedaranzweifeln .RednerwollenureinenFall anführen ,den
er in wiederholtenZuschriftendemSt . R.WeberzurKenntnisgebracht
habe .In Meidlingwehntin einemstädtischenWehnhauseinePartei
derMannist arbeitslos ,ausgesteuertundfür 8 MonateschendenZins
schuldig .Ein Strassenbahnschaffner ,also ein Angestellter derGemeinde
Wien,willmitdiesemarmenMietereinenTauscheingehen.Eristim
6 .BezirkHausbesorger ,will die Hausbesorgerstelleaufgebenundindas
städtischeWohnhausin Meidlingübersiedeln .DerHausbesitzeristdamit
vollständigeinverstanden,aberesist vomWohnungsamtnichtzuerreicher.
dassesdiesemWohnungstauschzustimmt.( HörtHört-RufebeidenChr. soz.
Danicht anzunehmenist ,dassder amtsführendeStadtrat dieseSchäcir¬
gung der Gemeinde und zweier Wohnparteien bewusst zulässt ,bleibt nur
dieAnnahmeübrig ,dassderartigeBriefeaufdemWegevomPostamtzum
amtsführendenStadtratinirgendeinArchivoderindenPapierkorbwan¬
dern .IneinerZeit ,inderdieGemeindejedeEinnahmenotwengigbraueht
unddie Bevölkerungohnehingenuggequält ist ,mussmanverlangen ,dass
selchenZuständeneinEndegemachtwerde .(LebhafterBeifallbeidenChristl . soz. )

GR .Dr .Wernisch( christl .soz . )betont ,dassseinePartei
grundsätzlichnachwievordie gressenZinskasernbautenablehne .Daaber
dieMehrheitausbegreiflichenGründenvondiesemProjekte,nichtabzu¬bringenist ,könnemannurhoffen ,diss die Anregungen,die GR .Biber
in der Budgetdebattezur Verbesserungder grossenWohnhausanlagengegeben
hat,Berücksichtigungfinden .ZurFragederZweckmässigkeitdesAufwande
wirdvenderMehrheitimmeraufdengrossenGedankenderArbeitsbeschaffu
hingewiesen.Genaubesehen,bildetaberdieseLösungalleseherdenn
eineFörderungderArbeitsbeschaffungundBehebungderApbeitsleigkeit.
Mandarfnichtvergessen,dassdieMilliardeSchillinge ,dieindie
Wehnhausbautenhineingestecktwurde,inkurzerZeitdemBetriebs-und
AnlagekapitalentzogenunddadurchdieganzeWirtschaftinempfindlichstel
Weisegetroffenwurde.Zubemängelnistauch,dassbeiderAusführung
derBautenAuslandsmaterialgekauftundAuslandsfarmenmitAufträgen
betrautwurden.DieAplanierungdesStadiens/würdevoneinerSchweizer¬
Firmadurchgeführt.DieGemeindeverfügtgegenwärtigüber68. 000Miet-¬
objekte .DiebedenbestäedigeWienerBevökkerungist effektivzurück-¬
gegangenundtrotzdemliegen . 000GesuchebeimWohnungsamtvor .
BedenständigeWehnungssuchendemüssenmehrereJahreaufeineZuweisung
der Wehnungwarten ,während Zugewanderte bei der Zuweisung der Wohnungen
beverzugtwerden.WenndieGemeindeWienüberhaupteinRechthat ,der-¬
artige Wohnhausbautenin einemgrossenAusmassdurchzuführen ,dannnur
zur Durchführungdes sozialen Gedankens ,für Notleidende billige und
günstige Wohnungen zu schaffen .Temgegenüker steht aber die Tatsache ,
dass es zu 80 Prozent Zugereiste sind ,die in den neuen Wohnbautender
GemeindeWienuntergebrachtwerden .Auchdie ZuerkennungvonMietzins-¬
beifilfen erfolgt vielfach nicht nach sozialen ,sondern nach parteipoliti¬

schenGesichtspunkten.
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Rednersei überzeugt ,dass auch ein grosser Teil der Mehrheit, seweit
er nichtunterdemBannderjüdischenFührungsteht ,sichderWahrheit

dieser Ausführungennicht verschliessenundan einer gründlichenRemedur
mitarbeitenwerden .( Beifallbei denChristl .soz . )

GR .Ung .Hölzl( nat .soz . )weistdaraufhin ,dassdie
OeffentlichkeitderMeinungist ,dassdie GemeindehoceneueWohnungen
demWohnungsmarktzurVerfügungstellenwerde ,Basist abereingrosser
Irrtum ,dennvondenBauten,dieimvorigenJahrebeschlossenwurden,
WirdeinTeilerstamAnfangdesHerbsteszuEndegeführtwerdenund

die heuerbeschlessenenBautenwerdenerst imkommendenJahrefertig
werden .DieRechnungstimmt1ceseit Jahrennicht mehr ,dieMehrheit
ist bankrottundkannnicht weiter .Ueberdie VergebungderBauten
ist ven unserer Seite schon oft Klage geführt worden .Es ist be¬
kannt,dasssehrvielgtem,bedürftigeLeutesehrlangeaufeineWohnung
wartenmüssen.EsgibtauchLeute,diemerkwürdigraschzueinerWehnung

me et Juden ,kemmen .Aberes warbisher nochnicht bekannt ,dass es Leutegibt,/die
sichWohnungennochimBauaussuchendürfen .Esverlautetgerüchweise,
dasssehrvieleWohnungenvorbehaltenwerden,umeventuelljüdische
FlüchtlingeausDeutschlandunterbringenzukönnen.DerRednerführt
eineAnzahlvonFällen: zurBegründungseinerBehauptungan ,dassbeiderVergebungvonWehnungennachparteipelitischenGesichtspunkten
vergegangenwird ,undfragt denamtsführendenStadtrat ,wiesoneskemme,
dass Wchnungsinhaber ,die gute und schöneWohnungenbesitzen ,ineinen
Gemeindeneubauübersiedelnkönnen,währendwirklichbedürftigeWehnungs-¬suchendeimmernur alte Wohnungenzugewiesenerhalten ,aus denenpolni¬
sche Judenoder Farteifunktionäre in Gemeindeneubautenübersiedeltsind .
DieKerruptiengehtsogarsoweit ,dasszumBeispielin einemInserat
desNeuenWienerTagblatteseineWchnungimHanusch-HofzumPreisven
hecoSchillingangebetenwurde .Dasist die Wohnungsfürsergeinder
bestverwaltetenStadtderRepublik„ !DieBevölkerungwirdbeigegebener
GelegenheitdieQuittungüberreichen .MitPezugaufdieStadtrandsied-¬
lungin Leepoldaubemerktder Redner ,dasssich dieRathausmehrheit
in kurzerZeitdenStandpunktderNationalsozialistenzueigengemacht
hat ,denn die Mitarbeit der Sie dler stellt eine ArtArbeitsdienat -¬
pflicht vor ,wie sie die Nationalsdzialisten immer gefordert halen .

ErerklärtzumSchluss ,seineFarteiwerdeausMangelanVertrauenzur
Mehrheit und aus prinzipieller Einstellung gegen die Vorlagestimmen .
( Beifallbei denParteigenessen. )

ST. R.WebererklärtinseinemSchlusswort,dassdieSchuld
daran ,dass die Gemeindefür Wohnhausbautenin diesem Jahre um59
MillionenSchillingwenigerausgebenkönne ,mehrauf jerer Seitezu
suchenist ,die der ST . R.Kunschakvertritt .Wennwir uns dasBudget
der übrigen Städte Oesterreichs ,Deutschlands ,des übrigen Agslandesund
auch des Bundesansehen ,könnanwir aug die Summevon 4o MillienenSchil¬
ling ,die in diesemJahre für denWohnhausbauvorgesehenist ,immerhin
stolz sein ,da ähnliches in keinemVoranschlageirgend einerGemeinde
edereinesanderenöffentlichenVerwaltungskörperszufindenist .(Zu-¬
stimmungbei denSoz .dem . )Gegenüberder Beschwerdedes St . R.Kunschak,dassdie KontrolledurchdasFehlender tabellarischenZusammenstellungen
überdie Ausgabenfür die einzelnenWohnhausbautenerschwertwerde ,ver-¬
weissSt . R.Weberdarauf ,dassdie Jemeindeauchbei denverschiadenen
Verlagensparenmüsse .DadieDruckseiteeinesVransehlagesoderRechnungs-¬
abschlussesnichtwenigerals 50Schillingkestet ,ist esgerechtfertigt220
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wennder Finanzreferent eine solche gewiss nicht unbedingtnetwendige
Ausgabestreicht .Es gibt aber reichliche Möglichkeiten ,dieAusgaben - .

übergebarungdes städtischen Wchnhausbaueszu kontrollieren ,weil jedeAus¬
gabe in demzuständigen Ausschuss ein Beschluss gefasst und darüberein
Frotokoll veröffentlicht wird ,dann aber auch ,weil jeder Wohnhaus- ¬
bau nach seiner Fertigstellung abgerechnet wird und dieseAbrechnung
im Stadtbauamtzur Einsicht aufliegt .Mir ist nicht erinnerlich ,dass
jemals versucht wordenwäre ,in diese aufgelegten BauabrechnungenEin¬

sicht zunehmen .
WasdieBaukostenüberschreitungenanbelangt ,sobefindetsich

St . R.Kunschakin einemIrrtum .Esgibt keineBaukostenüberschreitung
imállgemeinenSinne .Beider Kostenbestimmunghandeltes sichzunächst
umeinen auf Grundder Erfahrungenerstellten Kostenvorschlag ,wobei
es immerhinmöglich ist ,dass währendder BauausführungMehrausgaben
erferderlichwerden.SozumBeispielwurdenbeidemBauin derLand¬
wehrstrasse Mehrausgabenfür die Fundierungsarbeitennotwendig ,weil
dertdieGrundverhältnisseungünstigwaren .AufdieseWeiseergaben
sichMehrkostenin einembescheidenenUmfang,abervonUeberschreitungen
imallgemeinenSinnekannkeineRedesein .
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BezüglichderErrichtungvonGeschäftslokaleninNeubautenerklärt
derReferent,dassselbstverständlichbeieinerZahlvon60. 000Wohnungen
in donNeubautenGeschäftslokale ,ja auchRäumlichkeitenfürSammlungen
usw. eingebautwendenmüssen .Dasist auchbei derBundeswohnbauförderung
derFall ,diedieErrichtungvonGeschäftzräumlichkeitensogarfordert.
DerAntragdesHerrnSt. . Kunschak,denSchutzbundin städtischenNeubau¬
tenauszumieten,ist überflüssig,daderSchutzbundwederMieternochUnter¬

mieter ist . DerTeilung von Grodswohnungen steht die Gemeinde sehr sym¬

pathischgegenüber ,dochsinddieErfahrungen,diedieGemeindeselbstmit
derTeilungvonGrosswohnungenbishergemachthat,nichtdiebesten.St. R.
Kunschakist ObmanndesBundes- Wohnungs- undSiedlungsfondesundeswäre
sehrzubegrüssen,wennausdiesemFondsdienötigenGelderzurUnter¬
stützungderAktion"TeilungvonGrosswohnungen"zurVerfügunggestelltwerdenwürden.DerBerichterstatterweistsodanndieVorwürfegegendas
Wohnungsamtzurückunderklärt ,dassimVorjahrandiesesAmtnichtweni¬
ger als 90 . 000Zuschriften gerichtet worden sind ,davon an denamtsführenden

Stadtrat persönlichnicht wenigerals 36 . 000 .DieseZiffernzeigendenUm¬
fangdesArbeitsgebietesdesWohnungsamtes,dassichstetsbemüht,allen
Anforderungengerechtzuwerden .DieMietzinsrückständesindausserordent¬
lich gering ;die Gemeindebemühtsich ,dieseRückstämdehereinzubringenund
es ist nurzuwünschen,dassauchdieprivatenHausbesitzer,diemitdemZing

Rückständigen ,zumeist Arbeitslose ,nicht gleich aufs Pflaster werfen .
HinsichtlichderAusführungendesGR. WernischbezüglichderAuswirkung
der städtischen Bautätigkeit auf den Arbeitsmarkt bemerktSt . R.Weber ,dass
derstädtischeWohnhausbauwirklicheproduktiveArbeitslosenfürsorgeist ,

damehrals 50ProzentderBaukostenaufLöhneentfallen . CegendieVorlage
selbst ist keinEinwanderhobenwordenundso bitte ich ,sieanzunehmen.
( Beifall . d .Mehrheit)

St . . Kunschakkommtin einer tatsächlichen Berichtigungauf
dieAufforderungdesSt. . Weberzusprechen ,er (St. . Kunschak)mögeals
ObmanndesBundesWohn- undSidlunsfondsdafürsorgen ,dassausdiesem
FondwfürdieZweckederUnterteilungvonWohnungenbilligeKreditege¬
gebenwerden .St .. Kunschakberichtigtdemgegenübertatsächlich ,dassdieser
FondsdurchdasGesetzverpflichtetist ,waser faktischauchtut ,dieihm
zur VerfügungstehendenGelderzur Gänzean gemeinnützigeBaugenossen¬
schaften zu einer Verzinsungvon 3 Prozent ( Hörthört . d .Chr - ) inderdie
Ammortisationeingeschlossenist ,zuvergeben.( Lebh.Beifall. . Chr. )

DerReferentenantragwirdangenommen.
DerAntragKunschakbetreffenddie Aufkündigungder demRe¬

publikanischenSchutzbundvermietetenWohnräumein Gemeindehäusernwirdab¬
gelehnt ,der zweiteAntragKunschakbetreffendBildungeinesFondsausden
Ueberschüssen der Apgabevomunverbauten Grund zwecks Darlehen für Aadptie¬
rungenwird der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen .

St . . Tandlerberichtet über Aenderungen in der Organisation
der gesetzlichenArmenfürsorge. Erweistzunächstdar auf hin ,dassdiesozu¬
sagen gesetzliche Grundlage für die freie Fürsorge zwei Gemeinderatebe¬

schlüsse ,einer aus demJahr 1901undeiner aus demJahre 1921 ,bilden .
ImLaufederletztenZeitmussteninfolgederVeränderungenderökonomi¬
schenVerhältnisse eine ReihevonAnpassungenin der Organisation inder
Fürsorgevorgenommenwerden .DieseAenderungenhabensicherppobtundsollen
nun durch einen Gemeinderat sbeschluss san ktioniert werden .Das Prinzip der

offenenFürsorgewirdhiedurchnachkeinerRichtungtangiert .DieAenderungenumdie es sich hier handelt ,hätten auch mit UmgehungdesGemeindenntes
222



RATHAUSKORRESPONDENZ
VIII . Blatt

Herausgeberundverantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

durchVerfügungendesMagistratsdurchgeführtwerdenkönnen,eineMethode,
die er abernichtanwendenwolle . Eshandeltsich hier blossumkleine
Aenderungenin der Organisation und das Aufenens ,dag damit inder
Oeffentlichkeitgemachtwurde ,ist gewissnicht berechtigt .Vorallem
kannkeineRededavonsein ,dassdieBefürsbogtenhiedurchzuSchaden
kommenkönnten. St. R.TandlenbesprichtsodanndievorgeschlagenenAenderunge
im Einzelnen .Dadie Basis aller Fürsorgedie Familie ist,ist esselbst¬
verständlich,dassdiebeidenhierinBetrachtkommendenAemder,dasJugend¬
amtunddasFürsorgeamt ,bisherschonvielfachmiteinanderarbeitenmussten
ImLaufeder Zeit hat sich eine ZusammenarbeitzwischendenbeidenzusammengetretenAemternderart festgelegt ,dassdie Leiter der beidenAemtersindund

dieFragen ,umdiees sichhandelt ,besprochenhaben .Gelegentlich
derRevisionenimvergangenenJahresindwirnunzurUeberzeugunggekommen
dasses dasAinfachstewäre,wenndieLeiterdesFürsorgeinstitutesunddes
Jugendamtesperiodischzu Leiterkonferenzenzusammentretenundindiesen
überdiein BetrachtkommendenFälleschlüssigwerden.Daswurdevielfach
dahin gedeutet ,als ob nun der beamteteFürsorger des Jugendamtesmit
seinem Stab den freigewählten Fürsorger gleichsam majorisieren könnte .
Davonist gar keine Rede ,dennin diesen Leiterkonferenzenkommteszu
keinerAbstimmung.IhreEinberufungerfolgtdurchdenfreigewähltenManda¬
tas ,unddieserkannauchdiePersönlichkeitenzuKonferenzenmitbringen,
die die Fälle kennen und selbstverständlich hat auch die Jugendfür¬
sorgerindortzuerscheinen,wennesderLeiterwunscht.Dasgilt voraller
für die deuVerkeihungvonPflegebeiträgen ,wasumsomehrgerechtigtist ,
als heute nicht mehrfür jedes Kindein separater Pflegebeitraggegeben
wird ,sondernein Pflegebeitragfür die Familie ,DieserVorganghatsich
umsomehrbewährt ,als wir vielfach von der Geld - zurMaturalunterstützung
übergegangensind .Einigensich die beidenLeiterauf der Konferenz ,dann
ist die Sacheerledigt ,Tommteine Einigungnicht zustande ,so wirdder
Aktan die Mag .Abt .7 respektivean denamtsführendenStadtratübermittelt
der auf Grundder ihmvorgelegeenBerichteentscheidet .DieLeiterkonferer
tritt nur in Funktion ,wennzwischendemFürsorgeratundderFürsorgerin
in der vorausgegangenenSitzungdes Fürsorgeinstituteseine Einigungnicht
erzielt werdenkonnte.

DiezweiteAenderungbeziehtsich auf die Erhebungen.ImLaufe
der Zeit Konntehäufig die Beobachtunggemachtwerden ,dass demeinenoder
anderenFürsorgeratvoroderbeiderErhebungübereinenErhaltungsbeitrag
das eine oder andereDetail entgangenist . Dasist menschlichvollkommen
begreiflich .Nunhabenwir schonimvergangenenJahre gelegentlißolcher

dann
hebungenbeamtetePersonen/benützt ,wennwir der Menungwaren ,dassein
Erhaltungsbeitragzu hochsei oder dass er überhauptzu streichensei .
Dieser Vorganghat sich ganzausgezeichnetbewährt .Undes ist gegendie
beamtetenErhebungenumsowenigeretwaseinzuwenden,als ja diebeamteten
ErhebungendasUmundAufdergesamtenJugendfürsorgesind .DieAnsicht
als obdadurchdie EinflussspääredesFürsorgeratesirgendwiebeeinträch¬tigt werdensoll ,ist vollkommenfalsch .DerFürsorgeratbehält nachwie
vordasRecht ,in derFamilieErhebungenanzustellen,under bleibtvoralle
derReferentüberdenFall . Eskannauchneshalbauchnichtdavongesproche
werden ,dasshier irgendeineBürokratisierungerfolgeoderdassdiedemo¬
kratischenRechtedesFürsorgeratesbeschränktwerden . Eshandeltsichauch
nichtumeinenneuenBeamtenapparet,sondernnurumeinpaarBeamte,Inden
kleineren Bezirkenwird manmit einem ,in grösseren mit 2 oder 3Beamten
auskommen .Bisher haben sich schin oft die Vorstände der Fürsorgeinstitute
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über Angestelltenmangelbeklagt ,wasja verständlichist ,da ihnenim
Laufe der letzten Jahre eine Reihe von Funktionen zugewachsensind .

In Besprechungdes Puhktes 3 verweist St . K.Tandlerdarauf ,
zweckmässigerwei¬dass esinfolge der verschlechterten Verhältnisse sich als

sen werde,bestimmtePfründensätze herabzusetzen und dafür mehrPersonen
zu beteiligen . Eshandelt sich hier keineswegsumeine Herabsetzungdeswir

esslich
die Auflassung des Zentralrates für Armenwesenvorgeschlagen ,eine Insti¬

tution ,die 3 .mit der Schaffung dersoge¬
.nanntenB,zirkswohlfahrtsausschussevollkommen gewordenist .

St . R.Tandlerersuchtdie vorgeschlagenenAenderungenanzunehmen( Lebh.
Beifall . d .Mehrhent )

. RtinDr. Mötzko( chr . )erinnert daran ,dass imFebruar
dieses Jahres die christlichsozialen Fürsorgeräte demBürgermeisterein
Memorandumüberreicht haben ,in demauch das Verlangengestellt
wurde ,die volle Kompetenz des Fürsor grates wieder aufzurichten undihm
wieder alle jene Rechte einzuräumen ,die es ihm ermöglichen ;seinAmt
seiner beschworener Pflicht gemäss zu erfüllen .Dieser Wunschentspringt

durchaus nicht der persönlichen Eitelkeit der Fürsorgeräte ,sondern der

Ueberzeugung ,dassnurder Fürsorgerat ,der eine Partei ständiginseiner
Betreuung hat ,den richtigen Einblick und damit auuh das richtige Urteil

über alles das hat ,was die Familie an Fürsorge braucht /Und dass nurdie
Gesamtiniziative ,die aus der freiwilligen Mitarbeit der Bevölkerungin
Fürsorgeagendenkommt ,imstandeist ,brauchbareRichtlinienfüreventuell
notwendig gewordene Refarmen und Aenderungen im Fürsorgewesen zugeben .
Washeute hier beschlossenwerdensoll ,ist eine hohnvolleAbsageanalle
AnregungenundWünscheder christlichsozialenFürsorgeräte .Diechr .soz .
Fürsorgeräte haben längst schon in sehr scharfer Weisegegen dieEin¬
führung der Leiterkonferenzen Stellung genommen .Ihre Einführung mit

GemeinderatebschlussbedeutetzunächsteineVerlängerungdesAktenweges.
Ein Mittel ,das die Mehrheit sdhon sehr lange und sehr gerneanwendet ,
um zwischen dem Termin des Ansuchens und der ŒErledigung eine sehr lange
Zeit zu setzen ,innerhalb welcher allerdings die Partei ihrem Elend über¬

antwortet wird . Wennsich St . . Tandlerdagegenverwahrt ,dass durchdie
Lætterkonferenzenieine Verburokratisierung eintreten werde ,so weiss er

vielleicht nicht ,wiediese Konferenzenbisher zusanmengesetztwaren .Immer
sind dort die beamteten Personen in der Mehrzahl ,sodass der amtliche
Einfluss immer ausschlaggebend ist .Heute ist schon die Machtkonzentriert

bei den beamteten Leitern der Fürsorgekanzleien .Diese Leiter werdenauch
in den Leiterkonferenzen das ausschlaggebende Wort zu reden haben unddas
Ergebnis dieser Konferenzenwird ein Abstreichen nach allen Richtungen
sein .Diese Einflussnahme der beamteten Organe birgt aber auch eine Unver¬

einbarkeit in sich und in vielen Fällen wird für die Beamtenselbst

Konfliktstoff erzeugtwerden ,weil der BeamtedurchWeisungderZentrale
gezwungenist,mehr denfiskalishen Standpunktgelten zu lassen .Derge¬
wählte Mandatar ,der die Interessen des Befürsorgten zu vertreten hat ,
wird starg ins Hintertreffen kommen .Eine viel ärgere Verschlimmerungist
aber die Einführungder Erhebungsgruppe .Ursprünglich hatteinur derzu¬
ständigeFürsorgeratodersein Stellvertreterimallgemeinen -dieErhe¬
bungeneinzuleiten .Dazukamdann ,die Erhebungstätigkeitder beamtetenFür¬
sorgerin .und die Zusanmenarbeitzwischenbeiden wurdegeregelt .
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Mannkann annehmen ,dass sowohldie Erhebungendes Fürsorgerates ,der
die Partei im kleinen Sprengel ständg in seiner Obsorge hatte ,als auch
die der Fürsorgerin ,die für die Fürsorgearbeit geschult ist ,wirklich
zumZiele geführt haben .Nunsoll die Erhebungstätigkeitheider keineBe¬
deutung mehr haben .Jetzt wird das Nacherhebungsorgan auf die Partei
losgelassenmitdemSchemainderHand.EsmögendasehrbraveBeamtesein,
dieaberkeineErfahrungin derFürsorgehaben .UndwirssindderMeinung,
dass eine grosse Zahl dieser Erhebungsoganeaus demKreisabgebauter
Gemeindewachleuteentnommenwerdenwird ,Leute ,die sich am15 .Juli die
Legitimationfu Parteidienst erworbenhaben ,werdennunauf die ArmenWiens
losgelassen .WasSie hier machen ,ist eine kroteske,über die manlachen
könnte ,wennsie nicht zumWeinentraurig wäre .Diese Organehabenihre
bestimmtenWeisungen ,sie müssenalles wasirgendwiein einerFamilie
als Einkommenaufscheint einzeichnen ,Erhaltungsbeiträge alter Leute ,
Lehrlingsentschädigungen,Notstandsunterstützungen ,ja sogarEinkommen
von Familienangehörigen ,die gar nicht im Familienverband leben und
auf Grunddieser konstruiertenZiffern wirdihre Kleidunggefällt .

Die berühmtenRichtlinien ,die Sie für die Verleihungvon
PflegebeiträgenhinausgegebenunddiewiralseinegrausameDrosselung
der unterstützungsbedürftigenBevölkerungWiensbezeichnethaben ,werden
ven Ihnen selbst nicht mehr eingehalten ,Sie sind schon unter diese

Richtlinien heruntergegangen .In denKreisenIhrer Fürsorgeräteist es
bekannt ,dass nochwitergehendeAbsichtenbestehen ,dass diePgründen
generaliter von 1o bis 50 statt 16 bis 56 Schilling herabgesetz werden
sollen .Dass Sie alle diese Massnahmendamit begründen wollen ,die
zuständigenFürsergeräteseiennichtobjektivgenug ,ist eineseschwere
undunerhörteKränkungverdienterMenschen,diesichjahrelanginselbst-¬
leserWeiseimInteressederArmenWiensbemühthaben ,dasssienur
mit demschärfstenProtest zurückgewwesenwerdenkann .( LebhafterBei¬
fall beidenChristl. soz. )

DerletzteSinnall dieserMassnahmenist dieAbsicht,Er¬
sparungenzumachen .Wirleugnennicht ,dassauchimHaushaltderGemeinde
gespartwerdenmussunddassmanauchinnerhalbdesFürsorgebudgets
sparenkann .Ichverweisein diesemZusammenhangaufdasdemBürger¬
meisterüberreichteMemorandumderchristlichsozialenFürsorgeräte.
WennmansichendlichvondemfalschenWegeabwendetundmitdenfrei¬
willigenFürsorgeorganisationenaller Richtungenzusammenarbeitet ,
kannunendlichviel für die offene Fürsorgegeschehen .Mankönntebei
denMutterberatungsstellen,imHortwesen,beidenKindergärten,bei
dengeschlossenenKinderanstaltenundselbstindergeschlossenAlters-¬
fürsorgederGemeindeErsparungenmachen ,wennmanendlichimStandewäre
dieFarteibrilleabzunehmenundsachlicheAngelegenheitensachnchzu
behandeln .Ich stelle deshalbdenAntrag :Es ist unverzüglichein
aus Vertreterndes GemeinderatsausschussesIII undaus Fachleutenbe¬
stehenderAusschusseinzusetzen ,welchersich mitdemvondenchristlich¬
sozialen FürsorgerätendemHerrnBürgermeisteram27 .2 .1933überreichten
Memorandumzu befassen ,ehestens darüber demGemeinderatsausschussIII
BerichtzuerstattenundAntragzuunterbreitenhat .

Dasist dieeinzigmöglichReform,durchdieSiedenheutigen
Anforderungen an das Fürsorgewesen Rechnungtragen können .WasSiemit
demvorliegendenBeschlussmachenwollen ,ist bolschiwistischeZer¬
störungsarbeitletzter Lebenskräfteder ArmenWiens .WirkündigenIhnen
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die schärfste Gegenwehran ,wennSie diese unverdienteZüchtigungüber. 4
die S " armeBevölkerungWienshängenwollen .Undin denFürsorge-¬
institutenwerdenSieoffeneRevölutionhaben,dennweithöherals
IhreErlässestehtdiesenLeuten- IhrebeschworenePflicht ,denArmen
Wienszu helfen .Die christlichscziale Partei war immereinwahrer
SchützerundHertderArmen( Beifallbei denChristl .soz .-Zwischen¬derrufe Soz . dem.) ,undwannSie heute nochauf eine wirklichgute
FundierungdesFürsorgewesenshinweisenkönnen ,so 'sa "weisenSieauf
Schöpfungender früherenZeit hin .Esist vondiesenSchöpgungenunter
Ihrer glorreichen Herrschaft leider wenig übrig geblieben .Gegenüber
diesemverbrecherischenAnschlagwerdenwirdemFürcsrgebedürftigen
HortundSchützerseinbis zumLetztenundAeussersten .( LebhafterBei¬
fall bei den Christl .soz . )

GR .Weikert ( nat .soz . )erklärt ,die Ausführungendes
St . R.Dr .Tandlerseienvielzuunklarundzutåderspruchsvell,alsdass
mansichüberdieeigentlichenAbsichteneinklaresUrteilbildenkönnte.
WenndieseReform/denBefürsorgtenwirklicheineBesserungbringt,
sindwirselbstverständlichbereit ,ihr zuzustimmen.Wirhabenaberdie
Erfahrungg : ,dasswiralleunsvorgelegtenAnträge,besonders
jene aus der VerwaltungsgruppeIII ,sehr vorsichtig aufnehmenmüssen.
WirhabenseinerzeitbeidemAntrag ,diePflegebeiträgezurHälftein
Geld," iandere,HälfteinLebensmittelpaketenzugewähren,dieVermutung
geäussert ,dassaufdiesemWegedenrotenKonsumvereinenundderGöc
wiederein /Geschäftzugewendetwerdensoll .St .R .Tandlerhatuns
damalsirregeführt,dennessindschonfrühergeheimeRichtlinienandieFürsergeinstitute hinausgegaggen ,die PfløgebeitäägeundErhaltungs¬
beiträgewomöglichzukürzenoderganzeinzustellen.MitderVerabreichungderLebensmittelpaketesinddennauchsofortdiePflegebeiträgegekürzt
worden .AusdiesemGrundeglaubenwir auchhier nicht recht an eineReform
zu Gunstender Befürforgten .Wasdie Leiterkonferenzenanlangt ,soglauben
wir ,dass diese immerwerdenzu Ungunstender Befürsorgtenauffallen
werden.InderVorlagefindenwirsehrvielUnklarheiten,weshalbman
zuihrauchnichtrichtigStellungnehmenkann .Wenness »ist ,wie
St . R.Prof .Tandlerüber die Aufgabender beamtetenFürsorgergespråchen
hat ,sosindwirdamiteinverstanden ,weilwirwünschen,dassdieErhe¬
bungenrichtigvorgenommenwerdenunddabeinichtaufdieparteimässige
EinstellungdesFürsorgewerbersRücksichtgenommenwird ,wiees bisjetzt
derFallist .Ist einFüroergewerberSozialdemokrat,dauerndieErhebungen
sehrkurz ,ist er aberkeinSozialdemokratodergareinNationalsozialist,
dauerndieErhebungensehrlangeundzumSchlusswirdderFürsorgewerber
überhauptabgewiesen.Wirglauben,dassmitderEinstellungderbeamteten
FürsorgerderWirkungskreisderFürsorgerätezehreingeschränktwerden
wird,sodasssieüberhauptnichtsmehrzusagenhabenwerden.DerRedner
tadelt ,dassimLaufederJahredasFürsorgewesenverbürokratisiertwurde,undersuchtdenamtsführendenStadtrat,AuswüchsediesesBürokratismus
abzustellen,dadieFürsorgewerberunterdembürokratischenMassnahmen
aufdasschwersteleiden .Wirverlangen,dassauchimFürsorgewesendie
Minderheitgehört unddass der Unfugabgestellt werde ,dassunsere
Anträgeniedergestimmtwerden,umdanneinigeZeitspätervonderMehrheit
als dereneigeneAnträgeeingebrachtundbeschlossen,werden.Wirglauben
nichtmehrandieFürsorgedersozialdemokratischenGemeindeverwaltung,
weilwirmitdiéserFürsorgedieschlechtestenErfahrungengemachthaben,

wir glaubenauchnicht an die AufrichtigkeitdieserVorlage,weshalb
wirsie auchablehnen .( Beifallbei denNat .soz . )226
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In seinemSchkusswortbemerktProf. Dr. Tandler,dasses
sichbei dieserVorlage ,wieer schonausgefuhrthafeumkeineprinzi¬
pielle Aenderunghandelt .DieRechtederFürsorgerätewerdendurchdie
EinstellungderbeamtetenFürsorgernichtbeschränktwerden ,dadieBeam¬
ten keine Anträgestellen dürfen ,sondernnurzu erhebenhaben.

. RtinMotzkohat mirauch ,bemerktSt . . Tandler ,eine Herabsetzungder
Fürsorgeräte imputiert . Esist meineAuffassung ,dass es bei aller Mensch¬
lichkeitdeseinzelnenMandatarsauchaufdiesubjektiveAuffassung
des Fürsorgeratesankommt ,die vonseiner eigenenmateriellenEinstellung
nich so unabhängigist .Ich habe bei allen Gelegenheitendas LobderFür¬
sorgeräte öffentlich gesungen ,aber es ist nur menschlich ,dassauch
Fürsorgeräteihre Fehler machen .GRtin .Motzkohat in diesemZusanmehhang
auchvonBolsdhewismusgesprochen .Darauflakannich nur sagen :Wasman
nichtdefinmerenkann ,sihhtmanals Bolschewismusan .( Lebh .Heiterkeit
undBeifall . . Soz. )St. . Tandlerersuchtschliesslichdie . RtinMotzkosei bereit ,die einzelnen Fallevorzulegen,er überjedeneinzelnenBall
imGemeinderatöffentlich zu sprechen .Imübrigensei er der Meinung ,
dass jeder Gemeinderatdas Minmmum,das hier borgeschlagenwird,annehmen
könne ,ohnesein Gewissenzu begistenundohnedie Bevölkerungzuschädi¬
gen( Lebh .Beifall . d .Soz. )

DerReferetenantragwirdangenommen,der AntragMotzkoabgelehnt.
St. R.TandlerreferiertsodannüberdenAntragbetreffend

die Uebertregungder GeschäfftedesBerufsberatungsamtesder GemeindeWien
an die Industrielle Bezirkskommission in Wienund Leistungeines
einmaligenBeitrages zur SchaffungentsprechenderEinrichtungenbeider
Industriellen BezirkskommissioninWien.

GR .Scholz( nat ,) bemerkt,dieAuflassungdesstädt. Berufs¬
beratungsamteshätte schonvorJahren ,zu einer Zeit ,erfolgensollen ,
woesjedemklarwar ,dassinfolgederungeheurenArbeitslosigkeitjede
Berufsberatungillusorisch gewordenist .DasAmthat keineandereAufgabe
gehabt ,als Ziffern für die Statistik zu sammeln ,womitmandieWiener
Lehrer schaft behelligt hat . Manhat das Berufsberatungsamt dazubenützt ,
um :einer ReihevonProtektionskindern ,meistAnhängerndesauserwähnl¬
ten VolkesUnterkunftzuwverschaffen .Daist uberdenFall derBeraterin
Schwarzöffentlichgesprochenworden ,die deshalbunangenehmaufgefallen
ist ,weil sie für die Wünschemancher Lehrherrn nach schöngekleideten und
nicht sprödenMädchenallzuviel Verständnisgezeigt hat . Nunhatman
endlich die Zwecklosigkeit dieser Stelle eingesehen und will sie nunlos¬
kriegen ,weil sie der Mehrheitunangenehmgewordenist .Dabeierweisen
sich doeSozialdemokratenals ausserordentlichschlechteGeschäfts¬
leute .Für das Jahr 1933 waren rund 100 . 000S als Ausgaben für dasBerufs¬
beratungsamtvorgesehen .Daein Vierteljahr verflossen ist ,wäreandie
Indusrrielle Bezirkskommission75 . 000S zu zahlengewesen ,währenddie
GemæindeWien86 . 000S zahlt ,wobeimangar nicht darandenkt ,dassdie
Industrielle BezirkskommissionimLaufedesJahresdieseStelleauflassen
könnte .Der Redner wünscht auch Aufklärungen vom St . R .Tandler ,darüber ,
wasmit demPersonalgeschehenwird .Es idt zu befürchten ,dass manalt¬
gedienteBeamteentlassenwird ,währendmansicherzweiZionisten ,diefrüher227



einmalin Palästinawarenundvonder GemeindedannmitoffenenArmen
aufgenommenwordensind ,in ihrer Stellung belassenwerden .

St . . Tandlerbemerkt ,der Vertragmit derIndustriellen
Bezirkskommission gehe dahin ,dass sie das gesamte Personal ,soweit
es vertragsmässig angestellt ist ,zu übernehmen hat . Esbleibt also kein
Angestellter bei der Gemeinde .Die Befürchtung ,dass die Industreielle
Bezirkskommission die Beraufsberatung aufgeben werde ,ish nicht am
Platze ,da es sich um eine sehr wertvolle Institution handelt .

Der Referentenantrag wirdangenommen .
Währendder Abstimmungrufen Hationalsozialistiche

Gemeinderäte demSt . . Tandlerzu :Wasist es mit den zweiJuden ?
St . . Tandlererwidertdarauf :Ich bin keineAuskunftsstelle

fürJuden !
WährendSt . . Tandlerder Referententischverkässt ,røfen

nationalsozialistischeGemeinderäte:Wasist es mitdenzweiJudent
Sie haben als Berichterstatter Auskunft zugeben !

St . . Tandler :Ich habe die Antwort ja bereits gegeben !

GR.Rotter( nat . )KuschJud !(StürmischeEntrüstungsrufebei
denSoz . )

Bgm» Seåtz: Dasist ein unerhörtes Vorgehen !Ich rufe Sie
wegendieses AusdruckeszurOrdnung!

GR,Rotter( nat )Manhat michdrübeneinen frechenLausbuben
geheissen !

Bgm .Seitz :Ich werce Professor Tandler hier nicht beleideigen
lassen ( LärmendeZwischenrufe bei den Nat . )WennSie eine Beschwerdeüber
einen Zwischenrufø haben ,melden Sie es hier offiziell .Aber eine solche
BehandlunggegenübereinemMann ,der seit einemJahrzehrtundlänger
imDiensteder Stadt sich in der aufopferungsvollstenWeisebemüht,
wirdhier nicht geduldet .( Zwischenrufe. d .Nat . ,Gegenrufe . d .Soz. )

Berichterstatter Stubianek ( soz . ) referiert übereinen
Antragauf Aufhebungder ParkschutzbestimmungenzumZweckederErrichtung
einigerAnlagen.

GR .Stöger ( chr . ) erklärt ,da wäreunverantwortlich ,ohne
zwingendenGrundauch nur einemArbeitslosen die Eingliederung indie
Wirtschaft zu verwähren ,einer Kriegerwirwe oder einem Invaliden die
Erwerbsmöglichkeitzu nehmen ,Aberes mussdie rechte Formgefundenwerden,
damit nicht Einzelschicksale in Kollision geraten mit dem Interesse der
Allgemeinheit .Oesterreich ist mehr denn je auf dem Fremdenberkehrange¬
wiesen und die Verunzierung der prächtigen Plä ze und Anlagendurch
manchmalrecht hässliche Hütten wirkt wie eine bewusste Sebotagedes
Fremdenberkehres .Wienwurdedurch Lueger zur Gartenstadt gemacht ,Sie
machendaraus allmählich einen riesigen Tandelmarkt .Sieunterhöhlen
damit auch das Heimatgefühl ,das besonders in Krisenzeiten voneiner
verantwortungsbewussten Gemeindeverwaltungmöglichst lebendig gestaltet
werden muss,und sie treffen mit der Beeinträchtigung desFremdenverkehres
die gesamteWirtgchaft .Sie sindverpflichtet ,ehrenNachfolgernmöglichst
unversehrt zu übergeben ,was Sie von den Vorgängern übernommenhaben ,
und dazu zählt in allererster Linie Wienals Gartenstadt . Wirmüssen
daher neuerlich auf das Nachdrückliikhte fordern :Schluss endlich mit den
fortwährenden sinnwidrigen Durchbrechungen der Parkschutzbestimmungen ,
Schluss mit der weiteren VerschandelungWiens( Beifall b .d .Chr . )

Berichterstatter Stubianak erwidert in seinemSchluss¬
wort ,es sei nicht richtig ,dass wahllos Kioskeund Hüttenaufgestellt
werden .Das Kioskkomitee ist sehr darauf bedacht ,dass das Stadtbild nicht
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leidet . DieHütten ,die noch stehen ,sind aus früherer Zeit und wird

sindbestrebt ,dasStadtbildzuverschönern.
Bei der Abstimmungwird der Referentenantrag angenommen.
Damit ist die Tagesordnung erledigt .
Es wird zur Verhandlung der eingebrachten dringlichen

Anträgegeschritten .
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GR,Holaubek( christl . scz. )undKollegenhabenunterHinweis
auf die Waffensuche in Liesing im dortigen Versorgungshaus der Stadt

WieneinenDringlichkeitsantrageingebracht ,in dembeantragtwird ,
den amtsführendenStadtrat der VerwaltungsgruppefürWohlfahrtswesen
zu beauftragen ,unter ZuziehungvonVertreternder Minderheitsefort
einestrengeUntersuchungeinzuleiten ,wiesoes möglichwar ,indas
städtische Versorgungshaus in Liesung die beschlagnahmten Waffeneinzu¬
schmuggelnunddortverstecktzuhalten ,unddieschuldtragendenstädti¬
schenOrganezur Verantwortungzu ziehen ;weiters zuuntersuchen,
obnichtauchin anderenWohlfahrtsanstaltenderGemeindesolcheWaffen
eingelagert sind ,und im bejahenden Falle die Ablieferung dieser andie
zuständigeStelle sofortzuveranlassenunddie hiefürVerantwortlichen
der Bestrafung zuzuführen .Ueber das Ergebnis der Untersuchung soll dem
Gemeinderatberichtet werden .

DerAntragsteller begründetdie Dringlichkeit ,weraufBürger¬
meister Seitz dazubemerkt :Die GemeindeWienhatselbstverständlich
nirgends Waffen eingelagert und besitzt auch keine .Ob -wie dasvem
VersorgungshausLiesungbehauptetwird- in der WohnunoderWerkstätte
eines Angestelltenoder eines MietersWaffenliegen ,könnenAmtsorgane
der Gemeindenatürlich nicht fortlaufend prüfen .Uebrigenskannichnur
sagen ,dassich schonvorJahren ,sehrbaldnachdemAmtsantrittdes
von der christlichsczialen Regierung Vangoinbes ' ellenPelizeivize - ¬
präsidenten Dr .Brandl ,das Angebetgemachthabe ,eine Durchsichtaller
GemeindeebjektedurcheinegemeinsameKommissionvonPolizeiundMagistrat
vorzunehmen,statt überfallsartigimmerwiederUnruhezustiften .

Das Wichtigste aber ist ,dass bekanntlich inbundesstaatlichen
HäusernPrivatwaffeningrosserZahlliegen ,wiedieszumBeispielimehe-¬
maligenAckerbauministeriumerst vorkurzemvemPolizeipräsidentenamtliehfestgestelltwordenist .

DieRechtsgleichheitderBürgerist eineGrundlagedesStaates.
Washeutegeschdaht,ist nichteineWaffenbeschlagnahmedurcheineBehörde,
sondernderVersucheinerEntwaffnungeinerFarteidurcheineandere.
Dassdie Heinwehrenoffen Waffenzur Schautragen ,währendmanbeianderen
Waffen saisiert ,das schafft einen Zustand der Rechtsungleichheit und

- Unsicherheit ,der denGrundsätzendes RechtsstaatesHohnspricht .
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DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .
Nunmehrgelangt ein Dringlichkeitsantrag der GR .DriWernisch

( christl . soz . )und Kellegen zur Verhandlung ,der verlangt ,denBür - ¬
germeister zu beauftragen ,gemäss § 9 der Verfassung der Bundeshaupt - ¬
stadt Wienzusistieren :

. )DenBeschlussdes GemeinderatsausschussesderVerwaltungs-¬
gruppoVII vom27 .März1933 ,betreffenddie GenehmigungdesGesuches
des Herrn Gemeinderates Broczyner für Herrn Stefan Szücs ,ungarischer

Staatsbürger ,mosaischerKenfession ,seit Jänner1933in Wien ,vorher
freiwillig durch vier Jahre in Berlin ,umdie Zusicherung derAufnahme
in denWienerHeimatverband,

. )die Beschlüssedes GemeinderatsausschussesderVerwaltungs-¬
gruppe VII vom27 .März1933 ,betreffend die AblehnungderGesuche
derWehrmänner

undalleMassnahmenzutreffen ,welchegeeignetsind ,derartigegesetz-¬
widrigeundwillkürliche EntscheidungendesGemeinderatsausschusses
der VerwaltungsgruppeVIIhintanzuhalten .

GR .Wernisch( chr . ) begründetdie Dringlichkeit,in demeraus¬
führt ,es sei ein Skandal ,dass im Jahre 1923 allein von ca11 . 000
Einbürgerungen10 . 000EinbprgerungenvonJudenmeist aus demÖstenwaren .
Sogar die demokrati ahe Schweizschützt sich gegen den ZustromderJuden ,
der jetzt stattfindetund auch wir müssenuns gegendiese GefahrzurWehre

setzen .Die Gemeinde Wien tut das Gegeteil ,indem sie einem zugereisten Ju¬

den über Intervention des Gemeinderatesder Mehrheit die Zusicherungder
Aufnahme in den Heimatverband gegeben hat .

St . . Honayweistes zunächstmitallerEntschiedenheit
zurück ,wenndie Zusicherungder Aufnahmein denHeimatverbandseitens
der Gemeinde in einzelnen Fällen als gesetzwidrig oder skandalös bezeich¬
net wurde .In keinem einzigen der in dem Antrag angeführten Fälle kann
von Gesetzwidrigkeit oder von einem Skandal gesprochen werden .Wasden
Fall Szücs betrifft ,so steht der Magistrat auf demStandpunkt ,dass
in diesemFalle die vienjährigeSesshaftigkeitgegebenist .Festgestellt
musswerden ,dass eine Interventiondes GR .Broczynernicht erfolgtist .
Ueber die Erlangung der Staatsbürgerschaft des Herrn Szücs hat keine
Gemeindekörperschaft ,sondernausschliesslich das Bundeskanzleramtzu

„ 7entschejden ,bei demdie Sachegegenwärtiganhängigist .1 diesemFall
und :fallen übrigen in demAntrag genannten Fällen hat derLandes¬

ninhauptmann nichts zu tun ,die Zushcherung : 422 . -Aufnahme
den Heimatverbandist lediglich eine AngelggenheitdesGemeinderats¬
ausschusses VII . ZurFrage der freiwilligen Aufnahme von auswärts zustän¬
digen Wehrmännernin den Wiener Heimatverband stellt St . . Honaxfest ,
dass nach§ 13 des Wehrgesetzesdie Zuweisungeines nicht imWerbebereicht
nicht heimatberechtigten Heeresangehörigen der Zust immung der Landes¬
regierung bedarf - Eswäre eine Umgehung des Gesetzes ,eine allenfalls
ohne vorherige Zustimmung der Landesregierung daher gesetzwidrig erfolg¬
te Zuweisung eines in einem anderen Bundesland zuständigen Wehrmannes
durch ) diefreiwillige Aufnahme in den Heimatverband einer Gemeindedes
Zuweisungslandes zusanktionieren .
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BürgermeisterSeitz : Gegenüberder immerwieder-kehrenden
Behauptung ,dass der Landeshauptmannin solchenSacheneineIngerenz
hat ,stelle ich nochmalsfest ,dass ,wennjemandösterrischerStaats¬
bürgerwerdensoll undnochkeine 4 JahreA
imBundesgebietelebt ,das nur geschehenkann ,wenn" dieBundes-¬
regierungfeststellt ,dass ein positivesInteresse vorliegt ,
demBetreffendendie Staatsbürgerschaftzu verleihen ,wieetwabei
der Berufung eines Hochschullehrers .Die Landesregierung ,nicht der

Landeshauptmann,ist nurbeiPersonen,dieüber10Jahreununterbrochen
hier wohnenundauf Grunddes HeimatrechtgesetzesvomJahre 1896den

hne Zustimmung BundaskanzAbspruchauf Zuständigkeit hätten ,berechtigt ,dieLandesbürgerschafttamzuverleihen .
e

EswäreeigentlicheinWiderspruchin sich ,wennderGemeinde-¬
rat etwa den Verdachtäussern würde ,dass das Bundeskanzleramtetwa
nichtseentscheidet ,wieesnachderSachlagenotwendigist .Uebrigens
hat GemeinderatDr .WernischhoffentlichVerbindungengenug ,umsolche
Fingezuverhindern.

BeiderAbstimmungwirddemAntragedie Dringlichkeitnichtzuerkannt .
DieSitzungwirdhieraufum21Uhr30Minutengeschlossen.
Begenabfertigung21Uhr45Minuten
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Städtischer Ehrenpreisfür dieKunstgemeinschaft.
DerWienerGemeinderathat der Kunstgemeinschaftfürihre

FrühjahrsausstellungimGlaspalastdesBurggartenseinenEhrenpreisvon
fünfhundertSchilling bewilligt .AmFreitag trat nununter demVorsitz
des Vizebürgermeisters Emmerling die Jury zusanmen und verlieh den Ehren - ¬

preis demakademischenMalerKonradMeindlfür die Gesamtheitseineraus¬
gestelltenWerke.

— — -—. - - - - - - ¬
511 . 125GasbezieherinWien.

Die Direktion der städtischen Gaswerketeilt mit ,dassam
31 .März 511 . 425Konsumenten Gas von den Wiener städtischen Gaswerkenbe¬
zogen haben .GegenüberdemStand vomJahre 1913 bedeutet die Zahl derGas¬
bezieher am31 .Märzdes heurigenJahres weit mehrals eineVerdoppelung,
da am31 . Dezember1913 die Wienerstädtischen Gaswerkebloss 211 . 815Kon¬
sumenten mit Gas versorgt hatten .Im vergangenen März haben die städtischen
Gaswerke835 Gasmesser neu aufgestellt ,980 Gasmesseranlagenvergrössert
und 51 Neuanschlüsse durchgeführt .Der Verkauf von Gasgeräten war auchim
Berichtsmonateein sehr reger ;insgesamtwurdenIlO Geräte ,Gasherde ,Koch¬
platten ,Bratrohre ,GasbügeleinrichtungenundGasbadeöfen ,verkauft .Ausser¬
dem wurden 13 Koksöfen " Muster WienerGaswerke " abgesetzt .

KinderaufsLand!
DieAktiondesWienerJugendhilfswerkes.

Die Geschäftsstelle des Wiener Jugendhilfswerkes ersucht
umnochmalige Verlautbarung ,dass Eltern ,die ihr Kind durch dasWiener
Jugendhilfswerke einem Ferienaufenthalt in einem Ferienheim oder in einer
Tageserholungsstätte zuführen wollen,bis 14 . Aprilbeim zuständigen Bezirks¬

jugendamt(Parteienverkehrtäglichvon9 Uhrbis 11Uhr )darumansuchen
müssen .Ansuchen ,die später eingebracht werden ,könnennicht mehrberück¬
sichtigt werden .Aussicht auf Entsendung in ein Ferienheim oder ineine
Tageserholungsstätte haben in erster Linie Kinder im Alter von sieben bis
vierzehn Jahren ,die den schulärztlichen Befund 3 und 3 a haben undderen
Eltern lange arbeitslos oder sonst ohne Einkommen sind .Kinder ,die imVor¬
jahr in einem Ferienheim oder in einer Tageserholungsstätte waren ,können

heuer nicht berücksichtigt werden .Krankenversicherte Eltern habenbei
Ihrer Krankenkasseanzusuchen ;Eltern ,die annehmen ,ihr KindeinemErholungs¬
aufenthalt durch einen Verein zuführen zu können ,mögensich andiesen
Vereinwenden.

ZwölfgoldeneHochzeiten .
Heute ,Samstag,überreichte in Vertretung desBürgermeisters

amtsführender Stadtrat Honay den Wiener Ehepaaren Gregor und Theresia
Fehsner ,Josef undMarieHentsch ,Karl undMarieHoracek ,FranzundRosalia
Inführ ,Matthias und AmalieKostinec ,Franz und AnnaKrach ,Josef undAnna
Martin ,Josef Carl undAnnaStolz ,Paul undAdelheidTeubel,KarlAntonund
DorotheaUmlauft ,Johannund MariaVorwahlnerund Ignaz und AmalieWagner
in ihren Wohnungen anlässlich der Feier der goldenen Hochzeit die Ehren¬
gabender StadtWien.

. -
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GeehrteSchriftleitung !

AmtsfuhrenderStadtratRichterladethiemitzueineram
Dennerstag ,den13 .April ,um12UhrmittagsimJournalistenzimmerdes
NeuenRathauses( . Steck,Präsidium)stattfindenden

Pressekonferenz
höflichstein .In dieserPressekonferenzwirdStadtratRichterüberden
Kampfgegendie SanJose-SchildlauswichtigeMitteilungenmachen.

ir ersuchen ,zu dieser PressekonferenzeinenVertreterIhres
geschätzten Blattes zuverlässig zuentsenden .

Wieviele Ehenwerdenin Wiengeschlossen?
EineStatistik über die WienerTrauungenimJahre1932 .
WiedieMagistrats-AbteilungfürStatistikmitteilt,sind

in WienimvergangenenJahr14 . 552Ehengeschlossenworden. 950junge
Ehepaarewarenortsfremd,währendbei13. 602Brautpaarenwenigstens
ein Teil Wienerwar .Interessant ist auch ,dass von diesen 13 . 602Braut¬
paarenmehrals 34Prozent,nämlich. 680,schonvorder Trauungindom Hausewohnten,in demsie auchnachderEheschliessungihrenWohnsitz aufschlugen .

DieAusweisederMatrikenstellenergeben,dassimvergan-¬
genenJahrin WienvendenBräuten13. 273Wienerinnenundnur. 279
Ortsfremdewaren,währendvondenBräutigamen12 . 840Wienerund. 712
Ortsfremdewaren.Ven100Wienernholtensichalso97ihreFrauenaus
Wien,wehrendven100Wienerinnennur 9 Wienerheirateten .

BetenierungdesKokslagerplatzesimGaswerkSimmering.
ImGaswerkSimmeringwirdderBodendesLagerplatzesbeim

AbhebenvonKoks ,sehrstarkaufgewühltunddadurchderKoksmitErd-¬
reichundSteinenvermischtundverunreinigt.UmdiesemUebelstandabzuhelfen ,hatderGemeinderatsausschussfürdiestädtischenUnter¬
nehmungenin seinerletztenSitzungaufAntragderDirektienderstäd¬
tischen Gaswerkebeschlossan ,den Bodendes Kokslagerplatzesim
GaswerkSimmeringineinemUmfangvonrund10. 000Quadratmeternbe-¬
tonierenzulassen .DernotwendigeKostenaufwandbeträgtrund200. 000

Schilling .
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WiederneunNotverordnungenvonder WienerLandesregierungbeimVer-¬
fassungsgerichtshofangefochten.

DieWienerLandesregierunghat in ihrer heutigenSitzungneuerlich
den Beschluss gefasst ,eine Anzahl von VerordnungenderBundesregierung
odereinzelnerBundesminister ,die auf Grunddeskriegswirtschaftlichen
Ermächtigungsgesetzes erlassen wordensind ,gemäss Artikel . 139desBundes
verfassungsgesetzes beim Verfassungsgerichtshof anzufechten .Angefochten

werdensechsVerordnungen,die die RegelungdesBrennstoffverbrauches
betreffen ,die . Einfuhrverbotverordnung ,die Verordnungbetreffend
die vorläufige Inkraftsetzungder materiellen BestimmungendesVertra¬
ges mit der Schweizvom18 .März1933 über dieSanierungsmassnahmen
für dieStickereiindustrieunddieGewerbeordnungsnovelle1933.

DerStrassenbahnunfallaufdemNeubaugürtel.
Die Direktion der städtischen Strassenbahnen gibt über denStras¬

senbahnunfall auf demNeubaugürtel folgendeDarstellung :
Heute um 9 Uhr 10 vormittags durchfuhr ein Dreiwagenzug der Stras¬

senbahnlinie8 aufderFahrtnachDöblingdieHaltestelleGablenzgasse
auf dem Neubaugürtel in dem Augenblick ,als ein Zug der Strassenbahn¬

linie 18 die Kreuzungauf der Fahrt zur Stadt übersetzte . Eserfolgte
ein ZusammenstossmitdemBeiwagendesZugesderLinie18,wodurchbeide
Zügeentgleisten .Der Triebwagendes Zugesder Linie 8 fuhr überdas
Gegengleis an die Einfriedingsmauer der Stadtbahn an,legte einenTeil
der Mauerumund kamdann zumStehen .Durch den Unfall wurde eine auf
der Strasse stehende Frau ,deren Identität noch nicht festgestellt
werden konnte ,getötet ;ausserdem wurden33 Personen ,zumeistleicht ,
verletzt .Die Wagenbeschädigungensind geringfügig .Die Störung imStras¬
senbahnverkehr ,vonder die Strassenbahnlinien8,18,118und18betroffen
waren ,dauerteeineinhalbStunden.

Der Fahrer des Zuges der Linie 8 gibt als Ursæ he des Unfalles
an ,dass die elektrische Bremseversagt habe ; erhabealles getan,umden
Zug zum Stehen zubringen .

NachdemderTriebwagendesZugesderLinie8 wiederin dasGleis
gehobenwordenwar,konnte er mit eigener Kraft in den BahnhoffGürtel
der Strassenbahnen geführt werden .Dort wurdenan demTriebwagen ,derzu
den modernstenTypengehört ,sofort Bremsprobenvorgenommen,beidenen
die Bremseeinwandfrei wirkte .Die genaueUntersuchungdes Wagensund
dessen Bremseinrichtungen ist noch nicht abgeschlossen .

Sogleich nach demBekanntwerden des Unfalles begab sich Vizebür¬
germeisterEmmerlingzur Unfallsstelle undvondort in denBahnhofHür¬
tel der Strassenbahnen ,woer den Bremsprobenbeiwohnte .

. - ¬
DieAuszahlungvonErhaltungsbeiträgenin derOsterwoche.

Der Magistrat hat angeordnet ,dass die Erhaltungsbeiträge ,für die
als Auszahlungstage der 16 . und17 . Monatstagfestgesetzt sind ,indiesem
Monatso zeitgerecht angewiesenwerden ,dass den Bezugsberechtigtennoch
am15 .April,also vor den Osterfeiertagen ,der ihnen zukommendeBetrag
ausbezahltwird .
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SchweizerLehrerinWien.
Vom . bis12 .April weilten 58 Heilpädagogenaus derSchweiz,

Mitglieder der „SchweizerischenHilfsgesellschaft fürGeistesschwache ",
in Wien ,umdie hiesigen heilpädagogischen Einrichtungen zustudieren .
Dienstag legten die Schweizer am Pestalozzidenkmal einen Lorbeerkranz

nieder .ZurFeierhattesichPräsidentGlöckelmitSchulinspektorenund
Vertretern des BezürkesDöblingeingefunden .Präsident Glöckelhob
in seinerAnsprachehervor ,dassdie StadtWiendengrossenSchweizer
Pädagogennicht nur durch die Errichtung eines Denkmalesunddurch
die BenennungeinesWohnhausbaueshabeehrenwollen ,sondernsichauch
bemühthabe ,die IdeenPestalozzis zumTeil in die Tat umzusetzen .Der
Führer der Schweizer ,Professor Dr .Otto Guyer ,dankte namensderGäste

inder Gemeinde Wien für die Ehrung Pestalozzis und gelobte, /dessen Geiste

auchin der Zukunftwirkenzu wollen .DieSchweizerHeilpädagogenbe¬
suchten während ihres Aufenthaltes in Wiendie Hilfs -undSonderschu¬
len ,das PädagogischeInstitut der Stadt Wien ,Fürsorgeinrichtungenund
städtische Wohnhausbauten ;die Gäste äusserten sich über dasGesehene
in äusserst anerkennendenWorten .

- . —————. ————- —
LegitimationunehelischerKinderinWien.

Statistische Datem vom Jahre 1932 .
Nach einer Mitteilung der Magistrats - Abteilungfür Statistik

sind im vergangenenJahre in Wieninsgesamt739Kinderlegitimiert
worden .Von diesen im Jahre 1932 in Wien legitimierten Kindern waren

79 männlicheund92 weibliche Säuglinge ,während197Knabenund229
Mädchen mehr als 1 Jahr aber noch nicht 6 Jahre alt waren und 67Kna¬
ben und 75 Mädchenim schulpflichtigen Alter standen .679 derlegiti¬
miertenKinderwarenkatholisch ,11altkatholisch ,Il evangelischund
5mosaisch .

SicherheitsgefährlichesGasgerät.
Ein unter der Bezeichnung " Agra - Gasauflagerost "in denHandel

gebrachtes Gasgerät mit selbstständiger Zündvorrichtung ,das auf
Gasherde und Kocher aufgelegt werden und zur selbsttätigen Zündung
des Gases dienen soll,ist wegenunzulässiger Funktion derZündvorrich¬
tung als sicherheitsgefährlich befunden und dessen Vertrieb undVer¬
wendungvomBundesministeriumfür HandelundVerkehrfür dasganze
Bundesgebietuntersagtworden.
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HotelsundPensioneninWien.
StatistischeDatenvomJahre1932.

Wiedie Magistrats - Abteilungfür Statistik mitteilt,bestandenin
WienEndedes vergangenenJahres 208Hotelsmit . 523Zimmernund
1l . 366Betten.NachderüblichenEinteilungkamenimDurchschnittauf
ein erstklassiges Hotel 239 Betten ,auf ein feinbürgerliches Hotel

Ill ,auf ein gutbürgerliches Hotel 107 ,auf ein Hotel garni 58 undauf
ein einfaches Hotel 30 Betten .Vonder Gesamtbettenanzahlentfielen27
Prozent ,dassind . 851Betten ,aufHotelsgarni ,22Prozent ,. 242
Betten ,auffeinbürgerlicheHotels ,je 18Prozent,je . 559Betten ,auf
gutbürgerlicheundeinfacheHotelsund15Prozent ,. 155Betten ,auf
erstklassigeHotels .

Ende 1932 waren in Wienausserdem 107 Pensionen mit . 267Zimmern
und . 073Betten in Betrieb .Im Durchschnitt kamen auf eine erstklassi¬
ge Pension 29 Betten ,auf eine feinbürgerliche Pension 21,auf einegut¬
bürgerlichePension19 undauf eine einfachePension12 Betten .Vonder
Gesamtbettenanzahlder WienerPensionenentfielen 669Betten ,dassind
32ProzentderGesamtbettenanzahl,auf feinbürgerlichePensionen ,633
Betten ,31 Prozent ,auf gutbürgerliche Pensionen ,1l2 Betten ,21Pro¬
zent ,auf erstklassige Pensionen und 329 Betten ,16 Prozent ,auf ein¬
fachePensionen .

AusdieserStatistikergibtsich ,dassimallgemeinenmitdem
Steigen der Qualität der Hotels und der Pensionen auch die Grösse der
Unternehmungensteigt .

Der Kampfgegendie SanJose- Schildlaus .
Der gefährlichste aller Obstbaumschädlinge ist die SanJose¬

Schildlaus .Sie ist jetzt auchin Oesterreichaufgetretenundbedroht
nun in schwerster Weise den gesamten österreichischen Obstbau .Heute
mittags fand im WienerRathausunter demVorsitze desamtsführenden
Stadtraes Richter eine Pressekonferenzstatt ,in der der Leiterder
Fachstellefür dasstädtischeGartenwesen,AmtsratKratochwyle,undRe¬
gierungsratDr .FulmekvonderBundesanstaltfürPflanzenschutzüber
den Kampf gegen die San Jose - Schildlaus eingehend berichteten .Die Ge¬

meindeWienerlässt einenAufrufanalle GrundbesitzerundGrundpäch¬
ter ,sie in ihren AbwehrmassnahmengegendengefährlichenObstbaum¬
schädlingzuunterstützen .

DerAufruf ,einBerichtüberdasAuftretenderSanJose-Schildlaus
in OesterreichundeineAphandlungderBundesanstaltfürPflanzen¬
schutz über die San Jose - Schildlaus liegen für die Blätter ,die bei der
Pressekonferenznichtvertretenwaren ,bei .

Marktverkehrin derGrossmarkthalle .
DieMarktamts-Direktionteilt mit :AmCharsamstagfindet derMarkt¬

verkehrin der Grossmarkthalle ,Abteilungfür Fleischwaren ,von6 Uhrbis
18Uhrstatt .AmOstermontagbleibtdieGrossmarkthalle,Abteilungfür
Fleischwarengeschlossen.
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Die Gewährleistungsbestimmung desAbgabenteilungsgesetzes .

DieBundesregierunghat am1 .März1933imNationalrateineVorlage
eingebracht ,diedie Gesetzesbestimmungabschaffensollte ,wonachdenLän¬
dernunddenGemeindenjedesLandesdasRechtzusteht ,vomBundsoviel
an Abgabenertragsanteilen zu erhalten ,wie ihnen im Jahre 1923,vermehrt
um30 Prozent ,ausbezahlt wordenist . DieGemeindeWien ,die aufGrund
dieser Gesetzesbestimmungschonfür das Jahr 1932eine Forderunganden
Bundgeltendzu machenhatte ,hat selbstverständlichdenVoranschlag
für das Jahr 1933auf Grundihrer gesetzlichenAnsprüchegestaltet . Da
die vomBundfür Wienpräliminierten Steuerertragsanteile hinter der
Garantiesummefür dasJahr1933um22MillionenSchillingzurückbleiben,
handelt es sich also umeinen sehr namhaftenBetrag ,der rund 7Prozent
des Gemeindebudgetsausmacht .Die Bundesregierung hat nun die imNational¬
rat eingebrachte Vorlage ,die dort nochnicht einmalzur erstenLesung
gelangtist ,imWegeeinerVerordnungaufGrunddeskriegswirtschaftlichen
Ermächtigungsgesetzesin Kraftgesetzt .Dieskonnteumsowenigererwartet
werden ,als dieFrage ,umdiees sichhier handelt ,zurZeitdesKrieges
überhauptnicht existierte unddaherlogischerweisenicht durcheinGe¬
setz geregelt werdenkann ,das Verfügungenauf wirtschaftlichemGe¬
biet treffensoll ,umdiedurchdenKriegszustandverursachtenausser¬
ordentlichen Verhältnisse zu regeln .Die Gewährleistungsbestimmungdes
Abgabenteilungsgesetzes hätte für das heurige Jahr voraussichtlich nicht
nur für Wien ,sondern auch für die GemeindeninNiederösterreich undin
Kärnten praktische Geltung erlangt . Esist daher kein Zweifel ,dassbei
einer parlamentarischenBehandlungdieser Frage dieRegierungsvorlage
keineswegsunverändertgebliebenwäre ,wieja alle Verhandlungenüberdie
Abgabenteilungswit 10 Jahren immerwiedermit einemKompromissgeendet
haben ,zumales sich umgrosseInteressenaller beteiligtenFaktoren
dreht .Nunhat die Bundesregierungin einer Angelegenheit ,die fürdas
Jahr 1932 beim Verfassungsgerichtshof und für das Jahr 1933 imNational¬

rat anhängigwar ,eineeinseitigeVerfügungzuihrenGunstengetroffen,
die eine schwereSchädigungder WienerGemeindeinteressenhedeutet .Das
BudgetderGemeindeist ,wiebekannt ,ohnediesaufdasKnappsteerstellt ;
weitereDrosselungen ,umdenBetragvon22MillionenSchillinghereinzu¬
bringen und überdies auch den Rückgangan Steuereinnahmenwettzumachen ,
der sich imerstenVierteljahrgezeigthat ,sind kaumdenkbar .Selbst¬
verständlichsteht daherdie Gemeindedurchdie unerwarteteVerfügungder
Regierung ,vonder sie erst wenigeStundenvorder öffentlichenBekannt¬
machungKenntnis erlangt hat ,vor schwierigen Aufgaben .Die WienerGe¬
meindeverwaltung hat sich aber noch mit keinen Plänenbeschäftigt,um
das durch die gewaltigeKürzungihrer Einnahmengestörte budgetäreGleich¬
gewichtwiederherzustellen.

In einigen Zeitungensind Nachrichtendarüberenthalten ,dass
zwischen demFinanzminister Dr .Weidenhoffer und Stadtrat Dr .Danneberg
Verhandlungenüber Personalfragender Gemeindestattfinden unddassdie
Gemeinde beabsichtige ,im eigenen Wirkungskreise im Einvernehmen mitder
Bundesregierungeine Neuregelungder Bezügeder städtischenAngestell¬
ten durchzuführen .Diese Nachrichtensind unrichtig .EineBesprechung
des städtischen Finanzreferenten mit demFinanzminister hat wohl inden
letzten Tagenstattgefunden ,betraf aber ganzandereFragenderGemeinde
WienundeineAktiondesStädtebundeswegenderWinterhilfe.



RATHAUSKORRESPONDENZ
ZweiteAusgabe Herausgeberundverantw.Redakteur:107FRANZXAVERFRIEDRICHWien ,amLII . Apri. l

Die WienerKrangenanstaltenim Februar1933 .
NacheinemBerichtderMagistrats-Abteilungfür Statistiksindin

die WienerKrankenanstaltenimvergangenenFebruarinsgesamt16 . 311Per¬
sonenneuaufgenommenworden . DaimJänner1933insgesamt17 . 777Personen
in die WienerKrankenanstalten neu aufgenommenwordenwaren ,ist dieZahl
der Neuaufnahmenim Februar gegenüber Jänner umetwa 9 Prozentgesunken .
VondenNeuaufnahmendes MonatesFebruarentfielen auf dieKrankenanstal¬

ten des Bundes . 529 ,auf die Krankenanstalten der GemeindeWien . 737und
aufprivateKrankenanstalten. 015Personen.ImJänner1933warenindie
KrankenanstaltendesBundes10. 078,indieKrankenanstaltenderGemeinde
Wien . 995und in private Krankenanstalten . 70hPersonenaufgenommen

worden .
InsgesamtwurdenimvergangenenFebruarin denWienerKrankenan¬

stalten 338 . 217Verpflegstagegezählt ;verpflegt wurdeninsgesamt29. 307
Personen ,undzwar12 . 673Männerund16 . 634Frauen .AufdieKrankenanstalten
des Bundesentfielen imvergangegenFebruar17 . 137Patientenmit224. 710
Verpflegstagen ,auf die Krankenanstaltender GemeindeWien . 599Patienten

mit 51 . 992Verpflegstagen und auf die privaten Krankenanstalten . 571Pa¬
tienten mit 111 . 485Verpflegstagen.

FreieArztstelle .
Ander Prosekturdes KrankenhausesLainzder Stadt Wiengelangt

die Stelle eines Assistenzarztes zur Besetzung .Die Bezüge eines Assistenz¬
arztes betragen35625Schilling monatlichunderhöhensich nachdenersten
zweiDienstjahrenals Assistenzarzteinmalum10 ' 5Schillingmonatlich.Hiezu kommtein monatlicher Wohnungsgeldzuschussvon 33 Schilling ,derim
Falle der Einräumung einer Dienstwohnung wieder zur Gänze als Entgelt für
Beheizung ,Beleuchtung und Bedienungabgezogen wird .Gesucheumdiese Stel¬
le ,die mitdenentsprechendenPersonaldokumentenundVerwendungszeugnissen
belegt sein müssen ,sind bis spätestens 30 . Aprilim Büro derVerwaltungs - ¬gruppe fü Personalan ./gelegenheitenimNeuenRathauseinzubringen .BereitsimDienstederGemeinde
WienstehendeBewerberhabendieGesucheimDienstwegvorzulegen.DieGe¬
suchesindmiteinemBundestempelimBetragevon1Schillingzuversehen;
die Gesuchsbeilagen sind ,wennsie nicht ohnehin bereits gestempelt sind ,

mit einemBundesstempelimBetragevonje 20Groschenzuversehen.
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Mai- Kupon1933derWienerDollaranleihe.
Am . Maiwird ein Kuponder sechsprozentigenDollaranleihe

der Stadt WienvomJahre 1927 zur Einlösung fällig .DieOesterreichische
Nationalbankhat dasAnsuchendesMagistratesumZuteilungder für dieEin¬umBewilligunglösungdieses Kuponserforderlichen Original - Valuta ,beziehungsweise/der
Besnhaffungdes erforderlichen Dollarbetrages im Privat - Clearingabschlä¬
gig beschieden .Da für die Wiener Dollar Anleihe Zahlstellen imAuslande

errichtetwordensind ,findetdie VerordnungderBundesregierungvom11 .
Juli 1932,betreffendUebergangsbestimmungenfür die Zeit derDevisen¬
sperrefür Auslandsschulden,B . . Bl.Nr .191 ,aufdieseAnleiheAnwendung.
Gemässdemam2½ .Märzin denTagesblätternverlautbartenamtlichenCommu¬
niquéderBundesfinanzverwaltungwirddurchdieGoldklauselverordnungdie
Verordnungvom11 .Juli 1932nicht berührt . Eswird daher gemässdieser
letztzitiertenVerordnungderGegenwertfür denMai- Kupon1933derWiener
Dollaranleihe am 19 .April in Schilling unter Zugrundelegung desoffiziel¬
len Warenkursesder Oesterreichischen Nationalbank für ScheckNewYork
vom18 .April dieses Jahres in den Auslandsschuldenfonds bei derOester¬
reinhischenNationalbankerlegt werden .DieEinlösungder Kuponskannnur
beimWienerBank- Vereinin Wienundbei dessenFilialeninOesterreich,
und zwar im Sinne der bestehenden Devisenvorschriften unterZugrundelegung
des offiziellen Kurses der Oesterreichi schen Nationalbank ,erfolgen .Zu

diesemKurswerdenübrigensauchdie Obligationender Dollaranleiheauf
demWienerMarktgehandelt .

GoldeneHochzeiten .
In VertretungdesBürgermeistersbesuchteheuteamtsfüh¬

renderStadtratHonaydieWienerEhepaareThomasundAnnaBenke ,Josefund
HlisabethEckel ,RudolfundHermineHerz ,Julius undFranziskaMärt ' n ,Leo¬
pold undChristine Petranek undJohannundAnnaReinbergeranlässlich
ihrer goldenenHochzeitsfeierin ihrenWohnungen.In einerherzlichenAn¬
sprachebeglückwünschteStadbratHonaydieJubelpaareundüberreichteihnen
die Ehrengabeder StadtWien.

— - ¬
SchweizerGästeinWien.

Unter Führungdes ObmannesWollmannsind amDonnerstag50
MitgliederderBaldungsunionin Bernin Wieneingetroffen.Siebesichtigten
das alte undneueWienunderschienenheüte auchimRathaus ,wosie
nacheiner Führungdurchdie städtischen SammlungenunddieRepräsentations
räumeimGemeinderatssitzungssaalvonamtsführendenStadtratHonaybegrüsst
wurden .Fürdie freundlicheBegrüssungdankteOhmannWollmann,derinsbe¬
sondere die Anerkennungder SchweizerReiseteilnehmer für diesozialen
EinrichtungenderGemeindeWienzumAusdruckbrachte.

StrassenbahnfahrpreisamOstermontag .
AmOstermontaggilt auf der Strassenbahn und Stadtbahnder

Sonntagsfahrpreis .Die Frühfahrscheine ,Hin - undRückfahrscheine ,Wochenkarten,
Arbeitslosen -undFürsorgefahrscheine ,SchüleranweisungenundSchülerfrei¬
kartenhabenkeineGültigkeit„ DerAutobusbetriebist amOstermontagein-¬

gestellt .
-



SRATHAUSKCRRLSPONDENZ
Herausgeberund verantw .Reakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICH

Wien ,amS . .Apri . . . . 1933.

DerWeinbauinWien.
DieWeinerntenwerdenimmergrösser .

Wiedie Magistrats - Abteilungfür Statistik mitteilt ,ernteten
imJahre1929in Wien531Produzenten. 272HektoliterTraubenweinund190
Hektoliter Obstwein ;im Jahre 1930stieg die Zahl der Weinproduzentenauf
596 ,die insgesamt 10 . 579Hektoliter Traubenweinund 18 Hektoliter Obatwein
ernteten .Die ansteigende Bewegung hielt auch während der Jahre 1931und

1932an .Währendim Jahre 1931613 Produzenten12 . 517Hektoliter Traubenwein
und 751 Hektoliter Obstweingeerntet hatten ,ernteten im Vorjahre 677Wein¬
produzenten20 . 223HektoliterTraubenweinund94 HektoliterObstwein .Von
den 677 Weinproduzenten des Vorjahres hatten 150 ihre Weingärten imGemein¬

debezirk Döbling ;diese Döblinger Weinproduzentenallein ernteten 17 . 002
HektoliterTraubenweinund3 HektoliterObstwein.

. - . . . —. ——. —.——. —. ——— .--
AusländischeGäste inWien .

DiefranzösischeRevue" ' Architectured 'aujourd' hui"ver¬
anstaltete kürzlich eine Gesellschaftsreise nach Wien ,an der unter Führung
des Professors Mathonund des Architekten Bouillard ( Paris )etwa 50Pro¬

fessoren und Hörer der Pariser Ecole des travaux publics teilnähmen .Die
Durchführung der Reise lag in den Händender Herren Georg Berger undLadis¬
laus RetivomComiteinternationalpourvoyagesetudiants .DieGästebe¬
sichtigtenin WienunteranderemzahlreichestädtischeWohnhausbauten,Bä¬
der ,Fürsorgeanstalten und das Stadion .AmMittwochstatteten diePariser
Gäste dem Wiener Rathaus einen Besuch ab ,wo sie von amtsführenden Stadtrat
Weberempfangenwurden .Ausserdemweilten in der letzten Zeit derStädte¬
bauer Professor . Aronovici von der Universität in Los Angeles mit seinen
Assistenten ,der Repräsentant des „ Intrasigeant " inParis ,M .Adam ,und der Re¬

präsentant des " Petit Parisien " ,. LouisRoubeaud ,in Wien ,dieebenfalls
mehrere städtische Wohnhausbauten ,Bäder und Fürsorgeeinrichtungen eingehend
besichtigten .Die Gästeäusserten sich über das Gesehenein äusserstaner¬
kennendenWorten .

FreieArztstelle.
An der neurologischen Abteilung des Versorgungsheimesder

Stadt Wienin Lainz gelangt die Stelle eines Anstaltsoberarztes zurBe¬
setzung .Die Bezüge eines Anstaltsoberarztes betragen 356 ' 25Schilling monat .

lich underhöhensich nachdenersten zweiDienstjahrenalsAnstaltsober¬
arzt einmal um 10 ' 5Schilling monatlich .Hiezu kommt ein monatlicher
Wohnungsgeldzuschussvon33 Schilling ,der im Falle der Einräumungeiner
Dienstwohnungwiederzur Gänzeals Entgeltfür Beheizung ,Beleuchtungund
Bedienungabgezogenwird .Gesucheumdiese Stelle ,die mit denentsprechenden
Personaldokumentenund Verwendungszeugnissenbelegt sein müssen ,sindbis
spätestens 30 . Aprilim Büro der Verwaltungsgruppe für Personalangelegen¬
heiten imNeuenRathauseinzubringen .Bereits imDiensteder GemeindeWien
stehendeBewerberhabendie Gesucheim Dienstwegvorzulegen .DieGesuche
sind mit einemBundesstempelimBetragevon1 Schilling zu versehen ;die
Gesuchsbeilagensind ,wennsie nichtohnehinbereitsgestempeltsind ,mit
einem Bundesstempel im Betrage von je 20 Groschen zuversehen .
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Ein neues Kinderfreibad in Währing .
Das23 .Kinderfreibadder GemeindeWien.

Die Gemeindebesitzt derzeit 22 Kinderfreibäder inver¬
schiedenen Wiener Bezirken .Nicht weniger als 1,288 . 300Kinder
besuchten im vergangenenJahr diese Bäder .Wennmananschönen
Tagendas Treiben in den Kinderfreibädernbeobachtet ,so mussmanzu
der Ueberzeugungkommen ,dass diese neue Einrichtung derWiener
Gemeindeverwaltungeinemwirklichen Bedürfnis derGrosstadtbevöl¬
kerung dient und dass die Jugend der Grosstadt in diesen Bädern

nicht nur Erholung ,sondern auch körperliche Ertüchtigungund
gesundheitliche Förderungfindet .

Auchheuersoll ein neuesstädtischesKinderfreibad
errichtet werden .Vergesehenist die Errichtung des BadesimWäh¬
ringer Park .Die neue Anlagewird KindernvomAlsergrund ,vonWäh¬
ring undvonDöblingdienen .In der UmkleidehüttewerdenUmklei¬
deräume ,getrennt für Knabenund Mädchen ,AbortanlagenundBrausen ,
Räume für das Badepersonal und für die Aufbewahrung von Geräten

vorgesehen .Als Badewassersteht Wientalwasserzur Verfügung ,dessen
Temperatur im Scmmer 18 Grad Celsius übersteigt ;so ist eine stän¬

dige Reinhaltungundhäufige Auffüllungdes Badebeckensmöglich .
Die Brauseanlage wird von einem über das Dach ragenden Reservoir
mit Glasdeckung gespeist werden ,was eine natürliche Erwärmung des

Brausewassersdurchdie Sonneermöglicht .
Der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegen¬

heiten und der Stadtsenat haben in ihren letzten Sitzungendie
Errichtung des neuen Kinderfreibades in Währing ,das einen Kosten¬

aufwandvon ungefähr 85 . 000Schilling erfordern wird ,beschlossen .
- - .- —-„ - ——- ¬

NeueKurseanderstädtischenKach- undHaushaltungsschule.
Ander Koch -und Haushaltungsschule der StadtWien ,

Brückengasse 3 und Petrusgasse 10,beginnen jetzt neue Kochkurse
für einfache und feine Küche ,ein Servierkurs und Kleidermacher - ¬

kurse .Anmeldungenin der Schulkanzlei ,Fernsprecher B25- - 19.

DerArbeitsnachweisderStadtWienimJänner.
Wiedie Magistratsabteilung für Statistik berichtet ,

wurdenam31 .Jänner heimArbeitsnachweis der Stadt Wien12 . 323
unerledigte Stellengesuche und 52 unerledigte Stellenanbote ge¬
zählt ;das sind um . 572unerledigte Stellengesuche und um18uner¬
ledigte Stellenanbote mehr als im letzten Dezember und um . 915
unerledigte Stellengesuche und um 1 unerledigtes Stellenanbot

mehr als im Jänner 1932 .Im Berichtsmonate führte der Arbeitsnach¬

weis der Stadt Wien96 Arbeitsvermittlungen durch ,um16weniger
als im letzten Dezemberund um67 weniger als im Jänner1932 .

Sitzung der Bezirksvertretung Alsergrund .
Die Bezirksvertretung Alsergrund tritt am Mittwoch ,den

26 . April ,um 18 Uhr zu einer öffentlichen und vertraulichen Sitzung
zusammen .
212 —. - - . -
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Unentgeltliche Badekarten für ausgesteuerte Arbeitslose .
EinewichtigesozialhygienischeMassnahmeder GemeindeWien.

Im Zuge der sozialhygienischen Massnahmen ,die von der Ge¬
meindeWiengetroffen werden ,sollen nun auch an Arbeitslose ,die vomBezug
der Arbeitslosenunterstützungbereits ausgesteuert sind ,vollkommenunent¬
geltlich Brausebadekartenausgegebenwerden .In Aussicht genommenist die
Ausgabevon60 . 000Kartenim Jahr .Die Verteilungsoll durchdieIndustrielle
Bezirkskommissionvorgenommenwerden .DieunentgelicheBenützungvonBrause¬
bädernwirdin fast allen BezirkenWiens ,in neunzehnBädern ,möglichsein .
DerGemeinderatsausschussfür technische AngelegenheitenundderStadtse¬
nat habenin ihrenletzten Sitzungendie Durchführungder Aktiongenehmigt.

DieBefürsorgungderFamilieMisch.
In einigenZeitungenist über das Entlaufenzweierkleiner

Kinderdes EhepaaresMischberichtet undhervorgehobenworden ,dass dieFa¬
milie Misch von der GemeindeWiennicht unterstützt werden könne ,weilsie
nicht nachWienzuständig sei .Zudiesen Berichtenteilt die"Rathauskorres¬
pondenz "aufGrundamtlicherErhebungenfolgendesmit :

Die Familie Misch ist erst Ende 1930 nach Wienübersiedelt .
Der Kindesvater ,ein sehr ordentlicher Mann ,bezieht augenblicklich die Ar¬
beitslosenunterstützung von 84 Schilling monatlich .Die Familie ist nach
Mistelbachzuständig .DasEhepaarhat sechs Kinder ;die drei älterenKinder
stehen alle im Genussder freien Schulausspeisung ,die die GemeindeWien
auch an nicht in Wienheimatberechtigte Kinder ausgibt .Das vierte Kind
hat einen Freiplatz in einemstädtischen Kindergarten ,woes auchver¬
pflegt wird ,so dasseigentlichnurdie beidenjüngsten ,in denJahren193e
und 1931 geborenen Kinder von der Gemeinde Wien niccht unterstützt werden .
Die Familie Misch hat in den Letzten Monaten vom städtischen Jugendamt
dreimal eine Unterstützung von je 15 Schilling und ausserdem imletzten
Winter von der " Winterhilfe "Kleidererhalten .

Dasstädtische JugendamtFavoriten hat sowohlimAugust
als auch im November 1932 beim zuständigen Bezirks fürsorgerat des Landes

Niederösterreichin Mistelbachumeinen Pflegebeitragfür dieFamilie
Mischangesucht .Beide Ansuchensind jedoch abgelehnt worden ,weilder
Kindesvater die Arbeitslo senunterstützungbezieht .

Aus all dem geht hervor ,dass die Gemeinde Wien in selbst¬

loser Erfüllung der Menschlichkeit der gar nicht nach Wienzuständigen
FamilieMischSachleistungenimBetragevon61Schillingmonatlich( drei
Ausspeisungen und ein Kindergarten )zuwendet und dass es nicht richtig
ist ,dass die GemeindeWiennicht in Wienheimatberechtigten Kindernihre
Unterstützungversagt .

BezirksvertretungFavoriten.
Die Bezirksvertretung Favoriten tritt am Freitag ,den

28 . April,um16 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen.
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Mietzinszuschüsse der Gemeinde Wien für Wohnhausreparaturen .
Der vom Gemeinderat der Stadt Wien eingesetzte Beirat ,dem

die Entscheidung über die Gewährungvon Zuschüssen zu Hauptmietzinsenzu¬
steht ,die das Viertausendfachedes Friedenszinses übersteigen,hielt kürz¬
lich seine 80 . Sitzungab .In dieser Sitzung wurden die Ansuchenvon4lo
Parteien in 50 Häusernbehandelt und Mietzinszuschüsseim Betrage vonmonat .
lich . Lll Schilling bewilligt .Insgesamt hat der Beirat bisher den An¬

suchen von 18 . 295Parteien in . 522Häusern stattgegeben und zusammenMo¬
natsbeiträge in der Höhe von 268 . 373Schilling genehmigt .

GefährlichePropaganda.
Donnerstag sind an einzelnen Stellen der Stadt anLichtmasten

und Lichtleitungen Hakenkreuzfähnchenangebracht worden ,die an mitSteinen
beschwerten Schnüren befestigt waren .Es wird nachdrücklichst daraufauf¬

Artmerksamgemacht ,dass jede/Verbindung mit elektrischen Leitungen ,aucheine
Verbindung durch mit Steinen beschwerte Schnüre ,die grössten Gefahren in
sich birgt .Der Polizei ist es auch an einzelnen Stellen gelungen ,Personen ,
die solcheFähnchenanLichtleitungenangebrachthaben ,festzustellen.

FreieArztstelle.
ImStatusderAnstaltsärztederLandesheil -undPflegean¬

stalt in Ybbsan der Donaugelangtdie Stelle einesordinierendenArztes
mit den Anfangsbezügennach GruppeIa ,Klasse 7,Stufe 1 ,desGehalts¬

schemas der städtischen Angestellten zur Besetzung .Die Bedingungen der

Anstellung ,die nach zweijähriger zufriedenstellender Dienstleistung eine
definitive wird ,sind die ästerreichische Staatsbürgerschaft ,das Dokto¬

rat der gesamten Heilkunde und eine entsprechende Anstaltspraxis .Die
Dienstverpflichtung beträgt Ul Stunden wöchentlich .Die Ausübung der Pri¬

vabpraxis ist unter sagt .Gesucheumdiese Stelle ,die mit denentsprechen¬
den Personaldokumenten ,demNachweisüber das an einer inländischenUni¬
versität erlangte Doktorat der Heilkunde,über die österreichische Bundes¬
bürgerschaft und die entsprechende Ausbildung belegt sein müssen ,sind
bis längstens 30 . Aprilim Büro der Verwaltungsgruppe für Personalange¬
legenheiten im Neuen Rathaus einzubringen .Bereits im Dienst der Ge¬
meinde Wien stehende Bewerber haben ihre Gesuche im Dienstwege vorzu¬
legen .Diesen Gesuchen ist nur der Nachweis über die entsprechende Ausbil¬
dung anzuschliessen .Den bereits im Diens te stehenden Bewerbern bleibt die
allfällige bereits erworbene definitive Anstellung und der allfällige

höhere Rang gewahrt .Die Gesuche sind mit einem Bundesstempel im Betrage
von 1 Schilling ,die Gesuchsbeilagen ,soferne sie nicht ohnehin bereits

gestempelt sind ,mit einem Bundesstempel im Betrage von 20 Grosuhen zuver¬
sehen .

Sitzungder BezirksvertretungFünfhaus.
Die nächste Sitzung der Bezirksvertretung Fünfhausfindet

amDonnerstag ,den 27 . April ,um18 Uhrstatt .
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Die LustbarkeitsabgabederBundestheater .
Der Ministerrat hat,wie die Zeitungen melden ,eineVerordnung

auf Grund des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes beschlossen ,durch
welche die Bundestheater in Wienvon der Lustbarkeitsabgabe befreit werden
sollen .Die Lustbarkeitsabgabe ist in Wienbekanntlich währenddesKrieges
eingeführt wordenund schon damals ist die Frage aufgeworfenworden,obdas
Burgtheater und die Oper einbezogen werden sollen .Im Gemeinderat sind damals .
alle Parteien flür die ausnahmslose Besteuerung aller Theater und für eine
höhere Besteuerung der Freikarten als der normalen Theaterkarten eingetre - ¬

ten,obgleichdasObersthofmeisteramtgeltendgemachthat ,dassdieHoftheater
einen jährlichen Zuschuss von ' 5Millionen Kronen erfordern .Alle Parteien
haben darauf hingewiesen ,dass nicht die Theater die Steuer zu zahlenhaben ,
sonderndassdie SteuervondenBesucherngetragenwird .In besondereener¬
gischer Weisetrat für die Steuer damalsGemeinderatKunschakein .Am14 .
September 1917 erklärte er als Generalredner pro in der Debatte über die
Lustbarkeitsabgabe wörtlich :

" Wirmüssen damit rechnen ,dass uns die Staatsverwaltung in der
Armfällt,wenn wir uns aus eigener Kraft Einnahmenaus den Taschenunserer
Bevölkerung herausholen wollen .Wir haben gehört ,dass die Hoftheater die
Stauer nicht bezahlen wollen .Der Taufel hole die Hoftheater,wir habenmit
ihnen gar nichts zu tun .Wir halten uns nur an die Leute,welche die Hofthea¬
ter besuchen .Die Hefverwaltung wird doch nicht den traurigen Mut haben ,zu

erklären ,die Besucher des Burgtheaters ,Leute,welche 100 Kronenund mehrfür
einen Abendausgeben,müssenverschontbleiben vonder Abgabe ,die derarme
Bettelbube,wenner amSonntageinmal in sein Kinogeht ,zahlen muss .Siemer¬
ken,wessenwir uns zu versehenhaben .Die Staatsverwaltungerklärt ,einemZu¬
schlagzur Kriegsgewinnsteuerkannsie nicht zustimmen ,einerUeberweisung
aus der Kriegsgewinnsteuerkann sie auch nicht zustimmen ,dieStaatsverwaltung
hilft unsalso nicht nur nicht ,dass wir die Lastentragen können ,sondernim
Gegenteil,sie erschwert uns die Aufbringungder Mittel,welche ausBeschlüs - ¬
sen netwendig werden ,zu welchen uns das Parlament durch einstimmigen Beschlug

aufgeferdert hat,ein Vorgang ,der meiner Ansicht nur noch als Skandalbsoich - ¬
net werdenkann ,ein Vorgang ,demich gar keinanderesMotivunterlegenkann
als das ,dass man es darauf abgesehen hat,bewusst und planmässig die Auteno¬

mie der Gemeinden und Länder zu untergraben ,zu diskreditieren und ver allem
die Autenomieder GemeindeWienumzubringenund zu vernichten . Wirhabendie
Pflicht,uns einmütig gegen einen solchen Versuch zur Wehre zu setzen,uns ein¬
mütiggegenein Parlamentauszusprechen ,welchesin vollständigerVerkennung
seiner Verpflichtungen ,in vollständiger Unterlassung jederGewissensäusserung
sich Handlungen zu Schulden kommenlässt ,die es nicht verantworten kann ,und
uns einstimmig gegen eine Regierung auszusprechen,welche in se salopper
Weisein tiefernster und gefährlicher Zeit die Geschäfte dieses Staates ver¬

waltet . "
Die Gemeindeverwaltung hat im Laufe der Zeit die Lustbarkeits - ¬

abgabewiederholtermässigt,sodass sie heute für die Oper,fürdasBurgthea¬
ter undfür das Akademietheater4 Prozentbeträgt .Die Warenumsatzsteuer ,die
der Bund einhebt,macht bei den Theatern 4 Prozent aus,ist also ebensc hoch
wie die Lustbarkeitsabgabe ,die die Gemeindeeinhebt .Es wäreselbstverständ¬
lich technischmöglich ,denBetragderLustbarkeitsabgabeauchunmittelbar
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von denBesuchern nebendemEintrittsgeld zu verlangen,so wie dasin
Frankreichseit Jahrengeschieht .Esist nicht einzusehen,warumeinTheater¬
besucher ,der für eine Theaterkarte 10 Schilling auszugeben in der Lageist ,
nicht 10 GroschenAbgabezahlen soll .Dagegenwürdesich gewissniemandzur
Wehrsetzen .Esdarf nichtübersehenwerden ,dassdie BesteuerungderWohnun¬
gen und Geschäftslokale in Wienvor demKrieg 10 Prozent des Goldzinsesbe - ¬
tragenhat,währenddie heutigeWohnbausteuernur2 bis 14Prozentausmacht.
DerBundverweigertder Gemeindedie Zustimmungzur Erhöhungihrereigenen
Steuern ,soweitsie tief unterdenSteuernderVorkriegszeitherabgesetzt
sind,und nimmtihr zugleich Ersatzsteuern weg .Der Bundhat denGemeinden
dasRechtderUmlagenaufdie direktenBundessteuernweggenommenundhat
jetzt die Abgabenteilungeinseitig zu seinen Gunstendurch dieStreichung
der Gewährleistungsklauselgeändert .

Wennder Bund ,obwohldie Lustbarkeitsabgabe denBesucher
trifft ,dieBesteuerungeinerihmgehörigenInstitutionfürunzulässighält ,
so ist darauf zu verweisen ,dass er umgekehrtdie Gemeindeinstitutienenbe- ¬
steuert undsogarvondenKestender öffentlichenStrassenbeleuchtung25
ProzentKörperschaftssteuereinhebt .DieseBesteuerungderWienerStrassenbe-¬
leuchtung machtjährlich etwa 600 . 000Schillingaus .

Es muss auch darauf verweisen werden ,dass die Lustbarkeits¬
abgabe zu jenen wenigen Steuern gehört,über die den Gemeindenein ausdrück¬
liches Verfügungsrecht sogar ohne Landesgesetzgebung eingeräumt ist .Der
Paragraph 7 des Abgabenteilungsgestzes sieht ausdrücklich vor ,dass die Orts¬
gemeindendurchblessenBeschlussundohneGesetzeineLustbarkeitsabgabe
bis zumAusmassvon20frozentdesEintrittsgeldeseinhebendürfen .Wider-¬
spricht die neue Verfügungder Bundesregierungauch nicht demWortlautdes
Paragraphen6 des Finanzverfassungsgesetzes ,der den LändernundGemeinden
einen Schutz gegenüber einseitigen Verfügungendes Bundeseinräumt undihnen
in gewissen Fällen sogar ein Klagerecht gibt,so widerspricht sie dochdem
GeistedieserBestimmungen,diedemBundzumSchlussausdrücklichdieVer¬
pflichtung auferlegen ,dass " dieBundesgesetzgebungnicht nur auf diefiaanzi¬
elle Lagedes Bundes,sondernauch auf die Erhaltungder finanziellenLebens-¬
fähigkeit der LänderundGemeindenRücksichtzunehmen"hat .

DadieVerordnungauchin andererBeziehungverfassungswidrig
ist,beabsichtigt die Landesregierung ihre Anfechtung .

WienerLandtag .
DerWienerLandtagtritt in der kommendenWocheamMittwoch

um17Uhrzusammen.Tageserdnung:RechnungsabschlussdesFortbildungsschul¬
rates für Wienfür dasVerwaltungsjahr1931 ,VoranschlagdesWienerFertbil -¬
dungsschulfendsfür dasVerwaltungsjahr1933 ,GesetzesvorlageüberKanal-¬
anlagen undEinmündungsgebühren .
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GoldeneHochzeiten.

HeutefeiertendieEhepaareGeorgundMarieHaindl,Josef
undKarolineObal ,JohannundMarieRod,LeepeldundAnnaSchiessbühlund
Karl und Anna Schreinzer im Kreise ihrer Familien das fünfzigjährige

JübiläumihrerEheschliassung.InVertretungdesBürgermeistersbeglück-¬
wünschteamtsführenderStadtrat Honaydie Jubelpaarein denWohnungen
undüberreichte ihnen die Ehrengabender GemeindeWien.

AusstellungvonBrahmsreliquien.
AnlässlichdesTagesderMusikpflegewerdenvondenstädti-¬

schenSammlungenin einemSaaldesHistorischenMuseumsderStadtWien
die Einrichtungsgegenständedes WohnzimmersJohannesBrahms ' ausdessen
letzter WohnungimHauseKarlsgasse4,MusikhandschriftenundBriefefles
Meisters ausgestellt .

UnterdenMusikhandschriftenbefindensich dieViolinsonate- durep. 78,dereigenhändigevierhändigeKlavierauszugzur2 .Symphonie,
das Choralverspiel " 0Traurigkeit,o Herzeleid " ,mehrereLieder ,wie" Auf
demKirchhefe "," Andie Nachtigall "undandere .BesonderesInteressekann
wohl die gleichfalls ausgestellte eingenhändige Niederschrift von Re - ¬
bert SchuhmannsAufsatz " NeueBahnen "beanspruchen,mit demdieser den
jungenBrahmsin die Oefrentlichkeiteinführte .UnterdenEinrichtungs-¬
gegenständen sind das Klavier und das Spinett Brahms ' herverzuheben .Das
Klavier Brahms ' istein Flügel von . . Streicher und Sohn in Wien ,derdem
Kompenistem vom Fabrikanten zur Verfügung gestellt worden war .Ferner
werdennoch ausgestellt das Klavichord aus demBesitze Brahms 'derKlavierstuhl ,das Stehpult,an demBrahmsarbeitete ,ein PraunerLeder - ¬
divan,aufdemder Meisterruhte ,undZigarrenkistchen ,Aschenbecher,Kaffee-¬
maschinen und Kaffeetassen ,die an die Peidenschaft des Rauchensund
Kaffeetrinkensdes Meisters erinnern .Dannsind nochzweiAquarellevenWilhelmNowakaus demJahre 1904ausgestellt ,die die Wohn- undArbeits -¬
räumedesKomponistenvordemAbbruchdesHausesEmrlsgasse4 zeigen .Diebeiden Bilder ermögldchtenjetzt den städtischen Sammlungen ,dasWehn- ¬
zimmerBrahms' wiederaufzustellen .
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StädtischeEhrenpreise .
Der städtische Finanzausschuss hat heute beschlossen ,für die

Frühjahrsausstellung der Vereinigung bildender Künstler „ WienerSezession "
einen Ehrenpreis von . 000Schilling und für die Frühjahrsausstellung des

Künstlerbundes " Hagen " einenEhrenpreis von 500 Schilling zuwidmen .
. - . - - - - - - . - - . - ¬

Die Grosstadt inZahlen .
Statistische Daten vom vergangenen Jänner .

Strassenbahn undAutobus .
Wie die Magistratsabteilung für Statistik mitteilt ,fuhren

die Wiener städtischen Strassenbahnen einschliesslich der Stadtbahn imver¬
gangenenJänner 10,904 . 000 ,die städtischen Autobusse313 . 000Wagenkilometer
Strassenbahn und Stadtbahn beförderten im Berichtsmonate 10,020 . 000 ,die
städtischen Autobusse 2,363 . 000Fahrgäste .

Der Gas - ,Strom - ,Wasser - undBrennstoffverbrauch .
Der Wasserverbrauch in Wien betrug im vergangenen Jänner

7,391 . 000Kubikmeter ,um 14 . 000Kubikmeter weniger als im vergangenen De¬
zember ,aber um19 . 000Kubikmetermehrals im Jänner1932 .

Die städtischen Ekektrizitätswerke erzeugten imBerichtsmo¬
nate 19,692 . 000Kilowattstunden Strom ;da sie im vergangenenDezember
52,152 . 000Kilowattstunden und im Jänner 1932 50,192 . 000Kilowattstunden

Stromerzeugt hatten ,ergibt sich im BerichtsmonategegenüberDezember1932
eine Mindererzeugung von 2,760 . 000Kilowattstunden und gegenüber Jänner
1932 eine Mindererzeugung von 800 . 000Kilowattstunden Strom .

Der Gaskonsumim vergangenen Jänner in Wienbetrug 39,976 . 00
Kubikmeter ,um2,030 . 000Kubikmetermehrals imvergangenenDezemberundum
1,194 . 000Kubikmeter mehr als im Jänner1932 .

NachdemMonatsausweisder Magistratsabteilung fürStatistil¬
wurdenim Berichtsmonatein Wien256 . 000TonnenBrennstoffeverbraucht ;das
sind um je 26 . 000Tonnen mehr als im vergangenen Dezember und im Jänner 19 ;

Von den im Berichtsmonate verbrauchten Brennstoffen ,von denen bloss 131 . 000
Tonnen ( Dezember 1932 : 112 . 000Tonnen ,Jänner 1932 : 97 . 000Tonnen ) inländische
Produkte waren ,entfielen nur 20 . 000Tonnenauf die Industrie,um . 000Ton¬
nen mehrals im Jänner1932 .

Die Spareinlagen inWien .
Die Spareinlagen in Wien betrugen Ende Jänner des heurigen

Jahres ; 197,226 . 000Schilling,um 31,614 . 000Schilling mehr als EndeDezem¬
ber desVorjahres .

BezirksvertretungNeubau.
Die Bezirksvertretung Neubautritt übermorgen ,Mittwoch ,um

18 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen .
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NeueArbeitsaufträgemit einemKostenaufwandvonmehrals 8Millionen

Schilling .
DieArbeitsvergebungender Gemeinderatsauaschüssefür Wohnungswesenund

technische Angelegenheiten in den letzten Sitzungen .
DerGemeinderatsausschussfür Wohnungswesenhat inseinen

letzten Sitzungen Arbeitsaufträge für neue Wohnhausbauten vergeben ,die ins¬

gesamtKostenim Betragevonrund 1,668 . 000Schilling erfordern .Darunter
sind Anstreicherarbeiten mit einemKostenaufwandvon34 . 000Schilling ,
Spenglerarbeitenmit einemKostenaufwandvon15 . 000Schilling ,Anfertigung
von Gasherdenmit einem Kostenaufwandvon 170 . 000Schilling ,Erd - ,Baumeister¬
undEisenbetonarbeitenmit einemKostenaufwandvonetwa3,910 . 000Schilling ,
Gas - undWasserleitungsinstallationsarbeiten mit einemKostenaufwandvonrund
184 . 000Schilling undSchlosserarbeitenmit einemKostenaufwandvonrund
26 . 000Schilling .Ausserdemhat der GemeinderatsausschussfürWohnungswesen
den Ausbau einer Siedlung mit einem Kostenaufwand von 1,276 . 000Schilling

beschlossen ,so dassinsgesamtin dieserSitzungArbeitsaufträgefür mehrals
5,941 .000 Schilling vergeben wordensind .

In dergleichenWochehat auchder Gemeinderatsausschussfür
technische Angelegenheitengrosse Arbeitsaufträge mit einemGesamtkosten¬
aufwandvon 2,231 . 000Schilling vergeben . Eshandelt sich dabei umStrassen¬
beuten ,ErhaltungsarbeitenundInstandsetzungsarbeitenanWienerStrassen
und AusbasserungsarbeitenanBrücken .

DiesebedeutendenArbeitsaufträgegebeneinigentausendAr¬
beitern Arbeit undhelfen so mit ,die drückendeNotundArbeitslosigkeitzu

bekämpfen .

WiederneunNotverordnungenvonder WienerLandesregierungbeimVerfassungs-¬
gerichtshof angefochten .

DieWienerLandesregierunghat in ihrer heutigenSitzungneu¬
erlich beschlossen ,eine ReihevonVerordnungender Bundesregierungoderein¬
zelner Bundesminister ,die auf Grunddes kriegswirtschaftlichenErmächtigungs
gesetzes erlassen wordensind ,gemäss Artikel 139 desBundes- Verfassungsge¬
setzes beim Verfassungsgerichtshof anzufechten .Angefochten werden neunin
der letzten Zeit erschieneneVercdnungen ,undzwardie Verordnungüberdie
AuslegungvonBestimmungendes österreichisch - polnischenHandelsübereinkom¬
mens ,die Verordnung ,die die bekannte Presse - Notverordnungabändert ,dieBun¬
desbahnbudgetsanierungsverordnung ,die Verordnungüber die Dienst - undBesol¬
dungsverhältnisse der Bediensteten der Industriellen Bezirkskommissionen
undArbeitslosenämter ,dieVerordnungüberdieRegelungderBezügeundRuhe¬
genüsse der Bediensteten öffentlich - rechtlicherKörperschaften undFonds ,
die Verordnungüber die Senkungdes Aufwandesan persönlichenVerwaltungs¬
kostenderTrägerderSozialversicherung,dieVerordnung,diedasVerzugsge¬
bührengesetzabändert ,die Verordnung ,die die bei der Abgabenteilungvorge¬
seheneGewährleistungbestimmterErtragsanteileaufhebt ,undschliesslich
dieStreikverordnung .

—
BezirksvertretungHietzing .

Die BezirksvertretungHietzingtritt amDonnerstag ,den4 .
Mai ,um18UhrzueinerPlenarsitzungzusammen .- - - ¬219
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Lebensmittelgeschäfte und Frissurläden dürfen amkommendenSonntag
vormittags offen halten .

Der Landeshauptmann von Wien hat eine Verordnung erlassen ,
die den Kleinhandel mit Lebensmitteln und den Kleinverschleiss der Le¬
bensmittelerzeugungsgewerbe einschliesslich des Verschleisses von
Fleisch ,Fleischwaren und tierischen Fettwaren amkommendenSonntagin
der Zeit von 6 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags gestattet .Ebenso ist in
einer Verordnung des Landeshauptmannes von Wien die Sonntagsarbeit im
Gewerbeder Friseure ,Raseure und PerückenmacheramkommendenSonntag
in der Zeit von 8 Uhr bis 11 Uhr vormittags gestattet worden .

WIENER LANDTAG
Sitzungam26 .April1933 .

DerzweitePräsidentThallereröffnet nach17UhrdieSitzur
Die Ageordneten Nachtnebel ,Leopoldine Glöckel und Genossen haben anden

amtsführenden Stadtrat für Finanzen eine dringliche Anfrage eingebracht .
Diese dringliche Anfrage gelangt sofort zur Verhandlung ;Schriftführer
Abgeordneter Pokorny verliest die Anfrage ;sie lautet :

" DieBundesregierunghat durchVerordnungvom19 .April
1933die Gewährleistungsbestimmungaufgehoben .Diese Bestimmungbotden
Ländern und Gemeinden einen Schutz gegenüber allzu grosser Willkür bei der
Abgabenteilungsgesetzgebung des Bundes ,indem sie ihnen den Anspruch auf

einen Betrag sicherte ,der dem Ertrag der Abgabenteilung des Jahres 1923 ,

vermehrtum30Prozent ,entsprach .FürWien ,dasdie Ertragsteile inden
Voranschlag1933auf Grundder Gewährleistungsbestimmungeingesetzthat ,
werden die Einnahmen durch diese Verordnung um mindestens 22 Millionen
Schilling gekürzt ,wodurch das Gleichgewicht des Wiener Gemeinde -undLan¬
deshaushaltes empfindlichet gestört wird .

Die Bundesregierunghat durch Verordnungauch einenver¬
fassungswidrigen Eingriff in die Länder -und Gemeindeautonomiebegangen ,
indemsie Ausnahmsbestimmungenfür die EinhebungderLustbarkeitsabgabe
erliess .Dies trifft Wienwiederin finanzieller Beziehung ,hat aberdarüber
hinaus grosse grundsätzliche Bedeutung .Alle Länder müssen sich dagegen

zur Wehrsetzen ,dass eine Bahnbeschritten wird ,die zur völligenZerstörun
der Selbstverwaltungführt .

Die Gefertigten stellen daher an den Herrn Finanzreferenten
die Anfrage :

Welche Schritte hat die Landesregierung unternommen und

welcheSchritte gedenktsie zu unternehmen,umdie schwerenSchädenabzu¬
wehren ,die die Bundesregierung Wienzugefügt hat ?"
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Abg .Nachtnebelbegründetdie Notwendigkeitderdringlichen
Behandlungmit demHinweisdarauf ,dass alle Parteien einInteresse
daranhaben ,zu erfahrenwelcheSchritte die Landesregierungrespektive
der Firanzreferentgegendie Massnahmenergriffen hat ,die dieRegierung
in der letzten Zeit gegenGemeindeundLändergetroffen hat .DieGemeinde
und das LandWienhaben ihr Budgetauf Grundvon Gesetzen undVereinbarunge
aufgestellt ,die sei nerzeit im Nationalrat beschlossen bezw .getroffen
wordensind undds gehtdahernicht an ,dassdannnachkurzerZeitndie
Regierungunter Aussshaltungdes Parlamentsdie LänderundGemeinen
durch Notverordnungen schädigt ,die im Gegensatz zu densoinerzeit
beschlossenenGesetzenbezw .getroffenen Vereinbarungenstehen .

St . R.Dr .Dannebergverweistdarauf ,dasssich derLandtag
ver einigen Wochenmit der Abänderung jener gesetzlichen Bestimmung
durch die Aundesregierungbeschäftigt hat ,durch die Steuereinhebung
in WienundGrazdiesenbeidenGemeindenüberlassenist . Wienhatdafür
vomBundeineEntschädigungbekommen,hattedafüralle Lastendieser
Steuereinhebungzuübernehmen.Durchdie einseitigeLösungdieserFrage
bleiben der Gemeinde Wien die Lasten ,während sich der Bund die Steuer - ¬

einhetungnimmt ,wodurchaumder GemeindedasEntgeltfür die Einhebungve
lorengeht .NachdieserschwerenfinanziellenSchädigungderGemeindeWien
hat derBundwiederzweiGelegenheitengesucht ,die GemeindoWien
empfindlichzu schädigen ,vondenenbeide prinzipielle Bedeutunghaben
und die eine auch eine grossa materielle Bedeutung .Im ersten Falle
handeltes sich umdie sogenannteGewährleistungsklausel,die inder
AbgabenteilungsgesetzgebungOesterreichs eingeführt ist .BeimVerfassungs

gerichtshofist einFrozessanhängig,dendieGemeineWiengegendenBand
angestrengthat ,da er ihr auf Grunddie ser Gewährleistungsklausaldie
sichfürdasJhr1932ergebendenZahlungennichtleistenwill .Bekanntlich
setzt dieGewährleistungsklauselin dhrerletztenFassung ,diesieim
Jahre1925bekommenhat ,fest ,dassdieLanderundGemeindenjedesLan-¬
desAnspruchdaraufhaben ,bei derApgabenteilungimJahremindestensso¬
vielzubkommen,wiesie imJahre1923bekommenhaben ,vermehrtum30Prozent.DieRegigungkonntedieRechtmässigkeitdieserBestimmungnicht
in Zweifelziehen .DieseBestimmunghatfür dieGemeindeundfür dasLandWienfürdasJahr1932schonpraktischeBedeutungerlangt ,dadieErträge
derAbgabenteilung,dieunsüberwiesenwordensind ,denBetragnichtmehr
erreichthaben ,derin derGewährleistungsklauselals derMindestbetrag
festgesetztist . Damalsist nuneinStreitüberdieInterpretationdieserKlauselentstanden.DieBundesregierunginterpretiertdieseKlauselso ,
dasssie für dasJahr1932nureineNachzahlungvon213Millionenan
PandundGemeindeWienzuleistenhätte ,währendnachunsererRechnung
dieseNachzahlung19 ' 6Millionenbeträgt .WerdieKlauselrichtigin¬terpretiert,darüberwirdnunderVerfassungsgerichtshofzuentscheiden
haben. LieBundesregierungscheintaberkeinrechtesZutrauenzuihrer
eigerenRechtsauffassungzuhaben ,dennsie hat in der letztenSitzung,
diederNationalratabgehaltenhat ,fürdasJahr1933einenGesetzent¬
wurfeingebracht,derdieseKlauselab1933abschafft .NunhatdaeRegierung
eineNotvereordnungzurBeseitigungdieserKlauselaufdemWegedes
kriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzeserlassen.Icwillmichhier
nichtwiederin eineErörterungeinlassen ,in wieweitundobdieAnwendung
deskriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzesüberhauptgerechtfertigt
ist odernicht .Aberselbst wennjemandaufdemStandpunktsteht ,dass
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dieses Gesetznochzurecht besteht unddass es gemässseinemWortlaut
und Sinn heute noch angewendet werden kann,muss man sagen ,dass dennoch
in diesemFall ein Missbrauchdieses Gesetzes vorliegt ,wie er ärgernicht
gedacht werden kann .Das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetzsagt
selbst in seinem Titel wörtlich ,dass es die Regierung ermächtigt ,aus
Anlass der durch den Kriegzustand verursachten aussererdentlichen Ver¬
hältnisse Verfügungenauf wirtschaftlichem Gebiet zu treffen .Es wirdniemal
behauptenkönnen ,dass mandanmmit diesemGesetzetwas aus derWelt
schaffenkann ,wasin der Zeit des Kriegesüberhauptgar nichtbestanden
hat ,sondern was erst 6 J,hre rach dem Krieg ,im Jahre 1924 ,eingeführt

wordenist ( HörtHört bd . Scz .dem . )Die Gewährleistungsklauselist derGe
setzgebungder Kriegs - undVorkriegszeit völlig fremdgewesenundeine
solche Bestimmung ist erst im Jahre 192 )überhaupt in die österreichische
Gesetzgebunggekemmen .Daher scheint es völlig absurd ,mite inemGesetz ,
das Verhältnisse der Kriegszeit ,Verhältnisse ,die aus demKriegszustand
hervorgegangensind ,regeln will ,die Frage die serGewährleistungsklausel
zu behandeln .Es ist daher selbstverständlich ,dass die Landesregierung
schonausdi semGrundbeschlessenhat ,die VerordnungderBundesregierun
be imVerfas sungsgerichthofanzufechten .Dasist gesternin derSitzung
der Landesregierungbereits geschehen( Lebh .Zustimmung. d .Mehrheit) .
Aberabgesehenvonder Frage der VerfassungsmässigkeitderVerordrung
mussdiese Angelegenheitmit Rücksicht auf ihre grosse finanzielle Trag¬
weite für Stadt und Land Wien ein wenig näher beleuchtet werden .Manmuss
sich vergegenwärtigen ,aus welchemAnlassdieGewährleistungsklausel
überhaupteingeführtwordenist .Damals ,imJahre194 ,hatdie
BndesregierungvondenLändernundGemeindeneinOpferfür ihreneigenen
Haushalt verlangt . Siehat verlaungt ,dass von den Beträgan ,die denLän- ¬
dernundGemeindenausder Abgabenteilungzustehen ,ein Betragvonzu¬
nächst50/Schillihg,derdannaufhoMillicnenermäsigtwordenist ,zu¬
gunstendesBundesverweggenommenwerdensoll .Damalsist dassogenannte
Bndespräzipuumeingeführtworden .In Besorgnis ,dass durchdieseVor¬
wegnahmeeinesnamhaftenBetragesLänderundGemeindenallzusehrgeschä¬
digt werdenkönnten ,hat nun die Bundesgesetzgebungin demgleichenGe- ¬
setz ,in demdieses Präzipuumeingesetzt wurde ,auchdieGewährleistungs-¬
klausel eingeführt ,umwenigstensein Mindestmassan Ertrag derAbgaben¬
teilung für jedes Landunddie Gemeindenjedes Landeszu sichern .Diese
VorwegrahmeeinesBetragesfürdenBundbestehtheutenochindemselbenAusmasszurecht wie im Jahre 1926 .Nochimmerwerdenho Millionenall¬
jährlichabgezogen,bevordieVerteilungderGelderaufLänderundGe-¬
meindennach den SchlüsselndesAbgabenteilungsgesetzeserfolgt .DerGrund
warumdiese Gewährleistungsklauseleingeführtwurde ,besteht alsoweiter .
Ihn hat die Regierungnicht abgeschafft ,wohlaber hat sie jetzt dieGe¬
währleistungsklauselabgeschafft,diedieLändervorallzustarkenWirkun¬
gendiesesBundespräzipuumsschützensollte .DieloMillionensindeine
starre Summe,die gleichhochstehengebliebenist,obwohldieSteuerer¬
träge seither wesentlichzurückgegangensind .DerBundbehauptetnun
indemMctivenberichtzudemGesetzentwurf,derderNationalratseinerzeit
vorgelegt wurde ,dass ,wenndie Gewährleistungsklauselnichtabgeschafft
würde ,der Bunddie Kestender Abgabenteilungdes Jahres 1931zutragen
hätte und das wäredochoffenkundigungerecht .Tazuist zu sagen ,dass
nirgendwosteht ,dass ,wennder Bunddurchdie AbgabenteilungdesJahres
1931in Mitleidenschaftgezogenwerdensollte ,dæsetwaverbotenundzu
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verhindernist .Denndae Apgabenteilungsgesetzist auchim Jahre1931
wieindenvergangenenJahrenein Gesetzgewesen ,das der Bundunter
seiner Verantwertungzu machenhat ,ein Gesetz ,für das derNationalrat
unddie Bundesregierung ,also die Bundeskörperschaftenverantwortlich
sind . Wennnunin diesemGesetzvonGemeindeundLandWiengrosseOpfer
verlangt worden sind ,so wäre es Sache der Bundesgesetzgebung ,darauf
zuachten ,dassdieseOpfarnichtzugrosswerden ,dassdadurchderMin¬
destbetraggefährdetwird ,derunterallen UmständeneinemLanddurch
die Gewährleistungsklausel gesichert ist .Diese Käånsel bekemmtauch
ge genüber Abgabenteinungebestrebungen ihren besonderen Sinn undsetzt
demDrängen ,die Teilungder Abgabenimmerwie der zuungunstendeseinen
undzugunstendesanderenPartnerszuändern ,einegewisseGrenze. Esistwenn
dahernurmehrals Rechtundbillig ,/die Gewährleistungsklauselbestehenbleibt ,geradein Anbetrachtder AbgabenteilungsgesetzgebungdesJahres
1931. Uebrigenshatsichherausgessellt,dassimJahre1931dieneueAbga¬
benteilunggar nicht einmaldie Wirkunggehabthat ,dass dieGewährleistung
klausel zur Anwendungkommenmusste ,sondernerst ein Jahr später hatdie -¬
se AbgabenteilungimVereinmit denBestimmungenüber das Präzipuumaus
demJahre1924und1926undimVereinmitder Tatsache ,dassdieSteuerm
in der Wirtschaftskrise stark rückläufig gewordensind ,dieAnwendung
dieser Klauselnotwendiggemacht .DerBundhätte sich davonbefreienkönn
wenner in denJahren1931und1932einenWeggegangenwäre ,der ihnim
Parlamenteindringlichangeratenwordenist .dener abernichtgehen
wollte .DerBundhat bekanntlichin diesenbeidenJahreneineReihevon

SteuererhöhungenvorgenommenundzwarvonErhöhungenauchsolcher
Steuern ,die bishergeteilte Abgaben,alsoAbgabenwaren ,derenErtrag
teilweise LändernundGemeindenzufliessen .Esvist damalsimParlament
immerwiedermitNachdruckderStandpunktwertretenworden,dass ,wenn
der BundSteuernändert ,die geteilte Abgabensind ,auchdieSteuererhö¬
hungenseinenPartnernzugutekommenmüssen .DieBundesregierunghatden
Standpunktahgelehnt,sowohlbeiderVerdoppelungderWarenumsatzsteuer
wieauchbei denKrisensteuernaufdasEinkommenundhat dieseSteuern
zu 1ooFrozentfür sich behalten .Natülichhabendiese Stauernaufdie
anderengedrückt .Denndie Verdoppelungder Wrenumsatzsteuerhatsich
selbstverständlichauchin denPreisenausgedrücktundeineErhöhungder
PreiseodereineMindersenkungderPreisein einerZeitderKriseverrin¬
gert begreiflicherweise den Konsum ,senkt daher auch den Ertrag derurpsr
lichenSteuer ,dieeinegeteilteist,verringertalsoaufdieseWeisedie
Gesamtsumme,die LänderundGemeindenbekommenundmachtdie Frageder
WirksamkeizderGewährleistungsklauselaktuell .Dassindallesalsokeine
Argumente,die der Bundfür sich in Anspruch nehmenkann .Sondernumgekehrt
sprechenalle die se Argumentenur dafür ,dass dieGewährleistungklausel
auch heute und gerade heute ihren guten Sinn hat und dass esinfolge¬
desseneineinseitigerAktgegenLändernundGemeindenist ,wennderBund
dieseKlauselaufgehobenhat . Der§6desFinanzverfassungsgesetzessagt
ausdrücklich ,dass die Bundesgesetzgebungnicht nur auf diefonanzielle
LagedesBundes ,sondernauchaufdie EphaltungderfinanziellenLebens¬
fähigkeitderLänderundGemeindenRücksichtzunehmenhat .DiesemZweck
dientauchdie GewährleistungkklauselunddiesemSchutzhat natürlichjede
Land ,haben die Gemeindenjedes Landes und diesen Schutz darf selbst¬
verständlich auch Land und Gemeinde Wien für sich in Anspruch nehmen undwi
manwohlsagen darf ,Wiengerædeerst recht .Das ist auch einmal indiesem
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Saalevoneinemsehr namhaftenPolitiker anerkanntwoden ,derschon
damalsderheutigenMajoritätdesGemeinderatesheftigeVorwürfedarüber
gemacht hat ,dass sie die finanziellen Interessen der Gemeinde Wiengegen - ¬
üher demPundzu wenigvertritt .Dieser Politiker hat damalsundzwar
sehr richtig gesagt :„ DieOrdnungder Finanzender Stadt Wienist eine
Staatsfrage aller ersten Ranges .Darummüssendie Spitzen desStaates
mehrals ein theoretisches Interesse zeigen .Sie müsseneinsehen ,dass
ein Zusammenbruch der Finanzen der Stadt Wien mehr als ein lokales Er¬
eignis ,dass er eine Staatskatastrophe wäre ,die unter denTrümmern
alles begrabenwürde ,wasnochin unseremVaterlandan Wertenbesteht . "
Dann sprach die ser Redner im besonderen über die Ueberweisungen ,die der

Dundan die GemeindeWienmachtunder sagteä "DiesdUeberweisungensind
nur ein Ersatz für die Auslagen ,die Wienaus Gene indemitteln für den
Staat undstatt des Staates gemachthat .Damitist aber nochkeireswegs
der Stellung Rechnunggetragen ,die die GemeindeWienin diesemStaate
einnimmt .Andere Staaten haben für ihre Hauptstädte seit jeher vielr

mehrgetan und zwar in ihrem wohlverstandenenStaatsinteresse getan ,
als es bei uns bisher geschehen ist . "Der diese Worte am 26 .Juni
1919 hier in diesem Saale gesprochen hat ,war der damalige christlich¬
soziab Stadtrat Dr .Kienböck ( Hört Hört b .d .Mehrheit ) ,der nachher Finanz

ministergewrrdenist ,jetzt Nationalbankpräsidentist undderauch
heute noch als eine grosse Auterität in allen finanziellen Fragen /gilt .
Esscheintnur ,dassdinneWortenichtmehrGeltunghaben .Eenndasser
seinen Standpunktjetzt etwageänderthätte ,weil nicht mehrwieim
Jahre 1919 Sczialdemokraten auch in der Staatsregierung sitzen ,möchte
ich nichtannehmen.Dassdie Gewährleistungsklauselbesteht ,hataber
nocheinen anderentieferen Grund .Unsere .Finanzverfassung ,diewir
seit 1221922haben ,hat den LändernundGemeindenein sehrwichtiges
Rechtimwesentlichengenommen,das ihnenin der Virkriegszeitzuge-¬
standenist .nämlichdasUmjagerechtaufBandessteuern.Einkommensteuer,
Erwerbsteuer ,Körperachaftssteuermüsstenumlagefreibleiben.
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Die Gebäudesteuern ha der Bund den Ländern undGe¬

meindenüberlassen ,er verweigert ihnen aber heute nachderZestörung ,
die sie in der Inflationszeit erfahrenhaben ,denWideraufbaudieser
SteuernaufdieHöhederVorkriegszeit.Auchdort ,wodiesesVerlangen
vondenLändernundGemeindengestörtwordenist .AlsErsatzfür dasUm
lagenrechthatmandenLändernundGemeindeneinen Anteil an denBundes¬
steuern gegeben ,auf die Umlagennicht mehrgelegt werdendürfen ,undda
diese Bundessteuern in ihrer Höhe ausschliesslich von der Bundesgesetz¬
gebungabhängig sind ,ist damit der Bundeigentlich der Herr übereinen
sehr beträchtlichen Teitl der Lamdes -und Gemeindeeinnahmen in Jesterreich

geworden ,denndie ErtragsanteiledesBundesmachenja in vielenGemeinden
undin manchenLändernetwaeinDrittelderGesamteinnahmendieserKörper¬
schaften aus .Wennnun der Bundnach Belieben die Abgabenteilungändert
undalle dieBestimmungenausserKraftsetzt ,diedenLändernundGemeinde
einengewissenSchutzangedeihenlassen ,ohnedasser denLändernundGe¬
meindenihr Umlagenrechtwiederzurückgibt ,dannwird die ganzeSelbstver¬
waltung ein hohler Plunder .Denn wenn diese Selbstverwaltung nur darin
besteht ,dass mandas Recht hat ,Geld auszugeben ,aber keineMöglichkeit
Geldeinzunehmen,dannist natürlicheine Selbstverwaltungauf dieDauer
unmöglichgeworden.

Das muss umsomehr gesagt werden ,als der Bund nochein
anderessehr wesentlichesRechtin der Finanzverfassunghat ,nämlichdas
Recht ,dass er auchdie eigenenLandes -undGemeindesteuern ,die venden
LändernundGemeindeneingehebenwerdenkönnen ,verhindernkann ,denn
ihn ja steht ja ein Wetorecht gegenüber diesen Steuern zu ,sodassalso

auchin dieserBeziehungfür dieseKörperschafteneineBewegungsfreiheit
nicht mehrgegebenist .Die Auswirkungendieser ganzenPolikik ,wennsie
missbraucht wird ,sind ja heute schon deutlich sichtbar .Der Bundhat
rückläufigeEinnahmen,wasin derWirtschaftskrisedurchausverständlich
ist .Wastut er ?Er hat in den letzten zwei Jahren wiederholtErhöhunge
seiner Einnahmenvorgenommen .Er hat die Eisenbahn -undPosttarife erhöb
er hatdieMonepolpreisefürSalzundTabakerhöht ,er hatauchbeiden
Steuern keine Zurückhaltung geübt ,er hat die Zölle im Allgemeinenund
dieFinanzzülleimBesondernerhöht ,er hatdieWarenumsatzsteuermit
einigen Aussnahmenverdeppelt ,er hat eine Besoldungssteuerganzneu
eigeführt ,er hat zwei Krisensteuern auf das Einkommen gelegt ,eine
Ledigensteuereigeführt ,undso weiter :AlledieseSteuer -undTarif¬
erhöhungen haben in dem Zeitpunkt ,in dem sie gemacht wordensind ,
zusammenmindestens200MillionenSchillingbetragen.DasErgebnisdavon
ist ,dass ,wennauch immer wieder eine rückläufige Entwicklungeingetret
ist ,der Bundkeine so katastrophale Schrumpgungder Einnahmenzuver¬
zeichnenhatwiedieLänderundGemeinden.

WennichmirdieBundesrechnungsabschlüsseanscheue
undvergleiche ,wasderBundin denletztenJahrennachAbrechnungder
Anteile der LänderundGemeindenan SteuernundZölleneingenommenhat
so zeigt ,sich ,dassdieseEinnahmenkonstantgebliebensind .Siehaben
im Jahre 1929 887 Millionen Schilling ,im Jahre 1930 899Millionen ,
imJahre1931892Millionenbetragenundsind für 1933mit882Millionen
präliminiert .DazukommennochgesteigerteMonopolerträge.Beiden
LändernundGemeindenist diese Entwicklungkeineswegszuverzeichnen,
denn der Bundselbst hat sie behindert .Die WienerLandes -undGemeinde¬
steuern habenim Jahre 1929210 . 5Millienen Schilling getragen ,und
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währendder Bundfür das heurige Jahr an Einnahmenebensovielprälimi¬
niert wieimJahre 1929 ,sind die Gemeindeeinnahmen,die wirpräliminie¬
ren kennten ,um mehr als 20 Prezent auf 166 Millionen Schilling gesun¬
ken .( HörtHörtbei denSoz .dem . )Undwennich vondemErträgnis¬
anteilen rede ,so ergibt sich ,dass GemeindeundLandWienimJahre1929
Ertragsanteile von110MillionenSchilling erhalten haben ,für dasJahr
1933das Avisodes Bundegaber nur mehreinschliesslich der neudazu¬
gekommenBenzinsteuer 64 . 2Millienen Schilling verheisst ( Hört Hört bei
denSez .dem.) ,währendwirschonvor1eJahren66 . 5MillionenSchilling
bekommenhaben .

Mankannverstehen,dassderBundbestrebtist ,sein
Budgetin Ordnungzu halten ,aber es ist eine völlig kurzsichtigeFinanz¬
politik ,wenn der Bund immer nur an seinen Haushalt denkt und nicht über¬
legt ,dass alle LänderundGemeindenin .Oesterreich zusammeneinenHaus¬
halt haben ,der etwa ebense gress ist wie der Bundeshaushalt .Wennder
Bund glaubt ,dass er nur an seine eigenen Budgetsorgen zu denkenund
sich sonstumnichts zu kümmernhabe ,ja dasser imGegenteildieMög¬
lichkeit habe ,alle anderen daran zu behindern ,ihren öffentlichen Haushalt
in Ordnungzuhalten ,dannwirder damiteinenöffentlichenfinanziellen
Bankrotterzeugen ,aberer wirddamitnichtOrdnungimöffentlichenHaus¬
halt schaffen .Es wundert mich daher garnicht ,dass die Ländervertreter
der Regierungsparteien ,die in der vorigen Wochebeisammengewesensind ,
wie man hört ,eine sehr scharfe Sprache geführt haben ,denn hier handelt
es sich ja nicht nur um Probleme ,die Land und Gemeinde Wienangehen ,
sondern die ,wennauch Wienzunächst betroffen wird ,doch alle anderan
in einerganzausserordentlichenWeiseangeht.

SchondieeineTatsache ,abgesehenvonallenanderen,
fordert zumschärfsten Protest heraus ,dass die Regierungförmlich

überNachteinemLande22MilllionenSchillingwegnimmt.( Zustimmungbei
den Soz .dem . )Ich frage :Wasdenkt sich so ein Bundesfinenzminister
eigentlich ,wie ein Haushalt aufrecht erhalten werdenkann ,wennman
ihmüberNacht22MillionenSchillingderEinnahmen,aufdieer vonRechts
wegenrechnenkonnteunddieer präliminierthat ,einfachraubt?

FoPnSchen die Tatsache und die etc ,in der das geschah ,fordert zueinem
energischen Protest heraus .( Zustimmungbei den Scz .dem . )Undichglaub
dass dieser Pretest auch bei den anderen Ländern und GemeindenBeachtung
finden wird ,weil das ,wie gesagt ,nicht bloss eine WienerAngelegenheit

ist . Esist sehrbeliebt ,alles unterdemGesichtspunkt
zu betrachten ,ob es den Sozialdemokratenschadet oder nicht .Obdabei
grosse sachliche Interessen gefärdet werden ,ob ein eminentesStaats¬
interesse dabei zugrunde geht ,ist den Herren ,die eine selche Betrach¬
tungsweiseüben ,völlig gleichgültig .Ich erinnere daran ,dass ,als
vor zwei Jahren umdie Abgabenteilung gekämpft werden ist ,damalsder
jüngsteSternandempolitischenHimmelderWienerchristlichsozialen
Partei ,der AbgeordneteHrymtschak,der seither der ewigeFinanzminister¬
kandidatgewordenist ,giftgeschwolleneRedengegendie GemeindeWiengehaltenhat ,obwohler einWienerAbgeerdneterist .DieRedenwarense ,
dass nicht einmaldie Reichspostsie abgedruckthat ,sonderndassman
schondie Heimwehrblätterlesen musste ,umihren Wertlaut kennenzulernen
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Der Heerhat damalsgesagt ,die Regierungund der Nationalrat soll nur
der Gemeinde Wien die Gelder wegnehmen ,je mehr desto besser .Derselbe

Herr Hrymtschakhat in der Osternummerder Reichspost von heuereinen
Artikelgeschrieben,in demer wiederseineMeinungüberdiefinanziælle
Sanierung zumBesten gübt ,und hat in diesem Artikel die Regierungaufge¬
fordert ,nauePläne finanzieller Art gegendie GemeindeWienauszuhecken.
Es ist aber ein Irrtum zu glauben ,dass solche Pläne immerwiedernur

Wientreffenkönnen ,sie sindeineAngelegenheit,die alleöffentlichen
Körperschaften angeht .Ich möchte doch darauf verweisen ,dass durch die
Aufhebung der Gewährgleistungsklausel schen zwei andere Kategorien be¬
troffenwerden .DieGemeindenvonNiæderösterreichundvonKärnten

SOstehen heuer schon mit ihren Ueberweisungen. .nahe an derGewährleistung
grenze ,dass ,wenndiese Ueberweisungenin Niederösterreichnurum
8 Prozent hinter den präliminierten Summenzurückbleiben ,was ganzbestimmt
der Fall sein wird ,die Gewährleistungsklauseleine praktischeBedeutung
auch für die niderösterreichischen Gemeindenerlangt .Undwennmansich
nun vor Augen hält ,dass in dem Abgabenteilungsgesetz drinnen steht ,

dass ,wenndie GewährleistungsklauselausserhalbWiensGeltungerlangt ,
das Geldvonder Landesregierungverwendetwerdensell undmusszurUnter¬
stützung besonders netleidender Gemeinden ,dann sieht man ,dasshierf
Gelder den Gemeinden entzogen werden ,die in den notleidenden Orten

vorallemfür dieöffentlicheFürsorgehättenVerwendungfindenkönnen.
Aehnlich ist der Fall in Kärnten ,wo ein 14 prozentiger Rückgangder
prälimierten Zuweisungenvon heuer auch schon derGewährleistungsklausel
praktische Bedeutung gebenwürde .

AehnlichstehendieDingeauchin derzweitenFrage,
die der Anfragestellerzur Sprachegebrachthat ,in der FragederLust¬
barkeitsabggbe .Die Bundesregierung ist auf einmal als Schützerin des
Kulturgutes aufgetreten und hat erklärt ,es müssedieLustbarkeitsabgabe
für die Bundestheater abgeschafft werden .( Abgeordneter Dr .Riehl :
Dahatsie recht! )Wirwerdengleichschen ,ebdieserStandpunktwirklic

41richtig ist .Es ist . . d ;imLaufedes jetztenJahr¬
zehnts undfrüher auch schonim er wiedergesagt worden ,mankönnedoch
den Bundestheatern keine Steuer auferlegen ,da sie ohnedes einDefizit
haben ,Aber die Lustbarkeitsabgabe trifft ja in Wirklichkeit nicht das
Theater ,sondern ist eine Steuer ,die ,wie schon bei ihrer Einführung - ¬

der
sie ist nicht von sozialdemokratischenMehrheit ,sendernvonder
christlichsezialen Mehrheitwährenddes Kriegeseingefährt worden- ¬
mitRechtgesagtwordenist ,denBesuchertreffensell .Nunkönnteman
sagen ,dass ,wenndiese Steuersehr hechist ,wenigstensindirektdas
Theater durchsie getroffen wird .WennSie aber bedenken ,dass dieSteuer ,
die heute in Wiendie Sprechtheater und die Staatsoper schon seit einigen
Jahren zu zahlen haben ,I Prozent ausmacht ,so wird niemandsagenkönnen ,

soichedass eine/Pelastung irgend eine Nötigung erzeugt ,die Theaterkartenpreise
zu diüicken .Wennman nun überhaupt auf dem Standpunkt steht ,dass das
kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz heute noch gilt ,dann mussman
sagen ,dass ,wenn die Kriegberhältnisse weiter gelten ,in denenman
die Lustbarkeitsabgabe ausdrücklich auch für diese Theatergeschaffen
hat ,undzwarmiteinemhöherenPerzentsatz ,als er heuteexistiert ,
dann diese Steuer heute umsomehrgerechtfertigt ist ,als ganzwesentliche
Einnahmender Gemeinde,die damalsentscheidendwaren ,heutegarnichtmehr
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existieren .Als die Lustbarkeitsabggbe im Jahre 1917 in diesem Saale
zumzweiten Malbehandelt wurde ,hat der Referent ,der damåligeVize¬
bürgermeisterHossmitgeteilt ,das Obershpfmeisteratmhabesich
dagegen verwahrt ,dass demBurgtheater und der Oper die Steuer aufer¬
legt werde ,denn diese beiden Theater hätten ein Jahres defizit von
1 1/2 Millienen Kronen .Damalshat der Generalredner Bro in derDebatte ,
GemeinderatKunschak ,eine Redegehalten ,in der er wörtlichgesagt
hat :" Wirhabengehört ,dass die Hoftheater die Steuer nichtbezahlen
wollen .DerTeufel hole die Hoftheater !Wirhabenmit ihnengarnichts
zu tun ,wir halten uns nur an die Leute ,welche die Hoftheater besuchen .
Die Hofverwaltungwird dochnicht die traurigen Muthabenzuerklären ,
die BesucherdesBurgtheaters ,Leute ,welchehundertKrenenundmehr
für einen Abendaufgeben ,müssenverschent bleiben von der Abgabe ,die
derarmeBettelbub ,wenner amSonntageinmalin seinKinogeht ,
zahlen muss ." (Hört Hört bei den Soz .dem .- Zwischenrufe bei
den Christl . soz . )Wirverkennennicht ,dass die Staatstheaterihre
besenderegresse Bedeutunghaben ,aber ich sage ebenso: ZumTeufel ,
das geht mich in diesem Augenblicke nichts an ,ich frage nur ,
ob der Besucher dieser Staatstheater nicht wie jeder andereTheaterbe¬
sucher eine Abgabean die Gemeindezahlen kann .( Beifall bei denSoz .
dem .) UeberlegenSie sich nur einen Augenblick ,was das praktisch be¬
deutet .Jemand ,der eine billige Karte in ein Staatstheater kauft ,die

2 Schilling88Groschenkostet ,zahlt bei h ProzentLustbarkeitssteuer
nech 12 Greschen dazu ,sodass die Karto dann 3 Schilling kostot .Eswird
mirniemandsagen ,dassjomand ,dergowilltist ,zweiSchilling88Grosche
auszugeben ,wegander 12 GroschenGemeindgsteuernicht mehrinsTheater
gehenwird .( ZustimmungbeidenSoz .dem. )Undwennmansagt ,dass
jemand ,der 1o Schilling für einen Sitz zahlen kann ,wegender loGrescher
Lustbarkeitssteuer an demTheaterbesuchbehindert wird ,so ist daseinfach
lächerlich .Und wenn man sagt ,dass jemand der 1o0 Schilling für eine
Logeausgebenkann ,nicht L Schilling Lustbarkeitssteuer zahlenkann ,
so müsste mannoch einen ganz anderen Ausdruckgebrauuhen .

Es ist ja auch garnicht wahr ,dass die Menschen ,die
sich das leisten können ,sich dagegen zur Wehr setzen .Das alles ist
in Wirklichkeit nur eine Ausrede ,die sich die Herren der Regierungzu
recht gelegt haben .DasDefizit der Bundestheater ,der ein paarMillione
Schilling ausmacht ,stcht in gar keinemZusammengangmit der Steuer ,die
vielleicht 5 Prezent des ganzen Defizits ausmacht .DieBundesregierungs
redet sich da auf die Kulturaus .Aberdas ist nichts als einebodenlose
Heuchelei .( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )Man muss sich nur
vor Augen halten ,in welchem Zusammenhangdiese Dinge zubetrachten
sind .In denJahren 1916und1917 ,da in diesemSaal dieLustbarkeits¬
akgabe beschlossen wurde ,gab es noch eine Hauszinssteuer in Wien ,zu
der das LandNiederösterreichunddie GemeinddWienUmlageneingehoben
haben ;gesondert gab es noch eine hohe Mietzinsumlage auf diese Haus¬
zinssteuer .Die Gemeinde Wien hat im Jahre 1913 aus der Besteuerung
der Wohnungenund Geschäftslekale allein 73 Millionen Goldkronenoder ,
zumalten Schlüssel umgerechnet ,105MillionenSchillingeingenommen .
( HörtHörtbei denSoz .dem . )Undwennich die Landeszuschlägevon
Niederösterreich ,die ja jetzt auchWienzufallen ,unddiestaatliche
Steuerfür die WienerWehnungenundLokale ,die ja jetzt auchderGemeinde
Wiengchört ,dazurechne ,so war die Besteuerungder WohnungenundGeschäft
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lokale in Wien im Jahre 1913 185 Millionen Schilling .Dieser Tatsache
steht gegenüberderErtragderheutigenWohnbausteuerimBetragevon
17 Millionen Schilling ,alse ein Viertel des Betrages von damals .Dazu
kommtaber noch der Unterschied ,dass die Gemeinde Wien heute diese Wohn¬
bausteuer mit einer Skala einhebt ,die man damals nicht gekannt hat ,
denndamalshabenalle Wohnungen,GeschäftslokaleundWerkstättenein¬
heitlich rund ho Prozent des Mietzinses an Steuern bezahlt .Denken
Sie einenAugenblickdaran ,dassalle 20Gemeindesteuern ,die wirheute
haben ,einschliesslich der Wohnbausteuer166MillmonenSchillingtragen ,
also gegenüberder Wchnungsbesteuerungvendamalsum19 MillionenSchilling
weniger .Würdedie Wohnungs -undLckalbesteuerungder Vorkriegszeither¬
gestellt werden ,dannkönntemandie Lustbarkeitsakgabenicht nur fürdie
Staatstheater ,sondernfür alle Theaterundalle WienerGemeindesteuern

abschaffen . Esistabernochetwaszubedenken.ImJahre1913und
währenddes Krieges hatte eine Arbeiterwohnungvon30 KronenFriedenszins
monatlich 12 Kronendavon ,also lo Prozent ,an Steuernaufzubringen ,
dassind 18SchillingimMonat ,währenddie gleicheArbeiterwohnungheute
90 Groschen Wohnbausteuer zahlt ,alsg den zwanzigsten Teil dessen ,was
vor demKriegegezahlt werdenmusste .Vonden 576 . 000Wohnungen ,diees
heuteals steuerpflichtigin Wiengübt ,zahlen366. 000eineSteuer,
die blos 2 Prezent des Goldzinses ausmacht ,gegenüber lo Prozent vordem
Kriege ,undweitere124 . 900Wohnungenzahlenmehrals zweiProzent ,aber
weniger als drei Prozent .Das heisst ,85 Prozent aller WienerWohnungen
zahlen heute eine Steuer bis höchstens3 Prozent ,währendsie vordem
KriegehoProzentihres Goldzinsesgezahlthaben .WirhabeninWien
97 . 000stouerpflichtige Geschäftskokale .Davon zahlen 32 . 00c ,ein
volles Drittel ,nur 2 Prozentihres Goldzinsesstatt lo Prozentundweitere
18 . 000Lokale zahlen zwischen 2 und 3 Prozent .Das heisst also ,80Prozent

aller WienerGeschäftslokalezahlenheutenurbis 3 ProzentWohnbausteuer,
während sie vor dem Kriege lio Prozent des Goldzinses an Steuern gezahlt

haben.
Undnunfrageich :HatmanfürdieKulturnichtmehr

geleistet ,wonnmandie drückendenStouernauf Luft undLicht fürdie
schlechteste Arbeiterwohnung abgeschafft ( Lebhafter Beifall bei denSoz .
dem . )und wennmansich dafür andere Steuerobjekte gesucht hat ,beidenen
diese Steuern erträglicher sind und der Kultur weit woniger Abbruchtun ?

Ich glaube ,daas manbei domSteuersystem ,das wir hier eingeführt haben ,Herrdie Kultur wahrhaftig besser werteidigt ,als das ier unterrichtsminister
zu tun glaubt ,wenner die Lustbark itssteuer für die Bundestheater auf¬
hebt .( LebhafterBeifall weidenSoz .dem. )

Wennvon Kultur die Rede ist ,so mussman
daran erinnern ,dass es besser wäre ,wenndie Regierungdieses Wortgarnicht
in den Mundnähme .Wennder BundKultur schützen wall ,so hätte orauf
demSteuergebictedazuAnlassgehug .ZurKulturgehört in ersterLinie ,
dassmandenMenschenein menschlichesDascinverschafftunddassmanos
ihnenmindestensnicht erschwert .Es wärekulturell vonvielgrösserer
Bedeutunggewesen ,wennder Bundim Naticnalrat den Anträgennachgegogen
hätte ,dass bei der Einführung der Warenumsatzsteuerwenigstensdie
wichtigsten Lebensmittel von dicser Steuer freibleiben .( Lebhafter
BeifallbeidenSoz .dem. )DerBundhataberimmerwiederdenStandpunkt
vertreten ,er müssealle Lebensmittelbesteuern ,under hat sichimvorgange

259



KAIHAUSKORRESFONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICHXI .Blatt Wien ,am

nendihseier entselesnen ,claligetenigeUielligeArtllel .ven. d5.
Vordopplungfreizulassen ;DieeinfacheSteuerzahlensie alle .Dassder

selbe Besucher der Oper oder des Burgtheaters ,der I Prozent desEin¬
trittspreises an Lustbarkeitsabgabe zahlt ,1 ProzentWarenumsatzateuer
zahlen muss ,findet der Bund nicht kulturwidrig .Wasfordert nunder
Bundan Warenumsatzsteuer? Mansage mir jetzt nicht ,dass dieGemeinde
Wienihren Teil davonhabe ,denndie SezialdemokratenhabenimParlament
in denletztenJahrenwiederholtbeantragt ,geradedieselebenswichtigen
Artikel von der Warenumsatzsteuer freizulassen ,und die GemeindeWien
hatdemBundwiederholterklärt ,dass ,wennmanihr dieBewegungsfreiheit
in der Steuergesetzgebunglasse ,sie auf diese Anteile verzichtenwerde .
DieWahenumsatzsteuerauf Kartoffelnbeträgt 4 1/2 Prozent ,dieWaren¬
umsatzsteuer für Zucker ohne die wahnsinnigeZuckersteuer 8Prozent ,
auf Eier 7 Prozent ,auf Mehl . 8Prozent ,auf Milch 7 Prozent ,auf in¬
ländische Schlachttiere 9 Prozent ,auf Seife . 6Prczent ,auf Obst8Pro¬
zent ,auf Schweinefett 11 Prozent .Dabei nenne ich immerInlandswaren ;
für die ausländischenWarendieser Gatungenis die Warenumsatzsteuerbe¬
kanntlichhöher.Esscheintmiralso ,dassderjenige,dereineMilchsteuer
von7 ProzentvondenkleinenKindernverlangtundderaufKartoffelnund
auf Brot eine solche Steuer legt ,nicht das Recht hat ,van Kulturzu
reden ,wennein anderer1 ProzentAbgabevomBesucherderStaatstheater
verlangt .( LebhafterBeifall bei denSoz .dem .- Zwishhanrufebeiden
Grhistl .soz . )Wirsind natürlichnicht etwagegendieStaatstheater ,
wir sind nicht etwa so banausisch zu sagen ,die Leute sollen nicht ins

anTheatergehen ,abermissbrauchtdasWortKultur ,wennmanseinegehässigen
Angriffegegendie GemeindeWienundgegendie ArbeiterklassemitRedens¬
artenüberKulturbeschämt.

Manhört mitunterauchdasArgument ,os sei nichtstatt¬
haft ,dass die Gemeindeden Bund besteuere .Das kann nur jemandsagen ,
der unsere Finanzverfassungsgesetzgebung und unsereBundesverfassung
nicht kennt .ImArtikel 17 der Bundesverfassungsteht ausdrücklich ,dass
der Bundals Träger vonPrivatrechten gar kein anderes Rechthabe ,als
irgend jemandanderer ;er hat nur die einzige Sicherung ,dass erals
TrägervonPrivatrechtennichtschlechterals ein Landesunternehmenbe¬
handelt werden darf .Es kommthundertmal vor ,dass ein Bundesunternehmen
vonder Gemeindeundein GemeindeunternehmenvomBundbesteuertwird .

fürIch erinnere daren ,dass jedes EssenimVersorgungshaus ,dassdjede
SchülerausspeisungWarenumsatzsteueran denBundgezahlt werdenmuss ,
dass . B .der Bunddie öffentliche Strassenbeleuchtungder Gemeindemit
einer Steuer von600 . 000Schilling im Jahr belegt .( Hört Hört beiden
Soz .dem. )DabeihabendieVerordnungszaubererderRegierunggarnichtbe¬
morkt ,dass sie mit der plötzlich herausgeschossenenVerordnungüberdie
Staatstheater dem Theatergewerbe unter Umständen einon Schadenzufügen ,
dass das ,was sie tun ,eigentlich ein Angriff auf die Privattheater ist ,
die mitRochterklären ,dassdochder Staat nicht wolle ,dassdieTheater
unter verschiedenartigenKonkurrenzbedingungenarbeiten .Nunhabenos
allerdings die WienerTheaterdircktoren sehr eilig gehabt und sinddem
HerrnUnterrichtsminister ,der ja zugleich auchLandeshauptmannvonSteier¬
markist ,bis nachGraznachgefahren ,umihmdenfreundlichenRatzu
geben ,die Lustbarkeitsabgabegleich für alle WienerTheateraufzuheben.
Und Herr Rintelen ,den das nichts kostet ,hat ihnen natürlich eine freundli
Zusage gegeben .Es ist klar ,dass in dieser Krise natürlich in allcrerster
Linie die Vergnügungsindustrie leidet und dass auch alle Angestellten ,Schau
spieler ,Musiker oder andere Angestellte ,die Krise ebenso verspüren wisdieUnternchmer in diesen Berufen .
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Wennder Buzdaber so argumentiert ,mögeer arklären ,warumer danngrat
für Theaterkarten

im Vorjahre eine Verdopplung der Warenmaatzsteuer / vorgenommenhat ,
Sokanndochdie SteuerteilungzwischenBundundGemeindenichtgemeint
sein ,dass die Gemeindedie SteuernnachlassenSoll ,die der Bundauf¬
erlegt ,umsoweniger ,als os sich gerade bei der Lustbarkeitsabgabe
umdie eigen ste Domänchandelt ,die für die Gemeindeda ist .Nach§7
des Abgabenteilungsgesetzeshat jede Gemeindesogar ohncLandesgesotz
dasRocht ,bis zuTrozentLustbarkeitsabgabevonjedemEintritta¬
gold einzuheben .In diesem § stcht gar keine Ausnahmeud diese Bestimmung
ist crat im Jahre 1931 neu formuliert worden( HörtHört b,d . Soz . )Vor
2 Jahren war os also noch ein Grundsatz der Bundesgesctzgebung ,dass
jede Gomeindeohne Landesgesetz bis zu 20 ProzontLustbarkeitsabgabe
ohne weiteres einheben darf ,und heute gibt derUnterrichtsminister
eineVerordningheraus ,durchdiediesr §desAbgabenteilungsgesetzes.
ergänzt wird ,er gülte mit Augnahmejener Theator ,die drUnterrichts¬
minister zuebezeichnenbelicbt .Weilder Kriegszustandeinen Eingrifforfo
dero ,wirdein Gesetz ,dasimJahre1931,alse13JahronachKriegsschluss,
formuliert wurde ,abgeändert ,obwohl os ein Grundsatz derFinanz¬
voßfassug ist ,dass Landesstouernnur durch Landsgesetzo gemachtworden
dürfen ,aber nicht viellcicht vomBundher durch eine Verordnungdes
Unterrichtsministers .Dazukommtnocht ,dass gerade dasAbgabenteilungsgese

gee ist wiekeinanderes ,dassgeradhdigsesGosotzvcrein¬ein Vertrag
bart istin LangwierigenundkompliziertenVerhandlungen .Der§ 6des
Finanzverfassugsgesetzes setzt fest ,dass in gewissenFällen ,wennder
Bundfinanzioll gegenLänderundGemeindenvorgeht ,denLändernsogar
oin klagbares Recht gegenüber don Bund Grwächst infolge von Schädigu gen
die die Länder durch dio Bundesgosctzgebung orfahron .Die Fälle ,umdie
ossichdahandalt,sindik§6aufgezähdt.DerFall ,dassderBundeinen
TeileinerLandesstguerkonfisziert ,wiedasjotzt goschchenist ,istim
§ 6 nicht enthalten .An einen solchen Einfall ,der demganzen Geist der
Finanzverfassungwiderspricht ,hat derGesetzgeberoßDenbernichtgedacht.
Er hat aberdochimallgemeinenvorgeschen ,dassein solcherFall
eintretenkönnto ,uhddaherhoisstes i § 6 ,dassderBundauchsonst
auf dic Einanziolle Lobensfähigkeitder LänderundGomgindenBedacht
zunehmonhabe ,auchwennkoinklagbaresRochtbostcht.NunmöchteichaberdochzurRegicrurg .gewondctfolgondes
sagen :Ueber die ganze Abgabenteilu g ist am 25 .Jänner 1931 ein regel¬
rechterVertragzwischondenNntionalratsparteienundzwischenderRegio¬
ru g undderGemeindeabgeschlossenworden .Daist insbosondersgineVor¬
einbarungabgoschlossenworden,diedieGemeindesteuernbetrifft .DerVer¬
tragist unterzoichnetseitensderGomeindedurchdenVizebürgermeister
Emmerlingu d die StadträteBreitnerundWebergundseitensderBundes¬
regieungdurchdendamaligenBundeskanzlerDr .Endr ,unnVizckanzler
Schober ,denFinanzministerJuch ,denMinisterWinklerunddemMinister
Rowabh .Es haben also 5 Minister der damaligen Regierung diesen Vortrag /
der sowohldemMinisterratsprotokolleinverleibtist ,wieauchheider
GomeindeWienaufhewahrtwird ,unterzoichnctu d einer der Herron ,der
HerrWinkler,ist heutenochMitglioddarRegierung,hrVizckanzler.
In derVereinberug stchtnu ,dasseincganzeReihevonWienerGemeinde¬
steuernabgeändertwordensoil ,u a zwarteilweisenachdenWünschen,die
damalsdie Gomeindd.Wiengeäusnorthat,toilweiscnachdenForderungon
dosBudes .Dasalles
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ist dannimFrühjahr1931imWienerLandtagauchwirklichscdurchgeführt
würdenundin die somVertrag hat sich die GemeindeWieninsbesondere
vorpflichtet ,gewisseSteuerermässigungen ,die damalsschenbestanden
haben ,aber befristet warenundzwarinsbesondere auchdieErmääsigungen
bei der Lustbarkeitsabgale ,wie es in diesem Vertrag wörtlich heisst ,
durchLndesgesetzbeschlüsse ,d eren Inhalt imEinvernehmanmit derBun¬
desregierungfestzustellen ist für die Zeit vom . . 1931bis Ende1935
aufreshtzuerhalten .DieBundesregierunghat sich dagegenin demVertrag
verpflichtet ,gegen bestimmte Gesetzesbeschlüsse des WienerLandtages
kein Veto einzulegen und der GemeindeWienauch Garantien gegendie
AuswirkungverschiedenerAnfechtungenvonGemeindesteuernbis Ende1935
zu geben .Jede Aenderung der Wiener Steuerrechte ,die die Bundesregier
bungeinseitig vormimmt ,selbst wennsie verfassungsmäsigdazuberech¬
tigt wäre ,wasgar nicht der Fall ist ,ist nichts andoresals einVer¬
tragsbruch( Lebli .Zustimmung. d .Mehrheit ) .Auchwennder damalsgeschlosen
Vertrag beimZivilgericht nicht einklagbar ist ,so ist derVertragsbruch
nicht weniger diffamierend ,als er wäre ,wennauf die Einhaltung desVer¬
trages geklagt werdenkönnte .Aberabgesehendaven ,das ganzoVorgehen
der Regierungin dieser Frageist ja verfassungswidrig .Manhaterst
heute aus der Wiener Zeitung gesehen ,wie die Regierungverfassungsrecht¬
lich den Eingriff begründet .Die Vorednungnennt sich einDurchführungs¬
gesotz zum Aksatz 3 des § 6 des Finanzverfassungsgesetzes . Wennman

diesen Absatzdaraufhinuntersucht ,wasdie Regierungdaraus für sichgel¬
tend machen könnte ,so steht untersanderem darin ,dass der Bund das Recht
habehinsichtlich der LandesabgatenBestimmungenzur Verhinderungüber¬
nässiger Belastungenzu treffen .Danmeine IprezentigeLustbarkeitsabgabe
eine übermässige Belastung wäre ,wird wohl niemand sagen können und zwar

umsoweniger,als andemselbenTage,andemdieseBestimmungimParlamentbe¬
schlossen wurde ,in einer Novelle des Abgabenteilungsgesetzes die Gemeinde
ermächtigt wurden ,auch ehne Landesgesetzeine 2oprozentige Lustbarkeits -¬

abgabe zu machen ,Vorher waren sie sogar berechtigt ,eineSoprezentige
Lustbarkeitsabgabeeinzuheben .Wennmandie Gemeindedazuermächtigt
hat ,kannmannwohlnicht sagen ,dassli Prozentstatt der 20eineübermässi
Belastung ist .Daher kann dieser Grund für die Anwenedungdes Absatzes 3
unmöglichin etracht kommen .Es könntenochein zweiter Grundangeführt
werden .Es heisst nämlich in diesem Absatz ,dass auch die Schädigungder
Bundesfinanzenein Grundsein kann ,umein GesetzZüberLandesabgabenzu
machen.Manwirdabernichtbehaiptenkönner.dasseineSchädigungder
Pundesfinanzen plötzlich eingetreten sei durch eine Einrichtung die seit

demSahr 1916 ,also seit 17 Jahren besteht ,die jedenfalls besseht ,seit¬
demes einen Pund und seitdem es Bundestheater gibt .Aber selbst wenn
diese BegründungimmAbsatz3 einenHalthätte ,ist sie trotzdemfalsch
und verfassungswidrig ,weil es nämlichim Absatz53weiter heisst ,dassxin
allen diesen Fällen der Bund berechtigt sei ,grundsätzliche Anordnungen

zu treffen ,währendsich der Unterrichtsministeranmasst ,einfachdieThea¬
ter zu bezeichnen ,die von der Lustbarkeitsabgabe ausgenommenwerdensol¬
len under verstärkt seinenEingriffnochdadurch ,dæsesin einemweiteren
Paragrapher Notverorinunghaisst ,dass auch dort ,woder Bund ,einLand
oder eine Geme inde einem Theater eine Subvention gibt ,der Unterrichts¬

minister die Steuerfreiheit für diese Theater anordnenkann .Wennalso
z,B ,dasndSteiermarkeinemGrazerTheater100SSubventiongibt,kann
der Unterrichtsministe rin Wienanordnen ,dass die GemeindeGraz vondiesem
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TheaterkeineSteuereinhebendarf .Mansiehtwielächerlichesist ,dass
manhier einfacheinenWillküraktgesetzthat,derjedemSinnderFinanz-¬
verfassungwidersprichtundinsbesondereauchdeshalb ,weilder§5
der Finanzverfassungausdrücklichfeststellt ,dass Landesabgabennur
durch ein Landesgesetz gemacht werden dürfen ,sodass also eine Bundes¬
verordnungdamitgarnichtszutunhat .Wiebei derGewährleistungistes

auchhier eine Täuschungzu glaubem ,dass das eine WienerAngelegenheit
sei .DaszeigtschondereineParagraphderVererdnung,aberdasgehtnoch
aus einem anderen Umstand herver .Die Regierung masst sich hier Eigriffe
in die Landessteuergesetzgebung an . Wenndas ein Usus würde ,wäre ja kein
Landund keine Gemeindemehrsicher vor irgendeinemUeberfall ,dendie
Dundesregierungauf ihren Hushalt macht und ein solches Systemkann

nur zur Zerstörung der Landes -und Gemeindehaushalte führen .Wennman
nun bedenkt ,dass Lndes -und Gemeindehaushalt in Wirklichkeitheisst ,
Schule ,Fürsorge ,Angestelltenbezüge ,dassdasalsoDingesind ,diezu
tdafst in das ganze Leben der Bevölkerung eingreifen ,dann erknnt man ,
dasshierwirklichLebensnctwendigkeitenderganzenBevölketungvonder
Pundesregierung attakiert werden . Esist ein altes Srichwert ;derKrug
gehtsolangezumBrunnenbis er bricht undsolcheNotverordnungenwerden
solangegemacht ,bis die Bevölkerunges einesTagessatt habenwird,sich
dasgefallenzulassen .( Kebh.Beifall . d .Mehrheit) ,selbstwennderHerr
Vaugoin alle Tage seine Drohungen ausstösst .Die Gemeinde Wien wird natür - ¬

lich auchwegender Lustbarkeitsabgabealle Rechtsmittelergreifen ,die
ihr gemäss der Verfassung zustehen .Die Bevölkerung sieht aber ausdiesem
Vorgange ,undsie mögees nicht nur in Wien ,sondernim ganzenBundes¬
gebiete sehen ,dass sie das höchsteInteresse an der Wiederkehrverfassung
mässigerZuständehat ,weil kein Parlamentso töricht wäre,eine soein¬
seitige ,gehässige und staatsverderbende Finanzpolitik zu mahen ,wiesie
hier imDunkeldesAbsoludismusgedeiht .( Lebh .Beifall ) .

Ich schlagezumSchlusseøfolgendeEntshliessungvor :
" DerWienerLandtagerhebtfeierlichProtestdagegen ,dassdieBundesre¬
gierung ,ohne auch nur den Versuch zu Verhandlungen zuunternehmen ,
durchVerondnungenauf GrunddeskriegswirtschaftlichenErmächtigungs¬
gesetzesBestimmungendesApgabenteolungsgesetzesabändert ,diepolitische:
Vertragscharakterhabenunddadurchden HaushaltWiensgefährdet .

DerWienerLandtagerhebt feierlich Protest dagegen ,dass
die Bundesregierung dnech Verordnungen in die Steuergesetzgebung des
LandeseingreiftundaufdieseWeisenichtnurdie EinnahmenWiensschmä¬
lert ,sondern die Autonomieder Länder und Gemeindenuntergräbt .

DerLandtagfordert die Landesregierungauf ,alle inder
VerfassungvorgesehenenMittelanzuwenden,umdieseAnschlägeabzuwehren.
ErrichtetandieanderenBundesländerundGemeindendieMahnung,sich
der Gefahrenbewusstzu werden ,die einemsolchen VorgehenderBundes-¬
regierung entspringen,und sich unbeschadet aller Meinungsverschiedenheiten
zurAbwehrderAngriffeaufihreExistenzzusammenzuschliessen(Lebh.
Beifall . d .Soz. ) .
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Abg .Kunschak :Der Referent hat einemfeierlichen
Appellzur Verfassungsmässigkeitaufgerufen .DieserAppellstehtganz
im Gegensatzzur Praxis des Landtages .Waswir hier in der 4 .Lndtags¬
sitzungerleben ,ist nicht VerfassungsmässigkeitundnichtDemokratie,
sonderndas ist ganzschamloserMissbrauh mitdemRechtder Mehrheitim
LandtagfürparteipolitischeZwecke( Lebh.Beifall . . Chr. -Zwischenrufe
. . Mehrheit) .DerLandtagist nunmehrin " :4 .Sitzungenschonseiner

ei gentlichen Aufgabeentzegen worden .Zur 4 .Sitzung erhalten wireine
inladung mit einer Tagesordnung ,auf der Geschäftsstücke dringlicher

und sehr bedeutsamer Art stehen .Niemals ist es zur Verhandlungdieser
egenständegekommen,immerhat derLandtagmiteinerdringlichenAngrage

begonnen ,dannist sofortdie BeantwortungderAngrageunddieDebatte
gefolgtunddamist die Sitzunggechlossenworden .DerWienerFortbildungs
schulrat hat dem Pandtag sein Budget zur Genehmigungunterbreitet under

dürfteeigentlich,solangederLandtagdie Genehmigungnnichterteilthat ,
keinen Groschenverausgaben ,das heisst praktisch ,die Schulenmüssten
gesperrt und die Ausbazahlungder Gehälter eingestellt werden .DerLandtag
aber sabotiert die Tätigkeit des Fortbildungsschulratesundseineeigenen
Aufgaben . Ererledigt den Voranschlagnicht undderFortbildungsschulrat
wirtschaftetimRahmendiesesVoranschlageslüstig darauflos ,dabei
immerriskierend ,dass dr Voranschlagüberhaupt nicht oder nicht inder
FormgenehmigtwirdunddassdievonihmgetroffenenEntsheidungenalle
hinfälligwerden.DasbekümmertaberdieHerrschaftenimLandtagnichts.
Dannsteht aber auch auf der TagesordnungdesLandtages eineGesetzes - ¬
vomlageüber Kanalanlagenund Einmündunggsgebühren ,eine ebensowichtige
Sache ,derenEntscheidungdrängt .Auchhierumkümmertmansichnicht .Das
heisst ,der Landtagvernachlässigt bewusstund bearrlich dieErfüllung
seinerGesetzesaufgaben.DiesesSshauspielwollenSiederBevölkerungweit
weitervorführen ,in einerZeit ,in dermitsehrviel Rechtundauch
wieder mit Unrecht gegen die verfassungsmässigen Institutionen der Demo¬

krasieSturmgelaufenwird .SieliefernallenGegnernderparlamentarischen
EinrichgungendaswillkommendsteundtreffendsteMaterial für ihreAgi¬
tationindieHand. WasSieinden1Landtagesitzungengetanhaben,undviel
lei chtbeabsichtigen,in weiterenLendtagssitzungenzutun ,is nichtdie
Wahrungdes Ansehensdes Landtags ,nicht die ErfüllungIhrer Pflichtenals
Gesetzgebersonderndas ist schamloserMissbfauchundelendePamagogie ,
Schändungdes Landtages .( Lebh .Beifall . d .Chr. - Zwischenrufeb .d .Soz. )
Sie führendieses Schuapielauchnacheiner anderenRichtunginmiss¬
bräunhlicherArtauf .NachderVerfassungdesLandesWienkannbeieiner
Anfragebezw .in derDebatteübereinesolchedereinzelneRednernur
20 Minutensprechen .DerReferent nimmtsich heraus - gesetzlichkannman
dagegennichts unternehmen -ich eineinhalbStundenaufallemöglichen
mit der Sachein gar keinemZusammenhangstehendenGebietenzuergeheh
undsichso einePositionzuschaffen ,in derer kaumangegriffenwerden
kann .Dennes ist selbstverständlich unmöglich ,dass ein Rednerin 20Minu¬
tenauchnurimTelegrammstilwiderlegenkann ,waseinReferentuntermiss-¬
bräanhlidhørAusnützungseinesVorrechtesin eineinhalbStundenzum
Vortragbringt .AuchdasdienstkeineswegszurErhöhungderAnsehensdes
Tandtags ,sondernträgt dazubei ,dassshliesslichauchdieserLandtag

in der Achtung der Bevölkerung sinkt und untergeht in dem Sturm ,der gegen

dieparlamentarischenKörperschaftennunmehrlosgebrochenist(Zwischenrufe).261
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Es wirdhier mit Freudeeine Redezitiert ,die imhimJahre 1916gehalten
habegelegentlichder Einführungder Lustbarkeitsabgabe .DieHerrschaften
wergessennur ,dass zwischendmmisundheute eingewaltiger
Unterschiedbesteht(Zwischenrufe.- Abg.Papanek: DamalshabenSiedieMehr¬
heit gehabt ! )Damalswaren die Hoftheater eine Angelegenheit derZivilliste
und der Abgang der Hoftheater musste aus der Zuvilliste des Kasers be¬
stråtten werden .Die Steuerträger wurden danit in keiner Weisebelastet .
HeutemussaberdasDefizitderehemaligenHoftheater ,derheutigenBundes¬
theater ,aus Steuergeldernzu Lastender Allgemeinheitbestritten werden :
Manvergisst,auch festzustellen ,wie es eigentlich zu der jetzigen Ent¬
scheidung gekommenist .Ich habe - unddas zitiert Dr .Danneberg nicht -wie¬

derholtimLaufederJahre ,wenndieLustbarkeitsabgabezurDebattege¬
standen ist ,auf die Unhaltbarkeit dieser Einrichtung verwiesen undes
liegenja sucheine ReihevonAbänderungsanträgenvor ,die dergeschäfts¬
ordnungsmässigenBehahdlungzugewiesen ,aber niemalsgechäftsordnungs¬

mässig behandelt werdensind . Dr .Dannebergwüsste wissen ,dass Aall- ¬
jährlichimBudgetausszhussdesParlamentsbeiBeratungdesKapitels
Bundesthe ,ter aus den Länderndie schwersten Angriffe erheben werden ,in
demmanerklärt ,die Bundestheater sind eigentlich nur ein Interesse der
Bultur und des Fremdenverkehrs der Stadt Wienund wie kommendie Länder
dazu ,womansih oft in sinemganzenLebenden Besucheines solchenThea¬
ters nichtleistenkann ,mitIhrenSteuernzurDeckungdiesesDefizits
beizutragen .IchundandereApgurdnetemeinerParteihabenimmerdarauf
verwiesen,dasses nichtangängigist ,einensolchenStandpunktgegenüber
denBundestheaterneinzunehmen .Schliesslich ist das Interesse derStadt
Wien ,das wes in kultureller und wirtgahaftlicher Hinsicht an denBundes¬

theaternhat ,in irgendeinemZusammenhangaucheinInteressederübrigen
BewohnerschaftderRepublik .Undes hat geradeauchmeineParteiimmergegen
solche Anträge ,die gestellt worden sind ,Stellung genommen und dafür

gestimmt ,dass ddas Defizit der Bundestheater vomBundübernommenwird .
Dabeiist immerwi der mit besonderemNachdruckdaraufverwiesenworden,
dass ,wennschondie Gesamtheitder Republikfür das Defizit derBundes¬
theater ,die in erster Linie ein eminentes Lebens -und Kulturinteresse der
Stadt Wien sind ,aufzukommen hat ,es doch unzulässig ist ,dass die Gemeinde
WienausdiesenihremVorteilnocheinenfinanziellenVorteildurch
Einhebungder Lustbarkeitsabgabesich sichert . Manmussgestehen ,dassdie-¬
ser Vorwurf wenigstens optisch ausserordentlich viel für sich hat .Die
emeinde hätte mit dieser Tatsache längst schon rechnen sollen .Wirhaben

Sie hiezuwiederholtaufgefordäbrt .Esist nuneinmalfür dieBewohner
der anderen Lämder ,für die Stærträger ,aufreizend ,dass sie fürdas
MillionendefizitderBundestheatermitaufkommenmüssen ,ohneunmittelbar
aus der Tätigkeit der Bundestheaterirgendeine Wirkungoder einenGenuss
finden zu können und dass die Gemeindediese Theater auxh nochzum
Steu robjekt macht .Nunkommtder Hinweisdarauf ,dass die Steuernichtd
von den Besuchern eingehoben wird .Das ist wahr ,geschieht aber ineiner
sehr verschleierten Form .Ich bin demReferentensehr dankbar ,dass erauf
Parisverwaesanunderzählthat ,dassxesin ParisimTheaterzweiKassen
gibt ,die eine,womandie Tneaterkartebezahlt ,unddie andere ,woman
seinen Tribut an die Gemeinde Paris entrichtet .Gort besteht einvoll¬
ständigklares Verhältnis .UntereinemsolchenVerhältniswürdewahrschein¬
lich auch ddn den Theaterbesuchern und von der ganzen Oeffentlichkeit die
Lustbarkeitsabgabeder Stadt Wienandersbeurteilt werden .DerFariser



RATHAUSKO IA SPO E NZ
XVII .Blatt

Herausgeberundverantw .Redakteur :
er nbFRANE.XAVERFRIEDRICHWien ,am

weiss ,jetzt zahle ich demTheaterdirektor ,waser verlangt ,undjetzt
zahleich bei der anderenKassemeinerGemeindeals Strafe ,alsBusse
oder unter welchem Titel immer ,dafur ,dass ich mir diesen Luxuserlaube .
Wir könneen also einen solchen Versuch auch unternehmen .Aberdagegen
sträubenSie sich mit aller Entshiedenheit .Sie wünschennicht ,dassdie

Lustbarkeitsabgabe separat eingehobenwird ,ja Sie verbieten essogar .
Als wir in Uebereinstimmung mit der Genossenschaft der Gaswetirte ver¬
langt haben ,dass den Wirten erlaubt werden soll,mdie Nahrungs -undGe¬

nussmittelabgabeuntendazzuzuschreiben,habenSie erklärt ,dasseiein
strafbarer Tatbestand ,der nicht gedulder wind .Sie wollen also ein
reinliches Verhältnis nicht haben .Sie wollendas OdiumdemEinhebenden
überlassen und den Verteil selbst einsacken .Aus diesem unsauberen Ver

74hältnis heraus ,sind alle /Stimmungengekommen ,unter denen auchdiese
VerordnungdasLichtderWelterblickthat (Zwischenrufe) .Siehabeneinen

Vergleich zwischender Lustberkeitsabgabe und derWarenumsatzsteuer
gemacht .DieWarenumsatzsteuerist erstens eine Steuer ,die derbetreffende
Unternehmerseparatverrechnenkann .Sie selbstvwerdenhäufiggenugRech¬

nungengesehenhabenundsarunter at steht . . St .seundsoviel
prozentiger Zuschlag ,sodass der betreffende Konsumentweiss ,was eran
Warenumsatzsteuerzu zahlenhat .EntrüstenSie sich dochnicht soüber
die Warenumsatzsteuer,woSie dochihre Mitkompagnonssind .Siebeziehen
doch 4o Prozent davon .Wenn Innen also die Warenumsatzsteuer gar so zu¬
wider ist,können Sie das tun,was ich wiederholt gesagt habe :Vernichten

o Ia erlerkSieausschärfstemProtestgegendieWarenumsatzsteuer .( Lebh.Beifall
bd .Chr. - Lebh.Zwischenrufe. -Abg.JalkolzisIstdasnichtDemagogie?-Abg.
Papanek :Dasist Verlegenheit ! )Wasder Referent sonst nochanAbson- ¬
derlichkeitenvorgetragenhat ,dieabermehrsolcheseinerVergleichs-¬
fant asie sind ,so erübrigt es sich ,daxauf zu erwiederfi .Ich für meinen

Teil will heute zu dr Frage der beiden Vererdnungender Regierungnur
insogerneStellungnehmen ,dass ish feststelle ,dass natürlich gewiseVer¬
einbarungenünter anderenVerhältnissengemachtwordensind ,als sieheute
bestehen .Die Gewährleistungsklausel ist zu euner Zeit gegebenwordem,
wokein Menschdaran denkenkonnte ,dass die Erfüllung dieser Klauselauch
nurentferntunFragekommenkönnte .( Lebh.Zwischenrufe). -GR.Papanek:
Warumhat mnsie danngenacht ?]Sie kennen ,ja die Begleitumständenicht
unterdenendieseKlauselgeschaffenwordenist .Tatsacheist ,dasssich
auch der Bund in schwerster flinanzieller Bedrängnis befindet unddass
er natünlich auchauf seine eigene BudgetgebarungBedachtnehmenmuss .
Es bleibt dannnochdie Fragezur Untersuchung ,ob die finanzielleBe- ¬
drängnis ,in diedieGemeindegeratenist ,zurückzuführenist ,aufdie
finanzpolitischenMassnahmendes Bundesoder nicht auf dieBetreuung
und Bewirtschaftung der Gemeindeeinnahmen und des Gemeindevermögens durch

dieMehrheithierindiesemSaalWirhabenesIhnenSftgenuggesagt ,dass
Ihre Finanzwirtschaft eine solche ist ,die in erster Linie die Kuher¬

schäägt ,diedieMilchgibt .Siehabensichumalle dieseKritik ,die
manan der WienerFinanzwirtschaftgeübt ,' nichtentfernt gekümmert .Es
waral les in denWirringesprochen.Ichgebezu ,dassnundie Gemeindeschon
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in eine unangenehmeundschwierige Lagegekommenist,als es jenewar ,
die Stadtrat Breitner als Grundlggeseiner grossartigen „Investitions -¬
tätigkeit "undseiner"sozialpolitischenMassnahmengenommenhat ,
St . R.Breitner der rechtzeitig mit einer guten Witterungdenweiteren
Gangdr Dingeerkennensich zurückgezogenhat .Wirverstehensehngut ,
dassdieSituationdesDr .Dannebergjetzt eineandereist ,AberwerA

sagt ,mussB .sagen undwie die Kinderdie Sündender Väter zubüssen
haben ,mussDr .Dannebergdie SündenseinesVorgängernunddieSunder
der Politik ,die vorher gemacht worden sind ,heute büssen( Zwischenruf
b .d .Mehrheit:MazedonischeKultur ! )RedenSievondermazedonischenKultur
nichtDennwennSienichtanderLeinegewesenwären ,hättenwirdie
mazedonischeKulturin unverhüllterFormheuteschon .VergessenSienicht
die Methoden ,die Sie schonimPaufIhres Lebensangewendethaben ,
dieMethodenIhrerPartei ,diesichvondenenin Mazedoniendurchaus
nicht unterschiedenhaben . Esist heute das Wort" Heuchelei "ausge¬
sprochenworden. WennSieheutedenVersuchunternehmenwellen ,sichvon
MazedoniernodervondenAbruzzenbewohnernunterscheidenzuwollen ,sodas
ist - dieerbärmlichste Heuchelei von der gesprochen werden kann ( Lebh .Beifal
b .d .Chr. )

Abg. Fr .MotzkebemerktyderReferenthabeauchandie
ppositionsgruppendiesesHausesappelliert ,dassdiedieSorgen

mittragen sollen um die verschlechterten Bedingungen in der Einnahme - ¬
wirtschaft der Gemeinde .Wirsind vor 14 Jahrenin dieses Hausmitdem
hrlichenWunschgekommen,imRahmenderVerwaltungmitzuarbeiten.267
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Sie aber haben gegen die Wiener Bevölkerung einen furchtbaren Drei¬
frontenkrieg geführt ,einen Wirtschaftskrieg ,einen Kulturkriegund
einen Soziaäkrieg .Die ganz grosse Linie Ihrer Verwaltungwarder
VernichtungskampfgegendiebodenständigeWienerBevölkerung.VonAnbe¬
ginn Ihrer Verwaltungan habenSie versucht ,die Wirtschaftskraftder
bodenständigenBevölkerungzu unterhöhlen Zuerst habenSieversucht ,
alles zu kommunalisieren ,die zweite Etappe Ihres Vernichtungskampfes
wardanndie SchaffunggemeinnützigerAnstalten ,die dannmitungeheuren
Defiziten heruntergewirtschaftet worden sind .Die grossen Gemeindeauf¬
träge haben Sie Ihren Liebkinder zugeschanzt und auf diese Weisedie
PrivatwirtschaftausderKonkurrenzgedrängt .IhreAusgaben-wirtschaft
ist bewusstfalsche ,volksfeindlicheWegegegangen.In derFürsorgehaben
SiemitungeheurenSummenSchauobjektegebaut ,Siehabendamitsogarin
SüdamerikaPropagandagemacht ,aberdie Bevölkerungist dabeiimmerärmer
geworden und heute muss sich im Schatten ihrer Fürsorgepaläste dasElend
der Bevölkerungverbergen .Sie habendenrücksichtslosestenKulturkampf
gegendie katholische Caritas geführt ,Sie habenin den letzten 14Jahren
jeglichen Kulturwertdes bodenständigenVolkeszurstört .Sie habendie
Bottlosenbewegung,denFreidenkerbundgrossgezüchtet ,währendSiedie
Caritas und die katholischen Schulanstalten w in der unerhörtesten Weis
besteuerthaben .IhreAusgabenwirtschaftwareinfortlaufenderMissbrauc
öffentlicherGelderunddaherkönnenSie vonunsnicht verlangen ,dass
wir an Ihrer Einnahmenwirtschaft ein Interesse haben .WasIhre Kulturbe¬
griffe sind,habenwir jetzt gesehen ;in städtischen ObjektensindWaffen
eingelagert ,Ihr Schtzbundist bewaffnet ,denSie,wennSie es auchimmer
ableugnen ,in städtischen GebäudenLokalezur Verfügunggestellt haben .
Zwischen Ihrer Verwaltung und der Bevölkerung ist ein unüberbrückbarer
Gegensatzentstanden .Demersten Schritt der Bundesregierungwerdendaher
noch weitere folgen .Die Geschäfte in der Inneren Stadt sind infolge Ihrer
übersteigerten Wohnbausteuer im Sterben ,die mittleren Betriebe imGast¬
gewerbegehenunter Ihrer Nahrungs - oderGenussmittelabgabezugrunde .Diese
Leutewerdenauchzur Regierungkommenundbitten ,ihnen das Lebenmöglich
zumachen.( BtantaatDr .Danneberg:KeinMenschglaubtIhnendiesenSchwin¬
del AndauerndeZwischenrufebei den Sozialdemonkraten )Es wird derTag
kommen ,an demwir ein freies Oesterreich und eine freie Stadt Wienhaben
werden( Beifallbei denChristlichsozialen -Rufebei denSozialdemokraten:
Neuwahlen ! )Und es wird der Tag kommen ,da ein Regierungskommissärins

Rathauskommenwird( LebhafteZwischenrufebeidenSozialdemokraten );wir
grüssendie katholischenMänner, die diesenFreiheitskampfführen ,wir
grüssendie Männer ,die uns den Wegin die neueZukunftweisen .( Lebhafter
Beifall bei denChristlichsozialen . -AndauerndeZwischenrufebei denSo¬

zialdemokraten). AlsnächsterRednerführt Abg. Dr. Hanke( . . )aus ,die
Nationalsozialisten hätten von den Sozialdemokraten mehr erwartet als
einen feierlichen Protest .Uns Nationalsozialisten ist es nicht gleich¬
gültig ,wasin WiengeschichtundwirsindderMeinung,dassdiegegen¬

wärtige Regierung kein Recht hat ,in die Rechte Wienseinzugreifen .
Wirhabenschonanläslich der Budgetdebattedaraufaufmerksamgemacht,
dassderVoranschlagderWirklichkeitnichtentsprechenwerde .Waswir
vorausgesagt haben ,ist jetzt eingetroffen .Wir müssenauf eineKlärung
der Lagebestehen ,da der Voranschlaginfolge der rückgängigenSteuer .
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eingänge nur mehr ein Fetzen Papier ist . D
Frage der Befreiung des Burgtheatersund
abgabeunderklärt ,dass geradebeidiesen
diePflichthätte ,verschiedenenAufgabennachzukommen .DieheutigeRegienung
nennt sich eine christlich - nationale unda

er Rednerbehandeltdanndie
der OpervonderLustbarkeits¬
zwei Instituten derBund

gerade deswegenhättesiedem
BurgtheaterundderOpergegenübergrosseAufgabenzuerfüllen .Wirhaben
erwartet ,dassin derheutigenLandtagsitzungdieSozialdemokrateninsbesonde¬
re gegen das Streikverbot Stellung nehmen werden .Wir wurden in unseren
Erwartungen getäuscht .Solange nicht eine nationalsczialistische Wirtschafts¬

ordnungbesteht ,ist der wirtschaftliche Streik notwendig . Hingegenbekämp¬
fenwirdenpolitischenStreik ,weilwirnichtdieAbsichthaben ,dieMacht
des Marxismuszu stützen .Deutschlandhat bis heutekein Streikverbot ,dafür
aber wurdenSchutzbestimmungenfür Arbeiter undAngestelltegeschaffen .
DieMationalsozialistisheRegierung' utschlandsgehtdenzielbewussten
Weg ,ündemsie nämlichdie wirtschaftlichen Ursachendes Streiksbeseitigt .
Herr Minister Vaugöanhat die Nationalsozialisten unddieSozialdemokraten
auf eine Stufe gestellt undich glaubewir sind einer Meinung ,dass wiruns
dagegenzur Wehrsetzen .HerrVaugoinhat dochkeineAhnung ,waswir
Nationalsozialisteneigentlichwollen .WirverfolgenmitvielInteresse
die Politik der Mchrheit dieses Hauses ,aber wir horchen vergeblich auf
die Marschtritteder Arbeiterbatailloneundwir sind neugierigdarauf ,
welchenWegSie gehenwerden ,ob Sie weiter kuschenwerdenoderaufmucken.
Wir Nationalsozialisten fühlen uns sehr wohl ,weil wir unbeirrt durch die

Aktionender gegenwärtigenRegierungden Weggehenwerden ,der unszum
Ziele führen wird .Wir können warten ,weil wir die stärkeren Nervenhaben
weil wir dic Jüngeren sind . Eswurde hier auch heute von einemRegierungs¬
kommissärfür Wiengesprochen .Diesogenanntechristlich -nationaleRegie¬
rung hat aber keine Berechtigung ,einen Regierungskommissärfür Wienzudbe¬
stellen ,weil es in Wiennur Mationalsozialisten und Sozial demokratengibt ,

aberkeineChristlichsozialen.WirwordenunsdahergegendieEinstzung
eines Regierungskommissärszur Wehrsetzen .( Beifall . . Nat . ) .

Abg .Dr .Werhisch ( chr . )führt unter anderen aus ,die sozial¬

demokratische Gemeindeverwaitungvon Wienhabe die ganze Zeit hindurch
eine rein bolschewistische Politik betrieben .Das Wirtschaftsleben Wiens
wurde vernichtet ,was schon daraus zu ersehen ist ,dass im Voranschlagfür
1923 die Wohnbausteuermit ' 3Millionen S präliminiert wordenist ,der
Ertrag im Jahre 1929bereits mit 36 ' )Millionenausgewiesenist .DieFür .
sorgoabgabe ist für 1923 mit 17 ' 7Millionen S präliminiert worden ,für das
Jahr1929wurdenalsErtragnichtwenigerals7915MillionenSausgewiesen.
Die Nahrungs -oder Genussmittelabgabeist für 1923mit 3 MillionenSprä¬
liminiert worden ,ihr Ertrag war im Jahr 1929 bereits 17 Millionen S .
So darf es Sie denn nicht wundern ,dass die Wiener Bovölkerung vonIhrer
Verwaltungnichtsmehrwissenwill .( Beifall. . Chr. )

Abg .Holaubck( ehr . )Tührtanter anderemaus,nichtdiebürger
lrchenParteienhabendieDemokratiein Gefahrgebracht,sondernlediglich
die Sozialdemokraten .Diesen sei die Demoknatieimmernur ein Mauhänge¬
schild gewesen ,sie haben immermit demGedankender Diktat urgespielt
die Sie aber nie erreichen konnten .Wassich jetzt vollzicht,habeneinzig
undallein die Sozialdemokratenzu verantworten .ImWienerRathauswurdenur
Machtpolitikbetrieben ,das WienerRathausist zu emnerParteizentraleder
sozialdemokratischenParteigeworden.

269



RATHAUSKORRESPONDENZ
XXI ,Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICHWien ,am

DieChristlichesozialenhabenimmerdie Staatspolitiküber
die Parteipolitik gesetzt .Wir haben nun gutzumachen ,was dieunsinnige
Wirtschaftspolitik der Sozialdemckratenwerdorbenhat .Wirvertrauen
auf den BundeskanzlerDollfuss ,müssenaber immerdarauf aufmerksammachen
dassdie Sozialdemokratendaranschuldsind ,dasses zusolchenZuständen
gekommenist .( Beifall . d .Christl . so. z)

Abg .Dr .Riehl ( nat .soz . )führt aus ,der Genosse
DanneberghabemitkühnemrevolutionärenElanin langatmigenjuristischen
Ausführungennachgewiesen ,dass es nicht angehe ,mit demkriegswirt¬
schaftlichen ErmächtigungsgesetzeGesetze ,die aus demJahre1931
stammen ,abzuändemundabzuschaffen .E o DDr .Danneberg ,der
Vertreter ,einer Partei ,die noch bei den letzten Wahlen 12Prozent

derStimmenaufsichvereinigthatundinWienweitmehkalsdieHälfte
aller Stimmen ,die jahrelang darauf hingewiesenhat ,dass sie ihre
Massenauf die Barrikaden führen werde ,wennes jemandwagt ,dieVerfassun
diesesStaatesanzugreifen ,erinnert lebhaft an eine Figuran derKlage¬
mauerin Jerusalem .DieSozialdemokratenwerdensicherheutedasHelden¬
stück fertigbringen ,mit kompakter Majorität zu beschliessen ,dass der
Wiener Landtag eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof einreicht .
( Heiterkeit bei den Nat .soz . )Wenneine politische Partei vonder
Grössedersozialdemokratischenin einemMoment,woderunverblümte

Absolutismusin Oesterreich herrscht ,nichts andereszusammebringt
als eineKlagebeimVerfassungsgerichtshof,die möglicherweiseimSeptem¬
ber verhandelt und bei der gegenwärtigenZusammensetzungdesVerfassungs-¬
gerichteshofeswahrscheinlichabgewiesenwerdanwird ,dannist derVer¬
gleich :Dannebergan der WienerKlagemauernichtunberechtigt .

In meritorischer Beziehung muss die Abschaffung derLust¬
barkeitssteuer gerade bei den Staatsbühnen als ein Kulturaktbezeichnet
werden .Es ist nicht nötig ,dass Dannebergseine talmutfistischeAus- ¬
legungskunstan dieser Frage zeigt ,dennauch dieRegierung Le
ist sicher nicht der Meinung ,dassdieseFragemit Jurisfprudenzoder
Staatsrecht etwas zu tun habe .Sachlich ist aber diese Abschaffungberecht

denn die Lustbarkeitsabgabe bewirkt sicher eine Abwanderung vonBesuchern
besser bezahlter Plätze zu niedriger bezahlten .Wennmanhier denKlage- ¬
gesangdes Dr .Dannebergüberdie VerfasungsschwierigkeitendiesesJammer¬
staates angehört hat ,dannmussmanumsomehrAdolfHitlerbewundern,
der die fortwährendenStreitigkeiten zwischenZentralismusundFöderalis-¬
mus ,mit denen die sogenannte deutsche Revelution nicht fertig geworden
ist ,miteinemFederstricherledigt hat .( LebhafterBeifall beiden
Nat .soz . )Währenddie Soziåademokretensichdarüberaufhalten ,dassdie
Regierungdie Feier des 1 .Maiin der bisherigen Fermnicht duldenwill ,
verbieten sie der Wipag ,unsere Ankündigungen für unsere Mai - Feierüber¬

haupt anzubringen .Wenn,Sie derartige Pinge tun ,dürfen Sie sichnicht
darüberbeschweren,dassmangegenSieso vorgeht .UeberdieVerondnung
der Regierung ,durchdie entgegendenausdrücklichenBestimmungender
Verfassung die Gehälter und Pensionen der Bundesbahnangestelltenver¬
schlechtert worden sind ,sprechen Sie kein Wort .DieInnsbruckkr - Wahlen
habenWIhnen gezeigt ,woherder Windbläst .Wirsind stolz darauf ,
dass der Mann ,der das deutscheReichunddas deutscheVolkmitsicherer
HandausdemSumpfeherauszäåhtundzu seiner glerreichenHöheempor¬
führt ,aus unseremösterreichischen Volke stammt .Wir sind stolz darauf ,
dasswirDeutschösterreicherdenManngestellthaben,derdasdritteReich270
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erstehenlassenwird ,in demwir Deutschösterreicherdie Rollespielen
werden ,die uns die Geschichte zugewiesen hat .Heil Adolf Hitler !

(LebhafterBeifallbeidenNat .soz .- AnhaltendeZwischenrufebeidenSoz .dem .)
AbgeordneterDr .Arnold(christl .soz . )bemerkt,man

müsse sich die Frage vorlegen ,wie es zu der Selbstausschaltung desPar¬
lamentes gekommenist .Dr .Renner scheint bei der Niederlegungseiner

Stell ;keinKonzeptgehabtzu haben ,er scheintwirklichnurderalteHerrgewesenzusein ,demdie rx ganzeJeschichtezudummwar.
DieSozialdemokratenverlangenfortwährenddieWiederherstellungver-¬
fassungsmässiger Zustände .Im Rathaus beruft aber der Bürgermeister
dreiMonatekeineGemeinderatssitzungeinundmacht,waserwill .
Ist dasdie vielgeprieseDemokratie ,als derenAnwälteundVerfechter
Sie sich aufspielen ?Es ist ein Skandal sondergleichen ,dass der Vor¬

anschlagdesFortbildungsschulratesfür1933nochimmerzurDiskussion
steht undvielleicht nochamSchluss des Jahres dazuverwendetwerden
wird ,umKonfiszierteStellenausderArbeiterzeitungzuimmunisieren .
DieRegierungist nicht dazuda ,denFehlerdes Dr .Rennerzukorri¬
gieren .Die Stimmungdes Volkes ist eine ganz andere als Sieglauben .
( Rufebei den Sez .dem .und Nat .soz .: Neuwahlen! ) DiesemParlament
hatinWiennochniemandeineehrlicheTränenachgewweintundIhre
TränensindKrokedilstränen .( Beifall bei den .Christls .zoz . )Bundeskanz-¬
ler Dr .Dollfussgibt unsdie Bürgschaftdafür ,dasser gründlicheArbeit
leistet ,unddabeiwirdesbleiben ,undwennSiesiehaufdenKepfstellen.
SiebeschwerensichüberdieKürzungenderEinnahmendurchdieNetverord-¬

rungen .Sie haben 1923118 Millienen Schilling Einnahmenpräliminiert ,
die imnJahre1929auf521Millionengestiegensind .DaswarendiefettenJahre ,womanmitdenSteuergeldernsorechtprassenkonnte.Dashatnatür

lich dazugeführt ,dassdurchganzOesterreichderRufgeht/ :in Wienwird
mit den Steuergeldern verschwendet und geprasst .( Zustimmungbei den
Christ. soz.) /AnhaltendeZwischenrufebeidenSoz .dem. )Esist vonder
rechtenSeitediesesHausesdieFrageaufgeworfenworden,obGeistliche
überhauptineinemöffentlichenVertretungskörpergehören.AuseinerNumme
des"Kampfrufes"vomFeberdiesesJahresgehthervor ,dassimpreussischen
LandtagdreiPriestersitzen;natürlichsinddasprotestantischePastore.
( LebhafteZwischenrufebei denNat .soz . :Sie sind kein Priester !)
DerKIPirchegger ,denseinBischofsuspensfierthat ,dasist EuerPriester ,
weil er ein Nazi ist .( Anhaltende lärmende Zwischenrufe bei denNat . soz . )
Esist hier auchüberOesterreichgesprochenwoden .Unskannmandas
Deutschtumnicht absprechen .Wirsind Peutsche ,aberdie Preussensind
aufgenordete ,sind angelernte Deutsche .Wirwellen uns wedervondenJuden
und Sozi ,noch von den Preussen in den Sack stecken lassen .Wirsind
deutsche ,katholischeOesterreicherundwollenes bleiben .HochOesterreich
( LebhafterBeifall bei den Christl . soz .- AnhaltendeZwischenrufebei
denNat .soz .)

AbgeordneterStöger( christl.soz.)weistdaraufhin ,dassder Finanzreferentdie Dingeso dargestellt habe ,als ob dieGemeinde
angehörigen in der Vorkriegszeit unter der Last förmlich zusammengebrochen
seien ,währendheutenur Gehässigkeitgegendas WienerRathausvoneinem
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redenkönne, .DerFinanzreferentmögenureinenSpaziergangdurchdie
annereStadtmachenundsichdieFragevorlegen,warumdieZahlderlerr¬
stehenden gressen Wchnungen und besonders der leeren Geschäftslokale

nachderErhöhungderWohnbausteuersosrunghaftgewachsenist .Die
Wohnbausteuerist dinTeildermarxistischenWohnpoliktik,einTeil
der „ sachedes grossen Unglücksvon Wien .Tatsache ist ,dass dieGe- ¬
meindeWienseit 1923umweitmehrals 1 MillionenSchillingreicher
gewerdenist ,ohneder WohnungsnotbeikommenunddieArbeitslosigkeit
mildernzu können .Es sind Steuergelderin unverantwortlicherWeise
verpulvertwerden.MachenSieSchlussmitderVerpulverungderSteuer-¬
gelder ! Zu demschändlichen Missbrauch ,zu demSie dieses Hausver¬
wenden ,wirdunsniemandhabenkönnen .( Beifallbei denChmriitl.soz .)

Abg.Dr .Suchenwirth(nat. soz. ) bemerkt ,weder
die Christlichsozialen nochdie Sozialdemokratenhätten ein Recht ,sich
gegenseitigdieSchuldzuzuschieben,dennseit 1918habensiegemein¬
samStaatundVolkzugrundegerichtet.(AnhaltendelärmendeZwischen-¬rufebeidenChristlsoz .undGegenrufebeirdenNat. soz.IndemLärm
sinddieAusführungendesAbgeordnetenSuchenwirthzumgrossenTeilnichtvernehmbar. )
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Abg.Dr .SuchenwirthsetztsodannseincAusführungen,
vonständigenZwischenrufenderChristlichsozialenunduntergrossem
Lärm fort ,indem er ausführt :Oesterr ich war einmal ein stolzes Macht¬

faktor ,Siewollen,dassoseinneutralerBottelstahtist ,ainStaat,
derseinenEinflussaufgibt ,einStaat ,derkeingZusammenhangmitdem
DeutschenReichhat (ZwischenrufeundgrpsserLä ) HerrKunshak,schwei¬
genSie ,oswäregut ,wennSieeinmalendgültiginPensiongchenwürden
(Lebh. Beifall. d .Nat. )-AndauerndelärmendeZwischenrufe. . Chr. ABg.Dr .Motzko:SielebenvonLügenundGenmeinheiten . -AndauernderLärm):
Sie habendenösterreichischenStaataufdenHundgebræht ,Siehabendie
österr .Bevölkerungin demUrteil der ganzenWeltherabgesetzt(Andauornde
lärmendeZwischenrufe )Sie werfenauf die deutschenBrüderSteine . Dr.
Arkoldweissoffenbarnicht ,dassderMaltheserRitterordenPreussenbe¬
siedelt hat ,daswarenandereMenschenals wieHerrDr .Arnold ,einøPriester
zumAbgewöhnen .( Lebh .andauerndeZwischenrufeundLärm .Abg .Uobelhör :Sie
sindein Musterbeispilfür IhreRassentheorie. -AndauernderLärm) .DerSchat¬
tenHitlerswirdunshierin Oesterrichlieberseinals alleRegierungen,
dieSieunsnachdemUmsturzbescherthaben.WirNationalsozialistenblicken
mit Stolz undZuversichtins DeutscheReich ,da wir sehr genauwissen ,
dassDeutschösterreichtrotz al ler IhrerSemügungenein Bestandteildes
deutschenReichesseinwird( Lebh.Beifallb .d .Nat. -AndauerndeZwischenrufe
undLärm. - Abg.Uebelhör :ZumAbg. Dr.Suchenwirth:WobleibtEureRassenthee¬
rie ?-AnhaltendeZwischenrufe).

St. . Dr.Dannebergbemerkt,erwollesichnichtindenStrei
der Antimarxosteneinmengen ,deren Zeugedas Hausnunist ,sondrnsich
nur mt der Sache beschäf tigen .Abg. Kunschakha behauptet ,es sei ein
MissbrauchdesLandtages,dassnunschonh Sitzungenstattgefundenhaben,
ohnedassmenzurTagesordnungkommt,Er scheintsichdie Sachenicht
überlegtzuhaben .Wannsollte derLandtagzusaumentreten ,wannnicht ,
dann ,da er ein Lebensrechtder GemeindeWienzu veréeidigen habe ?DieFort
setzungderAngriffe ,umdieFinanzenderGemeindeunddesLandesWienzu
zerstören ,ist ein aus erordentlich wichtiger Punktder Tagesordnung ,sogar
wichtigerals die anderenTagesordnungspunkte( Lebh ,Beifall . d .Scz . )
Eszeigt dasoffenbarnur ,dassdie Wienerchristl .Partei dochkeinsehrgut
Gewissenin dieser Fragehat ,da sie einer Diskussionüber diese Dingebishe :
ausweichenwollte,heuteallerdingsBekenntnisabgelegthat ,diesichdie
WienerBevölkerungsehr wohlmerkenwird .( Lebh .Beifall . d .Soz. ) Abg.
Kunschakwarin diesserBeziehungausserordentlichzurükhaltend. Erhält
offenbarnochirgendetwasaufseinenRufals altercDemokratunderhat
die BekenntnissezurneunZeit nichtso abgelegtwieseineKlubkollegen .
Deshalbwarenseine Aeusserungenaber nicht wenigerunrichtig . Erhat
uinreden wollen ,im Jahre 1917 ,als er seins Rede über die Theaterhielt ,
seien es Hoftheater gewesen und ihr Defizit sei dem Stac nichts angegangen .
Er irrt da sehr ,denndas Defizit der ehemaligenHoftheater ist ausder
Zivilliste gestrittenwordenunddie Zivilliste standimStaatsbudget,
daswarenalsoSteuergelder. Esist sehrprimitiv ,unsheuteeinrdenzu
wollen ,dass die Theater durchirgenceine Geldspendeder Habsburgererhalten
worden seien .Es waren auf indirektem Weg :Staatstheater ,nur unter Umständen ,
die einen wirklichen Einfluss des Staates auf dic Theater unmöglichgemacht
haben . Esist eine sonderbare Auffassung von einer Steuer ,wennAbg . Kunghak
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gemeinthat ,dieLustbarkeitsabgabestelle sichförmlichals eineStrafe
für diejenigen darm die ein Theater besuchen .Da könnte manmitdemselben
Recht sagen ,die Hauszinssteuer sei eine Strafe für das Wohnenunddie
Einkommensteuereine Strafe dafür ,dass jemandein Einkommenhat .Diese
Argumentationist nur aus dr Suchfentstanden ,die Gemeindesteuernherab¬
zusetzen ,geht aber vollkommendaneben .Wennwegender GewährleistungAbg .
Kunschakgemeinthat ,diese Klauselsei in einer Zeit gemachtworden ,in
der mannicht im Entferntesten daran gedacht hat ,dass sie eineprak¬
tische Bedeutung gewinnen könne ,so wäre das eine schöneGesetzgebung ,
dieihreGesetzenurzudemZweckemacht ,dasssie niemalsGeltungerlan¬
gen sollen unddie ,wenndie GesetzeGeltungerlangemdiese Gesetzewieder
abschaffde .Die Gewahrleistung ist in einem Augenblick gemacht worden ,
indemder Bunddie Abgabenteilungdurch Einführungdes Präzipuumseinsei¬
tig für sich geändert hat .Dieser Grundbestcht heute noch und daher ist es
ungeheuerlich ,das Gegengewichtgegendiese Wirkungdes Präzipuumsabzu¬
schaffem ,wie es der Bundgetan hat ,Abg .Kunschakhat dann mitleidig oder
frohlockendgemeint ,ich büssenurfür die SündendesSt . R.Breitner .Dazu
habeich zusagen ,dassertensBreitnerkeineSündenbegangenhat ,unddass
ich zweitensnichtsbüsse .GelegentlichdesWechselsimFinanzreferathat
al lerdingsAbg .Kunghakgemeint ,Breitnersei nochbesseralsich
(Heiterket. d.Soz. ) .Ichweissnicht ,obichdieseGefühäswandlunglobens¬
wert nennensoll ,sie ändert aber jedenfalls nichts an der Ta sache ,dass
es die Pflicht der Wiener Christlichsozialen wäre ,in dieser Sache ander
Seite des WienerRathauseszu stehen ( StürmicherBeifall . d .Soz . ) Wiesehr
sich die Christl .hier vondemEmpfindender Bevölkerungentfernen ,zeigt
die Tatsache ,dass die dreitte Partei im Wr .Landtag ,die uns dochzu¬
mindestso feindsceliggegenüberstehtwiedie Christlichsozialen ,wenn
vielleicht auchnur aus taktiihschen Gründen ,hier eine andereMeinung
geäussert hat .Die Verkennung dieger Tatsache hat die christl .Partei
ja auf das Niveau heruntergebracht ,auf demsie heute hier imGemeinderat
ist .( Lebh .Beifall b . . Sez . )Die Reden die die Christl .hier gehalten haben ,
zeigen ,dass sie in diesen 14 Jahrennichts gelernt hndnichtsvergessen
haben ,dass sie dieselbe Taktikmfortsetzen ,die Finanzender Gemeindein
allem und jedem anzugreifen ,zugleich aber auch die Ausgabenpolitik der
Gene inde anzugreifen .So dummist kein Mensch in Vien ,dass er auf solche
Argumentationenhineinfällt .St. R.DannebergnimmtsodanngegendieAusführungenderAbg.

MotzkoStellung ,dass die Infestitionstätigkeit der Geleinde derbodenstän¬
digenWirtschaftnicht zugutegekommensei ,indemer daraufhinweist ,dass
zehntausende Arbeiter infolge dr Investitionstätigkeit in WienBe - ¬
schäftigunggefundenhabenunddassdieArkeitslosigkeitin Wienlamge
nicht so gestiegen ist ,wie in den Bundesländern .Mansollte uns dasnicht
in einem Sugenblicke vorwerfen ,in dem die Bundesregier ung darnach ringt ,
ein paar Millionenfür die Arbeitsbeschaffungbereitzustellen undSie
sollten sich nicht zu dem frevlen Spial hergeben ,der Gemeinde Wiendie
Gelder aus der Handzu schlagen ,damit sie nicht mehr investieren kann
( Lebh .Beifall . d .Soz . )Denndasist derentscheidendeGrund .Siegweißan

die Finanzender Gereindean ,weil sie ihre Investitionstätigkeit unter¬
grabenwollen( Neuerlicherlebh .Beifall b .d .Soz . )Dasist dieeigent¬
liche Triebkraft der RegierungundwennSie daranteilnehmen,werdenSie .
daranmitschuldg werdenundwerdendieseSchuldvorderganzenBevölkerung
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zu büssen haben .Dennirgendwann wird die Bevölkerung zumUrteil überdiese

Politikdochberufenwerden .SiekönneneineGalgenfristhaben ,aberdieser
Urteilsspruchwirdkommen( Lebh .Beifall . d .Soz, ) .VonRednernderchristl .
Parteiist förmlichderRufnachneuenAttackendesAbsolutismusgegendieGemeindeWienausgestossenworden.DieseGesinnungwirdmansicheben-¬
falls merkenundes wird der Augenblickkommen ,womanmit ihrgründlich
abrechnenwird .DieRegierungMotzkohat ja förmlichderRegierungeinenWiener

Speiszettelder/Steuernvorgelegt,diesiedurchNotverordnungenzerstörer
soll .Manwirddafürsorgen ,dassdieWienerBevölkerungdieseGesinnung

erfährt .( Lebh .Beifall . d .Soz . ) Aufdie FragedesAbg .Dr .Hankewegen
einesSparprogrammsderGemeindeerklärtderFinanzreferent,dassselbst-¬
verständlichdieSteuereingämgederGemeindeinihrerEntwicklungsorg¬
fältigverfolgtwerden.Mankannheutenurimallgemeinensagen,dassnicht
nurbeidenBundessteuerm ,andenenwirteilhaben ,sondernbeieinigen,
nichtbeiallenGemeindesteuerneinerückläufigeEntwicklunginfolgeder
schwerenWirtschaftskrisewahrzunehmenist .DiedreiabgelaufenenMonate
des heurigenJahres gebenaber nochkein ausreichendesBild ,umgössere
Massnahmenauf demGebieteder Ersparungin die Wegezu leiten .DieVor¬
gängewerdenmitGewissenhaftigkeitverfolgtunddemGemeinderatundaller
fallsauchdemLandtagwerdenrechtzeitigsolcheVorschlägegemacht
werden.Wennnat .soz .Rednererklärthaben,siehättenerwartet,dasshier
auchüberdasStreikverbetundüberdieEisenbahnerverordnunggesprochen
werdenwird,sesinddlasGegenstände,dienichtunmittelbardennWiener
Landtagbeschäftigen .MorgenfindeteineSitzungdesBundesratesstatt ,
in der diese Gegenständegewiss zur Erörterung gelangenwerden .DieGemeinderätedernat . soz .ParteihabenaberauchüberdieFragender
allgemeinenPolitik gesprochenundhabengesagt ,die Sozialdemokratenknei-¬fenaus .IchmöchtedenHerrendernat . soz.Parzeinursagen ,Siekönnenje nach - demeinmaldie Regierungaufhetzen ,sie sei nochzutwenigantimar¬
xistischundin dernächstenStundewiederdie Sozialdemokratenaufzuhetzeversuchen ,dass sie sich alles gefallen lassen undwannsieendlich
aufdieBarrikadengehenwerden.(Abg. Scholg: AngsthabenSieimmer! )Nein.Angsthabenwir gar nicht wedervor Ihnennochvor HerrnDollfuss .Aber
wennSie auf die Barrikadengehenwollen ,danntun Sie es nur .WannwiraufdieBarrikadengehenwerden ,dashabenSichtSiezubestimmen,sonderndas
wirddie sozialdemokratischePartei undihre Anhängerbestimmen(Stürmische
Beifall . d .Soz. -Zwischenrufe. d .Nat. - Abg.Scholz :DawerdenIhreArbeitereineFreudehaben ! )Ja ,daranwerdendie ArbeitereineFreudehaben ,weil
sie nichtgewilltsind ,Ihnendie KastanienausdemFeuerzuhoöen(StürmischerBeifall . d.Soz .- Zwixchnrufe ) .SiemögenIhreTaktikgegen¬
überder RegierungDollfusseinrichten ,wieSie wollen,wirwerdenunsere
TaktiknachdenBedürfnissenundNotwandigkeitendersoz .dem .Parteieinric
tenundnichtnachIhrenBedürfnissen.DasmerkenSiesich !(Lebh.Beifallb .d .Sez . )

EsfolgtdieAbstimmungüberdenAntragDr .Danneberg.
DieserAntragwirdangenommen:

Damitist dieBehandlungderdringlichenAnerageerledigt.275
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Eswirdnunmehrin die Tagesordnungeingegangenund
amtsführendenST. R.RichterberichtetüberdenRochnungsabschlussdes
Fortbildungsschulrates für Wien für 1931 und über denVoranschlag
des WienerFortbildungsschulfondsfür das Jahr 1933 .ImVoranschlag
für 1933 wurden die Ausgabenmit 1,692 . 000Schilling ,die Einnahmen
mit206 . 070Schillingangenommen,sodasssichbeinunbedenktesNetto¬
erfordernis von4,585 . 000Schilling ergibt .Die Kurialbeiträgewurden
mit 2,167 . 000Schilling festgesetzt .Währendam1 .Jänner 1931noch
2l . 615Schüler gezählt wurden ,warenes am1 .Jänner 1933nurmehr

17. 843. AbgeordneterStöger ( christl .soz . )führte
aus ,dass ebenso wie die Verwaltung der Gemeinde Wien auch das Fort¬
bildungsschulwesenin Wienim Sinne des sozialdemokratischenPartei¬
programmesgeführt wird ,weshalbdie christlichsoziale Landtagafraktion
den Rechnungsabschlussund Voranschlagablehnt .

Abgeordneter Gratzenberger ( Nat .soz . )führt un r and : ren

aus ,dassdie VerantwortlichenandemRechnungsabschlussdesFortbildung.
schulrates als Volkdschädlingewerdenin Schutzhaftgenommenwerden ,
wenndie Nationalsozialisten die Verwaltungführen werden .Erbespricht
dann die einzelnen Posten des Rechnungsabschlusses und kritisiert ,dass
die GemeindeWiendemFortbildungsschulfondsnicht wenigerals . 3

Millionen Schilling an Kurialbeiträgen schuldig geblieben ist ,während
sie auf der anderenSeite gegensäumigeGewerbetreibendewegenaus¬
ständiger KurialbeiträgeExekutionführt .DieNationalsozialistenwaren
nicht in der Lage ,auf die Gebarungder FortbildungsschulenEinfluss
zu nehmen ,die Christlichsizioalen Vertreter desFortbildungsschulrates
sind es aber der Oeffentlichkeit schuldig geblieben ,aus fie dortigen
Misstände hinzuweisen .( Widerspruh bei den Chr .soz . )Vorkurzem
haben die Sezialdemokraten einen Abbauvon 178 Lehrpersonenbeschlossen ,
der aber nicht nach sozialen Grundsätzen durchgeführt wurde .Wir habenz
IhremganzenSystemder Fortbildungsschulenkein Vertrauen ,weildiese
langsameine ZuchtanstaltvonLehrernwerden ,vondenenSieannehmen,
dass sie Ihrer Gesinnungsind .Einer der ärgsten Rerroristenist der
sattsam bekannte Jude Papanek .Er hat seinen Bezug als Gemeinderat ,
als Fortbildungsschullehrer ,seine Gattin ist Aerztin imLainzerspital .
Er ist es ,der die Lehrerin einer geradezuunerhörtenWeisedrangsa¬
liert .SolangesolcheZuständeherrschen ,könnenwirfür diesenVoran¬
schlag nicht stimmen .( Beifall . d .Nat .soz . )

AggeerdneterHuka( christl . soz. )verweistdarauf,
dassdie ZahlderSchülerum13 . 2Prozentunddie ZahlderKlassenum
mehr als 34 Prozent zurückgegangen ist .Trotzdem sind die Kurialbei¬

träge der Gewerbetreibendenvon 1925 bis 1931 vollständig unverändert
geblieben .DerRednerbeantragt ,die ZahlderVertreterderGewerbe¬
inhaber auf 15 zu erhöhen .Ferner stellt der Rednerden Antrag ,diemissbräuchliche Verwendung von Räumlichkeiten der Fortbildungsschulen

zu parteipelitischen Zweckensei ausnahmsloszu untersagen undUebertre¬tungen dieses Verbots strengenstens zu ahnden .
Nach dm Schkusswot des Referenten wird der Rechnungs - ¬

abschlussdesFortbildungsschulrates für Wienfür 1931undderVoran¬
schlag des Fertbildungsschulrates für 1933 genehmigt ,die Anträge
Huka werdenabgelehnt .Schluss der Sitzung 22 Uhr30 .

Bogenabfertigung 22 Uhr35 .
276
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VerteuerungderProduktionderWienerstädtischenGaswerke.
Der durch Notverordnungvor kurzemeingeführteZuschlag

zur Frachtsteuer für Güter in Wagenladungen hat für denInlandverkehr

eine Verteuerungder Frachtfür je zehnSchilling umeinenSchilling ,je¬
doch höchstens um sechs Schilling für die Sendung gebracht .Für den übrigen

Verkehr ist ein Zuschlag von sechs Schilling für die Sendungeingeführt
worden .Diese Neuerung bedeutet für die Wiener städtischen Gaswerke ,die

infolge ihres grossen Kohlenbedarfesmit mehrals 50 . 000Wagenladungen
pro Jahr zu rechnenhaben ,eine Mehrbelastungvonrund 330 . 000Schilling
imJahr .

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.
In der nächsten Zeit werdenin der Inneren Stadt dieStuben¬

bastei ,Zedlitzgasse ,Cobdengasse und Liebenberggasse ,in Margareten die Rech¬
te Wienzeile ,St .Johanngasse,LuftgasseundderSt .JohannPark ,inHietzing
die St .Veitgasse ,Stadlergasse ,DehnegasseundDonhartgasseundinOttakring
die Ganglbauergasse ,Wendtgasseund der noch nicht elektrisch beleuchtete
Teil der Bachgassemit elektrischer Peleuchtungversehen .DerMagistrathat
die Aufträgezur Durchführungder notwendigenInstallationsarbeiten bereits

vergeben .

DasHistorische Museumder Stadt Wienam1 .Maigeschlossen .
DasHistprische Museumder Stadt Wieneinschliesslich der

AusstellungdesMusikzimmervonJohannesBrahmsist am . Mai(Staatsfeier .
tag)geschlossen.

FreieArztstelle .
AnderProsekturdesKrankenhausesderStadtWieninLainz

gelangt die zweite Stelle eines Assistenzarztes zur Besetzung .DieBezuge
eines Assistenzarztes betragen 356 ' 25Schilling monatlichunderhöhensich
nach den ersten zwei Dienstjahren als Assistenzarzt einmal um10 ' 15Schil¬
ling monatlich .Hiezukommtein monatlicherWohnungsgeldzuschussvon33Schi
ling ,der im Falle der Einräumungeiner Dienstwohnungwieder zur Gänzeals
Entgelt für Beheizung ,Beleuchtung und Bedienungabgezogenwird .Gesucheum
dieseStelle ,die mitdenentsprechendenPersonaldokumentenundVerwendungs¬
zeugnissenbelegt sein müssen ,sind bis spätestens 15 . Maiim BüroderVer¬
waltungsgruppe für Personalangelegenheiten im Neuen Rathaus einzubringen .
Bereits im Dienste der GemeindeWienstehende Bewerberhaben dieGesuche
im Dienstweg vorzulegen .Die Gesuche sind mit einem Bundesstempel imBe¬

trage von1 Schillingzu versehen ;die Gesuchsbeilagensind ,wennsienicht
ohnehinbereits gestempeltsind ,miteinemBundesstempelimBetragevonje
20 Groschenzuversehen .

GemeindevermittlungsamtNeubau.
DienächstenSühnverhandlungenbeimGemeindevermittlungsamt

Neubaufindenam . ,10. ,17 . ,24 .und31 .MaiimBürodesBezirksvorstchers
statt . DieVerhandlungenbeginnenimmerum10 Uhr30 .
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Ausbauder SiedlunganderSpiegelgrundatrasse.
Errichtung des dritten Bauteiles mit 105Wohnungen.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom . April 1933den
gänzlichenAusbauderSiedlungsanlageanderSpiegelgrundstrasseinOttakring
beschlossen . DerGemeinderatsausschussfür Wohnungswesenhat nunmehrinseiner
letzten Sitzung die treuhändige Ausführungdes dritten Bauteiles dererwähn¬
ten Siedlungsanlage ,der 105 Wohnungenenthalten wird ,derGemeinwirtschaftli¬
chenSiedlungs - undBaustoffanstalt übertragen .Die Kostenfür den Baudieser
Wohnungenbetragenrund1,276 . 000Schilling .

Marktverkehrin der Grossmarkt- undViktualienhalle.
Morgen ,Samstag ,sind die Grossmarkthalle ,AbteilungfürFleisch¬

waren ,unddie Viktualienhallebis 18 Uhroffen .Uebermorgen,Sonntag ,undam
. Mai( Staatsfeiertag ) sindbeide Hallengeschlossen .

- . —. —————.—.- - .—.——.- ¬
Strassenabsperrung .

WegenStrassenbauarbeitenwirddieKrottenbachstrassezwischen
der Strehlgasse und der Agnesgasse von Dienstag ,den . Mai ,an auf die Dauer
von ungefähr acht Wochenfür die Durchfahrt in beiden Fahrtrichtungen ge¬
sperrt . DerVerkehrwirdüberdieSievringerStrasseundAgnesgassegeleitet .
DieAutobuslinieBillrothstrasse -Salmanndorfwirdauf die DauerderSperre
nurbis zurStrehlgassegeführt.

EinneuesstatistischesTaschenbuchderStadtWien.
Soøben ist das neueste ,von der Magistrats - Abteilungfür Sta¬

tistik herausgegebenestatistische Taschenbuchder Stadt Wienerschienen .
DashandlicheBüchleinenthält in 151Nachweisungendie wichtigstenstati¬
stischen Angabenüber WienunddessenVerwaltung .Besondershervorzuhebensind
die Uebersichten über das Bevölkerungswesen ,Fürsorge - undGesundheitswesen,
WirtschaftundVerkehr ,Schul - undBildungswesen,überSportundRechtspflege.
Ein Anhangunterrichtet über wichtige Angabenanderer Bundesländerundder
europäischen Staaten ,über die jüngsten Einwohnerzahlender Städte derWelt

mit mehrals 500 . 000Einwohnern ,über die Rundfunksenderder Welt ,dieKraft¬
wagen- Unterscheidungszeichen ,die kürzesten EntfernungenWiensvon deneuro¬
päischenVerkehrszentrenundüberdie Zonenzeitender Erde .Dasgefälligaus¬
gestattete Büchlein ist im BuchhandelzumPreise von eineinhalbSchilling

erhältlich .

MütterschulederStadtWien.
Am15. MaibeginntanderKoch- undHaushaltungsschulederStadt

Wien ,Brückengasse3 ,ein neuer Säuglingskurs mit anschliessendemPraktikum .
DerKursdauert sechsWochen .Alle näherenAuskünftein derSchulkanzlei,
FernsprecherB25- -19.—
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Neuestadtieche Arbeits - undLieferungsaufträge .
Gesamtkostenaufwandmehrals215millionenSchilling. -Strassen-,Kanal-und

Brückenbauten.
DerGemeinderatsauschussfürtechnischeAngelegenheitenhatinsei¬

ner letzten Sitzung neuerlich eine ReihevonStrassenbautenin Wienbeschlos¬
sen . SowirdimRahmendesausserordentlichenStrassenbauprogrammesmiteinem
Kostenaufwandvonrund36. 000SchillingdieKaunitzgassein Mariahilfinder
StreckevonderDürergassebiszurMagdalenenstrasseumgebaut.DieStrasseer¬
hält in einer Breitevon ' 5MeternKleinsteinpflastermitKaltasphaltfugen¬
vergussauf Makadamunterlage.In Döblingwird ,ebenfallsimRahmendesausser¬
ordentlichen Strassenbauprogrammes,die Krottenbachstrassein der Streckevon
der Strehlgassebis zur Agnesgasseumgebaut ;die Fahrbahn ,die derzeit515Mete
breit ist ,wird auf 8 Meter verbreitert und erhält eine Walzasphaltdecke auf
Betonunterlage .Längsder südlichenBaufluchtwerdenein 2 MeterbreitesBaum¬
bankettund3 MeterbreiteGehwegeangelegt ;aufdernördlichenSeitederBau¬
fluchtwirdein 3 Meterbreiter,gekiesterGehweghergestellt .DieKostendie¬
ser Strassenbauarbeitenbetragenrund188 . 000Schilling .AuchdieArmbruster¬
gasse wird umgebaut .In der Strecke vomHaus Orientierungsnummer22 bis zur
Kahlebergerstrasseerhält dieseGasseKleinsteinpflastermitKaltasphaltfu¬
genverguss auf Makadamunterlage ;die Fahrbahn wird 7 Meter breit sein .DieKo¬
sten diesesStrassenbaues ,der ebenfallsimRahmendesausserordentlichen
Strassenbauprogrammesdurchgeführtwird ,betragenrund55. 000Schilling.
Schliesalich wird in der Brigittenau ,auch im Rahmendesausserordentlichen
Strassenbauprogrammes,dieTraisengassevonderDresdnerstrassebiszurOspel¬
gasse umgebaut .An Stelle der schadhaften Makadamfahrbahnwird eine 11Meter
breite Fahrbahnaus Kleinsteinpflaster auf BetonunterlagemitKaltasphaltfu¬
genverguss hergestellt ,die beiderseits durch Granitrandsteine abgegrenzt wird

Ueberdies werdendie Gehsteige instandgesetzt .Für diese Arbeiten werdenrund
100 . 000Schillingaufgewendet.

DerGemeinderatsausschussfür technischeAngelegenheitenhatinde :
gleichen Sitzung auch die Aufträge zur Erhaltung derHolzpflasterstrassen ,
zur ErhaltungundInstandhaltungder Künettenin Teer - ,Asphalt - ,Beton- und
Makadamstrassen zur Erhaltung der Asphaltpflasterstrassen und dio Lie¬

ferungen und Arbeiten für die Staubbekämpfungvergeben .
Ueberdieshat der Ausschussbeschlossen ,in HernalsdenHauptunrats¬

kanalin der Lacknergassein der Streckevonder Rötzergassebis zumDie¬
poldplatz und den Kanal auf demDiepoldplatz bis zumHauseOrientierungsnum¬
mer9 umzubauen.AnStelledesalten ,schadhaftenundseichtliegendenZiegel¬
kanals wird mit einemKostenaufwandvonrund 70 . 000Schilling eininsgesamt
130 Meter langer Betonkanalhergestellt .

/FortactzungBlatt2/
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Schliesslich ist in der gleichen Sitzung beschlossen worden,mit

einemKostenaufwandvon rund 72 . 000Schilling das Fahrbahnpflaster ,denAn¬
strichderBrückengeländerunddenHolzbelagdesRevisionsstegesderFlorids
dorferBrückeausbessernzulassen.DieKostendieserStrassen - ,Kanal - undBrückenbautenbetragenins¬
gesamt mehr als ' 5Millionen Schilling .

Einlösungdes Mai- Kupons1933der WienerDollar-Anleihe.
Die Einlögung der Kupons der Wiener Dollar - Anleiheist ,wiebereits

gemeldet worden ist ,während der Dauer des gegenwärtigen Transferverbotes
bei denausländischenZahlstellennicht möglich ;sie kannjedochvom. Mai
an beimWienerBank- Vereinin Wienundbei dessen Filialen inOesterreich
gemässden bestehenden Devisenvorschriften in Schilling unterZugrundele¬
gungdesoffiziellen Geld- Kursesder OesterreichischenNationalbankfür
ScheckNewYorkvom29. April1933erfolgen .

Strassenbahnfahrpreisam. Mal.
Am . Mai( Staatsfeiertag )gilt auf der Strassenbahn undStadtbahn

der Sonntagsfahrpreis .Die Frühfahrscheine - Hin- undRückfahrscheine ,Wochen¬
karten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine ,SchüleranweisungenundSchüler¬
freikarten habenam . MaikeineGültigkeit .DerAutobusbetriebist andiesem
Tageeingestellt .

Jubilare derEhe .
In Vertretung des Bürgermeisters überreichte heute amtsführender

StadtratHonaydenEhepaarenJosefundMariaPojer ,KarlundFranziskaSchön
auer und Johann und Marie Storn anlässlich der goldenen Hochzeitsfeier in
ihren Wohnungendie Ehrengaben der Stadt Wien .Pojer ,ein WähringerSchneider
meister ,unddessen Gattin stehen im 74 .Lebensjahr .Daseinzige Kind ,eine
Tochter ,starb imAlter von22 Jahren .Schönauersteht im78. Lebensjahrund
ist heute noch Portier auf dem Alsergrund ;seine Frau ist 73 Jahre alt .Von
sieben Kindernleben drei ;das Jubelpaarhat sechs Enkelkinder .Stornist
seit mehrals fünfzig Jahren Tischlermeister in der Leopoldstadt undarbei¬
tet trotz seiner 72 Jahre heute noch im Betrieb .Der Ehe entsprossen neun
Kinder ,von denenfünf amLebensind ;das Jubelpaar hat siebenEnkelkinder .


	Nr. 94 / 1. April 1933
	[Seite]

	Nr. 94a / 1. April 1933
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Nr. 96 / 3. April 1933
	[Seite]

	Nr. 97 / 4. April 1933
	[Seite]

	Nr. 98 / 5. April 1933
	[Seite]

	Nr. 99 / 6. April 1933
	[Seite]

	Nr. 100 / 7. April 1933
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Nr. 101 / 8. April 1933
	[Seite]

	Nr. 102 / 10. April 1933
	[Seite]

	Nr. 103 / 11. April 1933
	[Seite]

	Nr. 104 / 12. April 1933
	[Seite]

	Nr. 105 / 13. April 1933
	[Seite]

	Nr. 106 / 14. April 1933
	[Seite]

	Nr. 107 / 14. April 1933
	[Seite]

	Nr. 108 / 15. April 1933
	[Seite]

	Nr. 109 / 18. April 1933
	[Seite]

	Nr. 110 / 19. April 1933
	[Seite]

	Nr. 111 / 20. April 1933
	[Seite]

	Nr. 112 / 21. April 1933
	[Seite]

	Nr. 113 / 22. April 1933
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Nr. 114 / 24. April 1933
	[Seite]

	Nr. 115 / 25. April 1933
	[Seite]

	Nr. 116 / 26. April 1933
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Nr. 117 / 27. April 1933
	[Seite]

	Nr. 118 / 28. April 1933
	[Seite]

	Nr. 119 / 29. April 1933
	[Seite]
	[Seite]


